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strecken müssen. Das, was geht, geht, und das, was 
nicht geht,, da werden-Wir einfach den Leuten sagen 
müssen, dann könnt ihr euch das eine oder andere 
nicht leisten. 

Da komme ich jetzt zu jenen Organisationen oder 
Vereinen, die ja mehr dem sportlichen Schaugeschäft 
unterliegen' und nicht der sportlichen Betätigung. 
Mir, ich muß das freiweg sagen, ist es ganz egal, 
ob bei einem Bundesligaverein einer solche Muskeln 
und solche Wadeln hat. Das hat für die sportliche 
Betätigung gar keine Bedeutung, das ist sein Ge­
schäft, dafür rennt er, hoffentlich muß ich sagen. 
Aber die sportliche Betätigung, von der ich mir 
vorstelle, daß sie eine Förderung rechtfertigt, ist 
im Lande der Breitensport. Für den Breitensport 
können wir einiges tun und da sollten wir auch 
einiges tun. Hier halte ich auch den Einsatz von 
Steuermittelri für gerechtfertigt. Wenn das stimmt, 
was ich aus einer Studie entnommen habe, daß zum 
Beispiel bei den. Untersuchungen in unseren Schu­
len heute der Senkfuß fast zur Normalausstattung 
eines Kindes gehört, dann muß man schon sagen, 
dann ist das eine sehr bedauerliche Sache. Wenn 
weiters gesagt wird, daß in der Volksschulzeit be­
reits der Anteil der übergewichtigen Kinder auf 
7 Prozent angestiegen ist, dann würde ich sagen, 
ist das eine sehr entscheidende Untergrenze. Ich 
weiß von einer Verantsaltung, die die Stadtge­
meinde Wien für Kinder im den Radstätter Tauern 
veranstaltet hat, da waren 100 Kinder, und zwar 
im Alter zwischen 10 und 14 Jahren, und keiner 
unter 100 kg. (Abg. Pranckh: „Das war die Aus­
wahl!") Dann muß man auch sagen ,da stimmt etwas 
nicht mehr. (Abg. Pölzl: „Die ausgefressenen Wie­
ner!" — Abg. Brandl: „In der Steiermark gibt es 
keine!" — Landesrat Peltzmann: „Der verhungerte 
Pölzl!" — Heiterkeit) Ich kann nur sagen, daß mir. 
dabei nicht zum Lachen zumute ist. Dann kommt 
natürlich noch dazu, daß die Wachstumsbeschleuni­
gung i eine der Ursachen für so viele Haltungsschä­
den ist. Dann kommt dazu, daß 10jährige — das 
zeigt auch eine Untersuchung — schon an Magen­
geschwüren leiden. Außerdem kommt dazu, daß 
in einzelnen Bundesländern so viele Turnstunden 
ausfallen. Weiters höre ich, daß eine Untersuchung 
aus unserer Armee (SPÖ: „Armee?") ergeben hat, 
daß beim 15-km-Gepäcksmarsch beim Bundesheer 
30 Prozent ausfallen. Ja, wenn ich daran denke, 
wie wir im Zweiten Weltkrieg marschiert sind, 
15 km, das war, wie man so sagt, ein Nebenbei­
vergnügen. (Abg. Gerhard Heidnger: „Er war ja 
Feldwebel. Er ist mit dem Roß geritten!" — Heiter­
keit) Wissen Sie, mit einem weißen Jahrgang unter­
halte ich mich nicht über die Armee, damit das 
klar ist, sondern nur mit einem; der dabei war. 
(Heiterkeit — Abg. Gerhard Heidinger: „Ich war 
dabei!") Ich habe gehört, daß Sie beim Nachschub 
waren, darum haben wir nie eine Verpflegung ge­
habt, (Heiterkeit -—; Abg^ Gejrhjird H^ 
wegen haben Sie so schlecht ausgeschaut!") Ich 
kann nur sagen, verehrter Herr Abgeordneter Hei-
dinger, ich war bei der Panzertruppe. Wir haben 
keine Rösser gehabt, damit das gleich klargestellt 
ist. (Abg. Bammer: „Aber gefahren ist er!") Es ist 
durchaus möglich, daß von einem weißen Jahrgang 
etwa, bei der. Panzertruppe auch Rösser verstanden 

werden, Bei uns war das nicht so. Aber Spaß bei­
seite! Es ist eine sehr bedenkliche Erscheinung, 
wenn ich mir vorstelle, wir sind im Zweiten Welt­
krieg an manchen Tagen zwischen 40 und 50 km 
marschiert, ohne daß einer sagen konnte, er hat 
Blasen auf den Füßen. (Abg. Pölzl: „Und dabei ha­
ben sie noch einen Panzer tragen müssen!" — Hei­
terkeit—Landesrat Peltzmann: „Das war der Puch-
Haflinger!") Es ist furchtbar, wenn weiße Jahr­
gänge Zwischenrufe machen. (Landesrat Bammer: 
„Da wird man leicht blaß!" — Weitere unverständ­
liche Zwischenrufe, — Heiterkeit) Der Abgeordnete 
Pölzl glaubt, er ist in der Herrengasse bei einem —• 
Kinderspielzeuggeschäft vorübergegangen und 
meint den Panzer. So habe ich es verstanden. Ich 
will damit nur zum Ausdruck bringen, daß diese 
Frage vom Breitensport her zweifelsohne zu be­
rücksichtigen ist und hier wird jede Förderung ge­
rechtfertigt sein. 

Was den Spitzensport anlangt — das muß auch 
gesagt werden —, dort wo wir fördern — ich er­
innere jetzt etwa an die Herren-Weltcupabfahrt 
in Schladnüng oder an den Slalom oder auch an 
Formel I am österreichring, den Grand1 Prix, oder 
auch an Veranstaltungen, die dem Showgeschäft 
dienen — erfolgt die Förderung nicht zuletzt auch 
im Hinblick auf die Werbetätigkeit des Landes 
und damit auch auf Interessen, die zugegebener­
maßen schwerpunktmäßig den Fremdenverkehr be­
rühren. Aber vom Fremdenverkehr her, das ist noch 
die übriggebliebene Wachstumsbranche unserer 
Wirtschaft im Augenblick, können wir doch sagen, 
daß der Spitzensport immerhin eine beachtliche 
Bedeutung hat. Aber dazu haben wir noch Gelegen­
heit, in der Gruppe 7 zu reden und das werde ich 
ausgiebig besorgen. 

Nun, verehrte Damen und Herren, noch ein Wort 
zu der Frage, die heute schon erörtert wurde, näm­
lich^ zur Frage des Pistenraüsches, der Frage, die 
heute mit höher, weiter und schneller umschrieben 
wird. Jetzt darf ich mir erlauben, etwas zu sagen, 
was auch bei der Gelegenheit gesagt werden muß 
und damit bin ich schon in der Zielgeraden: Hier 
tragen ein gerüttelt Maß auch die Massenmedien an 
Verantwortung, Wenn natürlich jede Sache un­
entwegt aufgespielt wird, wenn nur mit Schlagzei­
len operiert wird, dann ist es nicht zu vermeiden, 
daß viele glauben, sie können nur bestehen, wenn 
sie es zumindest andeutungsweise einem Klammer 
oder einem Niki Lauda gleichmachen. Die Rechnung 
geht halt dann auch nicht auf. Ich würde daher auch 
bitten, daß man sich der Verantwortung auch von 
der Medienseite her bewußt ist bei all den Dingen, 
die beim Spitzensport stattfinden. Der Spitzensport 
ist es ja, der so viele verleitet, Dinge zu versuchen, 
Man braucht sich nur erzählen zu lassen, was sich 
nach einem Formel-I-Rennen am österreichring er­
eignet, wenn die Leute nach Hause fahren. Zum 
Glück gibt es zuerst Kolonnen, _da geht es nicht 
schneller, Wenn aber erst einmal die. Piste frei ist, 
nützt das ganze Radarsy<stem der Gendarmerie und 
Polizei nichts. Dann sagt jeder: „Das wäre doch ge­
lacht, ob ich aus der Kiste nicht doch das Letzte 
herausbringen könnte." Dasselbe gilt für die Veran­
staltungen im Winter. Dasselbe gilt für die Ag.gres -̂
sionen, die sich auf unseren Sportplätzen ereignen. 



16. Sitzung des Steierm. Landtages, VIII. Periode —• 110., 11. und 12. Dezember 1975 653 

Das alles wird angeheizt und aufgeschaukelt und 
dann glaubt man, man habe das Richtige getroffen. 
Ich würde sagen, hier spielt das, was der Engländer 
mit der sportlichen Fairneß umschreibt, auch eine 
entscheidende Rolle und man- könnte hier noch eini­
ges verbessern oder verändern. 

Ich fasse, zusammen und darf sagen, daß der stei-
rische Sport in seiner ganzen Entwicklung einiges 
zu verzeichnen hat, das uns mit Freude und Genug­
tuung erfüllen kann. Heute ist es fast so, daß wir 
kein kleines Dorf mehr haben, wo nicht eine Sport­
anlage besteht, wo viele Idealisten am Werk sind, 
die sich bemühen, dem Breitensport — und der 
liegt mir am Herzen — auch jenes Gewicht zu ver­
leihen, welches wir alle dringend wünschen und 
auch dringend brauchen. Er hat aber auch eine ge­
sellschaftsbildende Funktion, nicht zuletzt deshalb, 
weil es uns gelingt, gerade.über den Sport viele 
Zehntausende junger Menschen in unserem Lande 
zusammenzuführen, sie für eine sinnvolle Freizeit­
gestaltung zu interessieren und auch dafür, daß sie 
selbst auch eine Erfüllung finden. Wenn wir das 
fördern, halte ich das für gerechtfertigt. 

Ich möchte aber von meiner Warte aus als der 
zuständige Referent sehr herzlich den Funktionären 
danken. Erfreulicherweise gibt es noch viele, die 
bereit sind, sich in den Sportvereinen als Funktio­
näre zu betätigen, was nicht immer die reinste 
Freude darstellt, und ich danke allen Sportlern, 
die im Jahre 1975 mitgetan haben und die dazu bei­
getragen haben, daß unser Land auch im Sport seine 
Stellung hat. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Als letztem vorgemerkten Redner in 
der Gruppe 2 erteile ich dem Herrn Landesrat Jung-
wirth das Wort. 

Landesrat Prof. Jungwirth: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! 

Zuerst zwei Punkte, bei denen ich persönlich anr 
gesprochen worden bin: Es hat gestern der Herr 
Landtagsabgeordnete Präsident Gross über die 
österreichische Urania in der Steiermark gesprochen 
und die Frage gestellt, ob sie von Landesseite her 
irgend etwas zu befürchten habe. Ich kann feststel­
len, daß das nicht der Fall ist. Die Urania hat sich 
im Mai dieses Jahres an uns mit einem dringlichen 
Hilferuf gewandt. Es ging um eine überplanmäßige 
Bedeckung im Ausmaß von 120.000 Schilling. Es war 
nicht ganz einfach, diese Bedeckung zu finden, sie 
ist aber voll beschlossen worden, die Sache ist ge­
regelt und es wird auch in Zukunft der Urania, wenn 
sie es braucht, geholfen werden. 

Die zweite Frage kam von Herrn Abgeordneten 
Dr. Strenitz: Er hat mich gefragt, wie es in meinem 
Referat sei, wenn eine Bezirkskirudergärtnerin von 
Brück nach Leoben versetzt werde. Ich kann dazu 
feststellen — wir haben schon ein kurzes Privat­
gespräch darüber geführt •—, es gibt keine Bezirks­
kindergärtnerin, die das Land anstellt, daher kann 
es auch keine versetzen. Es handelt sich hier offen­
bar um eine Kindergärtnerin aus der Stadt Brück, 
die in der Stadt Leoben angestellt worden ist, ob­
wohl es in Leoben auch Kandidatinnen gegeben hat. 
Dafür ist aber einzig und allein der Dienstgeber zu­
ständig, das ist der Bürgermeister Posch aus Leoben. 

Bitte sich an ihn zu wenden, er wird Ihnen sicher 
gerne Auskunft geben. (Landeshauptmannstellver­
treter Sebastian: „Das stimmt nicht. Der Bürgermei­
ster Posch fragt ja, warum eine Kindergärtnerin 
aus Brück als Aufsichtsperson nach Leoben gegeben 
wird.' Das ist die Frage; nicht angestellt, sondern 
als Aufsichtsperson für den Bezirk Leoben!") Das 
ist eine ganz andere Frage, dann wäre sie anders 
zu formulieren gewesen. Es gibt keine Bezirkskin-
dergärtnerinnen. (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Das ist 
alles verkehrt!") Das ist sehr einfach zu beantwor­
ten: Es gibt zwei Fachinspektofinnen, die außerhalb 
von Graz wirken, eine in Leoben und eine zweite 
in Liezen. Die sind für den ganzen Raum zuständig, 
das heißt, die in Leoben wirkt für den ganzen Raum 
von Mürzzuschlag bis Murau, und hier war es 
durchaus möglich, daß man eben eine Fachkraft aus 
diesem Raum, aus dem Bezirk Brück, eingestellt 
hat, weil sie für diese Region tätig ist. 

Nun noch zu den Kindergärtnerinnen: Es wurden 
gestern schon Ziffern über die Entwicklung des Kin­
dergartenwesens genannt, die ich nicht zu wieder-, 
holen brauche. Wir sind hier auf einem sehr guten 
Weg. Eine Zahl scheint mir noch wichtig zu sein: 
Wir haben immer wieder von Chancenausgleich 
zwischen den einzelnen Bezirken und den einzelnen 
Gemeinden in den Bezirken gesprochen. Wenn wir 
die Zuwachsraten des Jahres 1975 gegenüber 1974 
analysieren, so bemerken wir, daß gerade auf die­
sem Gebiet Gewaltiges geleistet wurde. Die Zu­
wachsraten an Kindern, die Kindergärten besuchen, 
sind nämlich in folgenden Bezirken am stärksten 
gestiegen: An der Spitze steht der Bezirk Graz-
Umgebung, der ja vorher das Schlußlicht in der 
Tabelle gewesen ist, mit einer Zusatzrate von 37,7 
Prozent; der Bezirk Weiz an zweiter Stelle mit 28,9 
Prozent, Fürstenfeld mit 24 Prozent, Radkersburg 
mit 21,8 Prozent, Leibnitz mit 20,9 Prozent. Die 
Liste könnte fortgesetzt werden. Es zeigt sich also, 
daß dieser bewußte Chancenausgleich im Gange 
ist und daß unser Förderungsgesetz hier auch seinen 
Beitrag geleistet hat. 

Wir haben festgestellt — und hier komme ich 
zurück auf die Bemerkungen, die die Frau Abgeord­
nete Jamnegg gemacht hat — wieviele Kinder von 
berufstätigen Müttern die steirischen Kindergärten 
besuchen. Es ist eine verhältnismäßig große Zahl, 
es sind 41 Prozent, die aus Familien stammen, in 
denen die Mutter berufstätig ist. Das ist eine Zahl, 
die hoch ist, die aber keine Mehrheit ist. Gerade 
deswegen muß nochmals unterstrichen werden, 
meine Damen und Herren: Nehmen wir das Pro­
blem des Halbtags- bzw. Ganztagskindergartens 
ernst. Es ist nun einmal der Halbtagskindergarten 
die richtige Form. Denn auch wenn der Ganztags­
kindergarten so gut wie nur möglich geführt wird, 
ist er eine Belastung für die kleinen Hascherin, 
ob sie nun drei, vier oder auch fünf Jahre alt sind. 
Wir sollen diese Belastung vermeiden, wo immer 
es möglich ist. Deswegen bleibt unser Motto auf­
recht: Soviel Halbtagskindergärten wie möglich und 
nur so viel Ganztagskindergäten wie unbedingt 
nötig. 

Das Beihilfensystem hat sich gut eingespielt. Im 
ersten Kindergartenjahr sind 8300 Beihilfen ausge­
zahlt worden, im zweiten Jahr sind bereits 8000 
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Ansuchen eingetroffen, von denen rund 5000 positiv 
erledigt wurden. Die Zusammenarbeit mit dem Re­
chenzentrum funktioniert ausgezeichnet. Es ist auf 
diese Weise gelungen, diesen ganzen Wüst von 
Beihilfenansüchen in der Zentrale in Graz mit zwei 
Beamten mehr zu bewältigen. 

Nun ein Wort zum Nulltarif. Wenn man vom 
Nulltarif Spricht, dann muß man zugleich die Frage 
beantworten, was kostet er. Zum bisherigen Stand 
hat die Frau Abgeordnete Jamnegg gestern die 
Antwort gegeben. Ich habe auch überschlagsartig 
ausrechnen lassen, was der Endzustand kosten 
würde, von dem ja manche träumen, das heißt, wie 
wäre es, wenn — Theorie im Augenblick — für 
sämtliche Kinder zwischen 3 und'5 Jahren ein Kin­
dergartenplatz gratis in der Steiermark zur Ver­
fügung gestellt werden würde, und zwar mit den 
jetzigen Preisen. Das würde bedeuten, daß wir 
rund 45.000 Kinder zu versorgen hätten, denn ein 
Geburtenjahrgang beträgt jetzt nur mehr 15.000, 
vor ein paar Jahren waren es noch 20.000. Darüber 
werde ich noch kurz sprechen. Das sind also rund 
45.000 Kinder. Wenn man nun den Betrag von 
380 Schilling, der* wir als Durchschnittsbetrag an­
genommen und ausgerechnet haben, mal 10 Monate 
berechnet, dann ist der Sachaufwand mit 171 Mil­
lionen Schilling zu beziffern. Dazu kommt der Per­
sonalaufwand der Kindergärtnerinnen. Bei ange­
nommen 1500 Gruppen zu je 30 würde das 127 Mil­
lionen Schilling bedeuten. Schließlich haben wir für 
das weitere Personal, Helferinnen usw., eine fiktive 
Summe von 60 Millionen Schilling eingesetzt. Das 
ergibt dann insgesamt 358 Millionen Schilling pro 

. Jahr. Ich wiederhole, es ist eine fiktive Berechnung, 
weil es ja eine Traumberechnung ist, aber ich 
glaube, es ist notwendig, \daß man sich eine solche 
Zahl auch vergegenwärtigt. Wir würden also in einem 
Jahr bei den jetzigen Preisen mit rund 360 Millio­
nen Schilling zu rechnen haben. Dabei, meine Da­
men und Herren, ist nicht ein Schilling für Bau­
vorhaben einberechnet worden. Soweit eine solche 
überschlagsartige Berechnung. Ich glaube, beim jet­
zigen Stand des Ausbauzustandes in der Steiermark 
und auch beim jetzigen Finanzstand des Landes 
muß man sagen: „Die Nulltarifler fordern alles für 
die Gemeinden, die schon haben, und für alle El­
tern, auch die reicheren, die schon einem Kindergar­
tenplatz haben." Die anderen, die nicht dieser Auf­
fassung sind, sagen: „Vordringlich ist das Nachzieh-

- verfahren. Wichtiger sind die Sorgen der Gemein­
den, die noch nichts haben, und auch der Eltern, 
die ärmer sind und die daher sozial gestaffelt eine 
Hilfe beanspruchen sollen." Ich glaube, das ist in 
der jetzigen Phase und beim jetzigen Stand unseres 
Landesbudgets die richtigere und sozialere Auf­
fassung. (Beifall bei der ÖVP und FPÖ.) 

Wir haben, was die Kindergärten, betrifft, auch 
das Kindergartengesetz aus dem Jahre 1966, das 

_ isi.dasLjGErndgesetz und nicht das Fördejrungsgesetz, 
-in Überarbeitung genommen. Es laufen Vorberei­
tungen in der Rechtsabteilung 13, Es wird aller 
Voraussicht nach ein Entwurf für ein verbessertes 
Gesetz dem Landtag vorgelegt werden, wo genauere 
Begriffsbestimmungen ^ da sich seit dem Jahre 
1966 eben viel gewandelt hat — aufgenommen 
werden sollen. Zum Beispiel Vereinheitlichung des 

Betriebes, die Mitspräche der Eltern beispielsweise 
und Fragen der baulichen Gestaltung sollen defi­
niert werden" und einiges andere mehr. Soweit zu 
den Kindergärten. 

Zu den Schulen-möchte ich auch ein paar kurze 
Bemerkungen anhängen. Der .Oberstufenabbau ist 
abgeschlossen bis auf ein paar ganz entlegene Schu­
len in gebirgigen Gegenden im Grenzland. Wir 
haben noch 106 Oberstufenschüler in der Steiermark, 
aber alle _ diese Oberstufen sind auslaufend. Ein 
Problem steht weiter heran. Das ist die Auflassung 
der niedrig organisierten Volksschulen und beson­
ders der einklassigen Volksschulen, groteskerweise 
ist eine Entwicklung zu beobachten, nämlich daß 
die Zahl der einklassigen Volksschulen wieder 
langsam zu steigen beginnt. Das hat seinen Grund 
darin, daß die Geburtenziffern sinken und daß aus 
zwei- oder dreiklassigen Volksschulen einklassige 
werden. Wir müssen uns mit dieser Frage ausein­
andersetzen. Wir werden aber bei den Auflassungen 
behutsam vorgehen müssen, denn eines ist nicht 
zu übersehen: Auflassung der Volksschule bedeu­
tet Abzug des Lehrers oder der Lehrerin und das 
bedeutet zugleich die Gefahr der totalen kulturellen 
Verpdung dieses Dorfes oder dieser Region. Daher 
müssen wir mit größter Behutsamkeit bei diesen 
Auflassungen vorgehen. Es ist kein einfaches Pro­
blem. Das Hauptschulnetz ist ausgebaut, wir haben 
jetzt 191 funktionierende Hauptschulen in.der Stei­
ermark.. Alle, bis auf 16, haben bereits einen 
Pflichtsprengel. Hier ist weitgehend die Umorga-
nisation ebenfalls beendet. Zwei wichtige Gebiete 
sind der Polytechnische Lehrgang und die Sonder­
schule. Hier haben wir weiter versucht, das Niveau, 
die Arbeitsmöglichkeiteni dadurch zu verbessern, 
daß Polytechnische Lehrgänge und Sonderschulen 
weiter verselbständigt wurden, denn die angehäng­
ten Klassen sind meistens nur das 5. Rad am Wa­
gen. Neu ist in diesern^Bereich^daß wir auf^Grund 
der Schülerverlaüfstatistik zusammen mit der sta­
tistischen Abteilung des Unterrichtsministeriums so­
eben zwei Untersuchungen in Auftrag gegeben 
haben. Die erste über das Sonderschulwesen in der 
Steiermark und die zweite über die Problematik 
des 9. Schuljahres. Nicht nur wegen des Polytech­
nischen Lehrganges, sondern wegen des 9. Schul­
jahres schlechthin. Diese beiden Arbeiten müßten 
Ende 1976 oder spätestens Anfang 1977 vorliegen, 
und wir werden sicherlich darauf zurückkommen 
müssen. . . ' • ' • • ' 

Ein Wort zum Lehrerbedarf. Zum ersten Mal 
seit 20 Jahren ist der Lehrerbedarf in der Steier­
mark gesunken. Ich spreche von den Pflichtschulen. 
Wir haben in diesem Jahr 218 Dienistposten weniger 
als im vergangenen Schuljahr Und das hängt damit 
zusammen, daß die Geburtenziffern in den letzten 
Jahren ständig gesunken sind. Als ich mein Referat 
im Jahre 1970 übernommen habe, haben wir über­
schlagsartig immer wieder in unseren Diskussionen 
gesagt, ein Jahrgang sind 20.000 Kinder in der 
Steiermark, das war damals noch gültig. Heute, 
meine Damen und Herren, sind wir bei 15.000 an­
gelangt. Im vergangenen Jahr waren es 15.210 und 
im Jahr 1975 wird es eine ähnliche Ziffer sein. 
Das heißt also: pro Jähr um 5000 Geburten1 weniger 
[gegenüber dem Stand von 1970 oder 1969. Ich 
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brauche hier nicht auszuführen, daß ein solches 
Problem natürlich nicht nur den Schulbau betrifft, 
oder den Kindergartenibau, wo man sehr vorsichtig 
vorgehen muß, um den Bedarf immer wieder neu 
zu prüfen, sondern daß' diese Amputation der Al­
terspyramide in den unteren Regionen natürlich 
noch riesige Probleme im ganzen sozialen Kom­
plex der Gesellschaft schaffen wird. Diese Pro­
bleme werden uns sehr bald auf den Kopf fallen. 
Die Pensionen werden teurer werden und die Ren­
ten und ähnliches mehr. 

Auf dem Gebiet des Schulbaues ' hat das Land 
seine Leistunigen — ich spreche wiederum von den 
Pflichtschulen — fortgesetzt. Wir haben in den ab­
gelaufenen fünf J ahren von der Steiermärkischen 
Landesregierung her 62 Prozent der Schulbaukosten 
getragen. Also fast zwei Drittel der Kosten kommen 
nicht vom Schulerhalter Gemeinde, sondern vom 
Land. Das waren in den Jahren 1971 bis 1975 
1,710.000 Schilling. 

Es wurde gestern auch in einigen*" Wortmeldun­
gen speziell vom Herrn Abgeordneten Schilcher 
über innere Probleme der Schule und des Schulwe­
sens gesprochen. Es ist ja so, daß bei der Bildungs­
diskussion immer wieder von der Schule die Rede 
ist, aber meistens nur von Papier, von Bürokratie 
und von Kommissionen, Strukturen und auch von 
Geld. Worauf es eigentlich in der Schule ankom­
men sollte, nämlich auf den Unterricht, davon wird 
eigentlich nichts gesprochen. Von dem ist kaum die 
Rede, vom Inhalt des Unterrichtes oder von der 
Methodik des Unterrichtes. Das führt wohl auch 
zu dieser Entwicklung, die der Herr Abgeordnete 
Schilcher kritisiert hat, nämlich, daß dieser Graben 
besteht, diese Weltfremdheit der Schule. Bildung 
in der Schule hat aber Hilfe für das ganze Leben 
zu sein. Wenn das nicht stimmt und wenn wir nicht 
mehr in Zukunft von Inhalt und Methodik der 
Schule sprechen und uns immer wieder an anderen 
Problemen festbeißen, dann wird sich dieser Gra­
ben erweitern, und das wird schlecht sein für die 
Schule und für die Schüler. (Abg. Pölzl: „Das wird 
ha r t sein für die Lehrer!") Es gibt eine Reihe von 
Beispielen. Man hat den Eindruck, daß in den Schu­
len vor lauter Bürokratie und anderen Dingen gar 
keine Zeit für Pädagogik mehr ist. Vielleicht ist 
daraus dieses Krebsübel entstanden, mit dem so 

x viele Familien zu tun haben, nämlich dem perma­
nenten und totalen Nachhilfeunterricht. Es ist ja 
so, daß die Kinder in der Schule schon gar nicht 
mehr aufpassen, weil s ie wissen, daß sie am Nach­
mittag ohnehin zum Nachhilfelehrer gehen müssen 
und der wird es ihnen schon eintrichtern. Der Leh­
rer in der Schule unterrichtet unter der Vorausset­
zung, daß ohnehin diese Parallelschule besteht und 
nimmt darauf nicht Rücksicht. Ich verallgemeinere 
jetzt natürlich, das stimmt nicht überall. Es gibt 
aber sehr wohl diese Erscheinungen, sicherlich mehr 
in den städtischen Schulen als in den überschau­
baren ländlichen. Das ist ein Problem, das sicherlich 
dazu geführt hat, daß der Anspruch auf die Tages­
heimschule oder auf die Ganztagsschule von den 
Eltern gekommen ist. 

Dazu auch ein Wort , meine sehr geehrten Damen 
und Herren: Dies ist sicherlich eine Einrichtung, 
mit der man sich zu beschäftigen hat. Es gibt ja 

Versuche, die in Österreich damit schon laufen. 
Eines möchte ich aber von Anfang an feststellen: 
Eine solche Tagesheim- oder Ganztagsschule, wie 
immer man sie nennen mag, ist nur dann für den 
jungen Menscheni tragbar, wenn in ihr auch das 
Freizeitangebot die entsprechend gute Qualität hat, 
denn sie darf keine Lernmaschinerie sein von 
8 Uhr in der Früh bis 17 Uhr am Nachmittag. Der 
junge Mensch und das Kind braucht seine freien 
Phasen zwischendurch und hier muß auch ein Frei­
zeitangebot wie Sport, Musik und vieles andere von 
den Einrichtungen und von den Personen her vor­
liegen. Sonst würde die Ganztagsschule für den 
Schüler ein Ganztagsgefängnis werden. Das wäre 
sicherlich nicht im Sinne der Erfindung. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß eine ge­
fährliche Tendenz besteht, die Schule nur als Vor­
bereitung auf den Beruf und auf das sofortige Geld­
verdienen zu betrachten; mit anderen Worten, daß 
das kreat ive Element, das schöpferische Element, 
das musische Element immer s tärker ausgesperrt 
wird. Ich glaube, daß-das eine falsche Entwicklung 
ist, weil diese Kreativität ganz einfach im Kind 
drinnensteckt, die gefördert werden muß. Wir dür­
fen nicht zu einem Schulsystem kommen., das auf 
diese Weise durch die Verschüttung des kreativen 
Elements Psychopathen von morgen heranzieht. 
(Abg. Ing. Turek: „Die haben wir schon!") Zum 
Teil sind sie vorhanden. 

Ein kleines Detail am Rande auch in diesem Zu­
sammenhang: Im Rahmen der Verbürokratisierung, 
die inzwischen eingetreten ist, ist bedauerlicher­
weise, eine Verordnung aufgetaucht, und es war 
noch immer nicht möglich, obwohl seit einem Jahr 
schon darum gekämpft wird, sie zu verändern. Das 
ist die Verordnung des Unterrichtsministeriums, 
derzufolge Schüler der Oberstufe, also 15- bis 19j äh­
rige, pro Schuljahr nur an v ier Lehrausgängen teil­
nehmen dürfen. Was heißt das mit anderen Worten: 
Es bedeutet wiederum eine Verbrei terung des Gra­
bens zum praktischen Leben. Der Lehrausgang wäre 
zum Beispiel der Besuch bei Gericht, der Besuch 
von Fabriken, denn es gibt viele Maturantinnen, 
die nicht e ine Stunde lang in einer Fabrik gewesen 
sind, wenn sie die Matura hinter sich haben. Das 
ist schlecht und unrichtig. Es wären weiters die 
Besuche von Galerien, Museen, Ausstellungen usw. 
Es ist ganz einfach nicht zu verstehen, warum diese 
Bestimmung überhaupt aufgetaucht ist. Aus irgend 
einer Reglementierungssucht ist das in eine Ver­
ordnung hineingerutscht. Wenn bei uns in Öster­
reich einmal e twas in einem Gesetz steht, oder 
in einer Verordnung, dann kämpfen selbst Minister 
dagegen vergebens. Diese Verordnung besteht noch 
immer eisern und sie ist — so finde ich — eine 
schlechte Verordnung und wäre dringendst zu no­
vellieren. 

Meine Damen und Herren, ich möchte aber doch 
nicht nur klagen, sondern zwei positive Punkte aus 
der letzten Entwicklung in der Steiermark kurz 
erwähnen: Erstens. Es gibt seit September an un­
serer HTL am Ortweinplatz e inen Schulversuch, der 
in seiner Form in Österreich einzigartig dasteht. 
Es ist der Versuch eines fünfjährigen Lehrganges, 
also einer Oberstufenform, der zu einer Matura 
für Burschen und Mädchen führt, die sich der künst-
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lerischen, der bildnerischen Laufbahn verschreiben. 
Ich halte das für einen ganz wichtigen Fortsehritt, 
denn bisher hat eine solche Anstalt iru unserem 
Schulgeschehen gefehlt. Sie ist auch ein wichtiges 
Zwischenglied zu Hochschulen, denn bisher ist es-
ja so gewesen, daß die Absolventen vom Ortwein-
platz, die zwar ausgezeichnet qualifiziert waren, nur 
nach einer Aufnahmsprüfung beispielsweise in die 
Bildende Akademie in Wien aufgenommen wurden. 
Dieser Mißstand und diese Absurdität soll in Zu­
kunft nicht mehr vorliegen, und ich halte die Ein­
führung dieses Schulversuches am Ortweinplatz für 
einen sehr großen Fortschritt nicht nur für die Stei­
ermark. Zweitens. Dies ist ein Hinweis auf ein 
Projekt in Radkersburg: Dort wird das Musisch­
pädagogische Realgymnasium neu gebaut und zum 
ersten Mal wird im großen Umfang an einer Bun­
desschule, die in- der Steiermark entsteht, der Ge­
danke der sogenannten offenen Schule schon seit 
der Planung in die Tat umgesetzt. Das heißt mit 
anderen Worten, dieses Gebäude ist nicht nur 
als Schule konzepiert, sondern auch als Bildungs­
und Kulturzentrum für die Stadtgemeinde Radkers­
burg und den gesamten Bezirk. Das ist ein riesiger 
Fortschritt; Es wird auch ein Festsaal entstehen, 
der bisher in Radkersburg fehlte,, der nicht nur 
den Schülern zur Verfügung steht, sondern auch 
den Erwachsenen. Es wird auch eine Bibliothek 
entstehen, die nicht nur eine Schulbücherei, sondern 
auch eine Volksbücherei für die Erwachsenen ist. 
Das ist eine vernünftige Entwicklung und sollte ein 
Modellfall für die ganze zukünftige Entwicklung des 
Schulbaues in der Steiermark und in Österreich 
sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
in dieser Gruppe über Kindergärten und Schulen 
und durch die Neuformierung auch vom Sport die 
Rede, auch von der Jugendarbeit, von der schon 
gespradi£juwjur£i£jdxj^ 
gen, daß wir auf das Landes Jugendreferat und auf 
seine Beziehungen zu den Jugendorganisationen im 
ganzen Land, in allen Bezirken, gleichgültig, welcher 
Farbe sie sein mögen, wirklich stolz sein können. 
Es ist auch ein Modellfall für ganz Österreich. Scr 
möchte ich auch an dieser Stelle einen herzlichen 
Dank sagen allen Menschen, die sich im ganzen 
Land für unsere Jugend engagieren, Lehrern, Erzie­
hern, Jugendfunktionären und allen anderen, die 
auf diesem Gebiet tätig sind, und einen herzlichen 
Dank auch unseren Beamten hier im Amt der Lan­
desregierung, der Rechtsabteilung 13, der Rechts­
abteilung 6 und speziell in ihr auch dem Landes-
jugendreferat. Hier wird für die Jugend in der 
Steiermark intensiv gearbeitet, so ist es gut und so 
soll es auch bleiben. Ich danke für Ihre Aufmerk­
samkeit. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Es. liegen keine 
weiteren. WortmeldungejiJmehr.yQrJ Der Herr Be­
richterstatter hat das Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. Nigl: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Zuerst ein Wort für die Statistiker: In der Grup­
pe 2 waren genau 20 Wortmeldungen. Es wurden 
in 5 Stünden und 27 Minuten die verschiedenen 

Themen behandelt. Die durchschnittliche Redezeit 
hat 16 Minuten.'betragen. 

Ich darf den eingangs gestellten Antrag wieder­
holen, die Ansätze der Gruppe 2 anzunehmen. 

Präsident: Ich ersuche die Damen und. Herren, die 
mit.den Ansätzen, und Posten der Gruppe 2 ein­
verstanden sind, ein Zeichen mit der Hand zu 
geben. 

Ich danke, die Gruppe 2 ist angenommen. 
Wir kommen nun zur Gruppe 3: Kunst, Kultur 

und Kultus. Berichterstatter ist der Herr Abgeord­
nete Prof. Dr. Karl Eichtinger. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Berichterstatter Abg. Prof. Dr. Eichtinger: Hohes 
Haus, meine Damen und Herren! 

In der Gruppe 3 werden im Bereiche Kunst, Kul­
tur, Kultus aufgegliedert in Musik und darstellende 
Kunst, Musikpflege, Kunstförderüng, Museen, Denk­
malpflege, Altstadterhaltung und Ortspflege be­
handelt werden. Die Einnahmen in dieser Gruppe 
betragen 4,435.000 Schilling, die Ausgaben 
192,171.000 Schilling. 

Der Finanz-Ausschuß hat sich mit den Problemen 
eingehend beschäftigt, und ich bitte um Annahme 
dieser Gruppe. \ 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dipl.-Ing. Fuchs. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: Herr Präsident, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Einmal im Jahr aus Anlaß der Budgetdebatte 
über die Theater zu sprechen, ist meiner Meinung 
nach nicht ausreichend. Wenn ich Ihnen heute eini­
ge Zeit damit vertreiben darf, über die Probleme 
des Grazer Theaters zu sprechen, so gestatten Sie 
, mir, in den Begriff Theater auch das Philharmoni­
sche Orchester miteinzubauen, denn die Problema­
tik sowohl des Orchesters als auch des Theaters 
ist so eng miteinander verbunden, daß eine Tren­
nung nicht möglich wäre. Wir reden einmal im 
Jahr hier und im übrigen verdrängen wir die Situa­
tion aus unserem Bewußtsein, eine Situation, die 
aber langsam einer Krise zutreibt und daher drin­
gend einer Lösung bedarf. Zur Erinnerung darf ich 
anführen: Die Vereinigten Bühnen werden vom 
Land Steiermark und von der Stadt Graz zu je 
50 Prozent hinsichtlich des Abganges betrieben. Die 
Kosten sind einmal dem Land so wie etwa ein 
Findelkind zugefallen und entwickeln sich rasant, 
so daß der Kuckuck derzeit droht, andere Budget­
posten aus dem Budgetnest hinauszuwerfen oder 
selbst einmal nicht mehr darin Platz zu haben. 

Im heurigen Jahr ist für Orchester-, Theater und 
Opernhaus ein Abgang von etwa 107 Millionen 
Schilling veranschlagt, der zu 95, Millionen Schil­
ling von Stadt und Land gemeinsam^ und zu 12 Mil­
lionen Schilling, es sind nicht ganz 12 Millionen, es 
ist etwas weniger — vom Bunde getragen wird. 
Ich möchte eingangs sagen, daß natürlich jeder da­
für ist, daß in Graz Theater und Oper gespielt wird. 
Es ist nur nicht jedem von uns völlig bewußt, daß 
die Ausgaben, die dafür notwendig sind, nicht nur 
von Jahr : zu Jahr gestiegen sind, sondern relativ 

£?& 
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und absolut auch in den nächsten Jahren steigen 
werden. Dabei ist es mit den Ansätzen des ordent­
lichen Haushaltes, der die laufende Gebarung an­
langt, nicht getan, sondern ich möchte Ihnen vor 
Augen führen, daß 3 Großinvestitionen in diese 
Institute in der Größenordnung von etwa 100 Mil­
lionen in allernächster Zeit durchgeführt werden 
müssen, soll der Betrieb aufrechterhalten werden. 

Die Fassade des Grazer Opernhauses ist mit ei­
nem Kostenaufwand, der im vergangenen Jahr mit 
e twa 9 Millionen Schilling geschätzt wurde, zu 
reparieren. Jeder, der am Opernhaus vorbeigeht, 
sieht, wie dringend diese Reparatur wäre. Wei ters 
ist die Heizung des Opernhauses aus dem Jahre 
1899 und seither im wesentlichen in unveränderter 
Form in Betrieb. Der Zustand dieser Heizung ist 
beklagenswert . Verwaltungsdirektor und techni­
sches Personal stoßen jeden Abend ein Stoßgebet 
aus, daß sie die Vorstellung durchhalten wird. We­
sentliche Reparaturen an dieser Heizung sind nicht 
mehr möglich. Eine Großsanierung würde in der 
Größenordnung von 40 bis 50 Millionen Schilling 
auf heutiger Schätzbasis kosten. Weiters verfü­
gen die Vereinigten Bühnen über keine geeigneten 
Werkstät ten. Ein Werkstä t tenbau ist seit langem 
geplant. Auch hier ist wieder mit Kosten in der 
Größenordnung von 40 bis 50 Millionen Schilling 
zu rechnen. Es ist die Frage, ob wir uns ein derartig 
kostspieliges Theater leisten können bzw. wann 
wir uns mit diesen drei angeführten wesentlichen 
Dingen befassen werden. Der derzeitige Zustand 
ist so, daß uns vor allem im Opernhaus jeden 
Tag ein Zusammenbruch der Heizung dazu zwingen 
kann, den Opernbetr ieb in Graz überhaupt einzu­
stellen. Die Vereinigten Bühnen beschäftigen etwa 
560 Mitarbeiter. Davon entfallen zwei Drittel auf 
das Opernhaus und im Interesse dieser Mitarbeiter 
muß man sich fragen, was geschieht, wenn die 
Heizung zusammenbricht, was geschieht mit die­
sen Menschen, was geschieht mit den Künstlern, 
die zum Teil Mehr Jahres ver t rage haben. Eine Be­
schäftigung mit der Materie ist dringend notwendig. 
Der Finanzreferent der Stadt Graz behauptet glaub­
haft, daß die Leistungsfähigkeit der Stadt für das 
Theater erschöpft ist. Meine Frage ist, ob es dem 
Land zumutbar ist, seine Aufwendungen für das 
Theater wei ter zu steigern, bzw. wo unsere Gren­
zen sind. Es werden in dem Zusammenhang immer 
wieder auch Spekulationen angestellt, ob man e twa 
das Schauspielhaus schließen könnte. Der Betrieb 
des Schauspielhauses ist e r s t ens ' der billigste von 
den drei Theatersparten, daher die Schließung un­
zweckmäßig und noch einmal: überholungs- und re­
paraturbedürftig ist das Opernhaus. Wi r würden 
durch e ine Schließung des Schauspielhauses weder 
wesentliche Einsparungen erreichen noch wesentli­
che Kosten damit verhindern. Es ist auch sehr frag­
lich, ob es sich eine Stadt wie Graz mit den litera­
rischen Begabungen, die nun einmal vorhanden 
sind, leisten kann, ohne Sprechbühne auszukom­
men. Dabei kann jeder natürlich zu Wolf gang Bau­
er oder Handke s tehen wie er will. Bleibt also 
noch die Möglichkeit, an den Bund heranzutreten. 
Bei Gelegenheiten dieser Art wird immer darauf 
hingewiesen, wie viel der Bund für die Bundes­
theater ausgibt und wie wehig im Verhältnis dazu 

für die Ländertheater. Im heurigen J ah r haben alle 
Ländertheater e twa 50 Millionen Schilling bekom­
men. Die Bundestheater haben wir in der Größen­
ordnung von 800 Millionen Schilling gefunden und 
es wäre natürlich schon viel getan, würde man 
etwa 10 Prozent dessen, was für die Bundesthea­
ter ausgegeben wird, den Ländertheatern zugute 
kommen lassen. Ich glaube nur, daß uns dieses 
Rufen nach der Hilfe des Bundes nicht weiterbrin­
gen wird, weil es unrealistisch ist. Daß ausgerech­
net ein sozialistischer Finanzminister an einem 
System, das ja schon sehr viele J ah re in der Form 
besteht, e twas ändern wird, kann ich mir nicht 
vorstellen. Die Frage ist, wie es sich dabei mit den 
Äußerungen des Herrn Ministers Sinowatz verhält , 
der in Salzburg in etwa gesagt hat: „Kunst muß 
man für das breite Volk machen, nicht für Eliten, 
sondern für alle". Die Frage ist, ob er dieser, seiner 
aufgestellten Maxime, wirklich gerecht wird, wenn 
der Bund elitäre Kunst in Wien unterstützt und 
für die Bundesländer so wenig abfällt. Aber so 
ist es nun einmal und daran werden wir nichts 
ändern. 

Daß die Führung eines Theaters unter diesen 
Umständen schwierig ist, ist e inzusehen. Sie ist 
auch aus noch einem zweiten Grund schwierig. Die 
Vereinigten Bühnen in Graz müssen mit verhält­
nismäßig bescheidenen Beträgen auskommen — so 
groß diese Beträge auch in unserem Budget sind. 
Sie müssen mit diesen Beträgen auskommen und 
Aufführungen produzieren, die dann aber bewußt 
oder unbewußt mit Aufführungen in Wien oder 
diversen Festspielen verglichen werden, mit Eta­
blissements, die über finanzielle Grenzen kaum zu 
verfügen scheinen. In dieser Hinsicht war vor allem 
das Schauspielhaus in den vergangenen Jahren 
ein Sorgenkind. Das Schauspielhaus hat einen stän­
digen Rückgang an Besuchern verzeichnet und erst 
seit der Bestellung des Chefdramaturgen Klinger 
ist hier eine gewisse Änderung eingetreten. Wir 
haben vor wenigen Monaten den Grazer Dr. Reiner 
Hauer zum neuen Schauspieldirektor bestellt. Er 
wird seinen Dienst am 1. Jänner antreten und wird 
hoffentlich. die bereits sehr positive Entwicklung 
der heurigen Spielzeit weiter fortsetzen und ent­
sprechende Erfolge bringen können. Interessant 
dabei und für alle Kritiker der „Gespenster" ein klei­
ner Trost ist: Die Besucherzahlen im Schauspiel­
haus haben verhältnismäßig sehr s tark und viel 
s tärker als im Opernhaus zugenommen, was nicht 
zuletzt auf den beachtlichen Besuch der Gespenster 
zurückzuführen ist. Die Oper hat unter der Leitung 
des Intendanten Nemeth, der bei allem, was man 
auch gegen ihn sagen kann, ein wirklich ausge­
zeichneter Opernfachmann ist, in den letzten Jah­
ren eine sehr erfreuliche Entwicklung genommen 
und man kann sagen, daß man mit dem Niveau 
dort durchaus zufrieden sein kann. Ein Problem 
steht uns allerdings noch ins Haus, das ist die 
Frage des philharmonischen Orchesters. Das phil­
harmonische Orchester leidet unter Nachwuchs­
mangel. Es sind sehr viele beachtliche Musiker an 
die verschiedenen Musikschulen gegangen. Die 
Hochschule hat einen entsprechenden Sog ausge­
löst und vor allem im Bereich der Streicher sind 
Mangelerscheinungen, die nach Meinung der Fach-
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leute das Spielen einer großen Oper in Graz in 
absehbarer Zeit unmöglich machen werden; Es wur­
den daher vom. Theateräusschuß Gespräche mit 
den zuständigen Betriebsratsvertretern in der Ge­
werkschaft mit dem Ziel geführt, den Beruf des 
Orchestermusikers in Graz wieder attraktiver zu 
machen. Es wird uns dargestellt, -daß in anderen 
Städten, etwa in Linz oder in Salzburg, die Orche­
stermitglieder auch in ihrer Pensionsversicherung 
bessergestellt sind. Entsprechende Bemühungen 
sind im Gange. Was die rein künstlerische Qualität 
als solche anlangt, so hoffen wir, daß durch die 
Bestellung des Generalmusikdirektors Schrottner 
zum neuen Orchesterchef — bitte nicht Opernchef, 
sondern Orchesterchef —, der seinen Dienst mit 
der Spielzeit 1977/78 antreten wird, die wesent­
lichen -Voraussetzungen auch hier geschaffen sind. 
Das Team Dr. Nemeth — Dr. Tarjan kann mit Stolz 
darauf verweisen, in den letzten Jahren die künstle­
rischen Probleme soweit angegangen und gelöst 
zu haben, als das in diesem Metier überhaupt mög­
lich und von dauerhafter Beständigkeit ist. Was 
übrigbleibt, ist nach wir vor die von mir eingangs 
gestellte Frage nach der finanziellen Basis des 
Theaters. Was kann also geschehen und vor allem, 
was wird geschehen? 

Das Theaterproblem ist kein spezifisch steirisch.es 
Problem. Die Lösung allerdings wird eine spezifisch 
steirische sein müssen. Die finanzielle Problematik 
ist keineswegs neu, die Lösung aber seit langer 
Zeit ausständig. Vielleicht liegt sie in den Schub-' 
laden der Verantwortlichen, ich wäre jedenfalls 
glücklich, sie zu hören. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Als nächster Redner zum Worte ge­
meldet hat sich der Herr Abgeordnete Dr. Strenitz. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr.. Strenitz: Herr Präsident, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! 

Ich habe nicht die Absicht, wie das üblicherweise 
beim KapiteL Kunst und Kultur geschieht, eine 
harmonische und wohlgeformte Rede zu halten, 
sondern ich möchte die österreichische und stei­
rische Kulturpolitik und Kulturlandschaft ein biß­
chen jenes weihevollen Zaubers entkleiden, mit 
dem ein Kulturbetrieb verdeckt wird, der sich in 
vielen und wesentlichen Teilen von der k.k. bür­
gerlichen Kultur kaum entfernt hat. Dazu ist es 
notwendig, den Maßstab darzulegen, an dem das 
steirische Kulturleben zu bemessen ist. 

Der Begriff Kultur umfaßt nämlich alle menschli­
chen Verhaltensweisen von zunächst so vorder­
gründigen Dingen wie Eßkultur bis zu den Arbeits­
bedingungen, ja bis zum gesamten, politischen Sy­
stem einer Gesellschaft. Kunst ist ein Teil davon, 
aber eben nur ein Teil und beileibe nicht das Ganze. 
So könnte ich mir zum Beispiel eine Gesellschaft 
V0r-stellejii-in--4er-^ 
wir im allgemeinen unter Kultur verstehen, durch­
aus zu hoher Blüte entwickelt sind, aber anderer­
seits die Arbeitsbedingungen eines wesentlichen 
Teiles der Gesellschaft oder das gesamte politische 
System derart gestaltet sind, daß ich da nicht von 
einer Kultur oder einer Kulturgesellschäft spre-

xehen würdevDas; zummeinen. •". - r 

Zum zweiten glaube ich, daß z-wischen allen, 
kulturrelevanteix Lebensbereichen seit Jahrhundert 
ten ein sehr enger und durchaus: sichtbarer Zusam­
menhang bestanden hat, wobei erst in der Neuzeit 
die immer stärker arbeitsteilige Wirtschaft zu je­
ner Entfremdung des Mensehen und zu jener ent­
setzlichen, unglücklichen aber durchaus verständ­
lichen Einstellung geführt hat, daß das Leben am 
Arbeitsplatz kein Leben sei und mit Kultur schon 
gar nichts zu tun hätte und daß Kultur erst dann 
beginnen könnte, wenn man die Stechuhr hinter 
sich hätte. . 

Und zum dritten: Ich glaube, wir sollten uns 
stärker bewußt werden, daß Funktion und Aufgabe 
von Kultur und Kunst darin bestehen, die weitest­
gehende Selbstentfaltung jedes einzelnen Menschen 
zu erreichen, die bestmögliche Entwicklung seiner 
Persönlichkeit in jeder Hinsicht, in verstandesmä­
ßiger und emotionaler. 

An diesen Kriterien sollten wir auch unser Kul-
turbudget messen, nämlich ob das, was wir för­
dern, auch bei einer höchstmöglichen Zahl von Men­
schen in höchstmöglichem Maße diese Eigenschaften 
fördert, nämlich die Fähigkeit zu ästhetischem Er­
leben, Rationalität und Vernunft genauso wie 
Spontaneität, den Aufbau menschlicher Wärme und 
sozialer Beziehungen sowie den Abbau von Streß, 
Aggressionen und ähnlichem. Die Antwort darauf 
muß sowohl bei der Betrachtung des österreichi­
schen als auch des steirischen Kulturgeschehens 
zu einem wesentlichen Teil „nein" lauten. Die kul­
turellen Intentionen sind vielfach bewußt oder un­
bewußt, zum Teil verschämt verdeckt, zum Teil 
auch freimütig zugegeben, abgestimmt einmal auf 
die Förderung des nationalen Prestiges und sind 
somit lediglich internationales Aushängeschild — 
Beispiel: Staatsopernballett, Donauwalzer bis Hof­
reitschule; die kulturellen Intentionen sind teil­
weise abgestellt äüf4,Öte-~F1^dBrüng^de's "Fremden-" 
Verkehrs — Beispiel: alpenländischer Schuhplatt­
ler bis amerikanische Heurigenseeligkeit — und sie 
sind zum Teil' noch immer durch das Bemühen 
kultureller Eliten gekennzeichnet, unter sich zu 
bleiben :— Beispiel: Salzburger Festspiele. In die­
sem Zusammenhang eine teilweise und sehr rühm­
liche Ausnahme ist unser Steirischer Herbst. 

Ich glaube, daß unser Kulturbetrieb in wesentli­
chen Dingen so ziemlich allen grundlegenden wis­
senschaftlichen Erkenntnissen widerspricht. 

Beispiel 1: Während allgemein darin Überein­
stimmung besteht, daß Dauerüberflutung und Dau^ 
erberiesehing zu Streß und Aggressionen führen, 
weisen die Verantwortlichen des Steirischen Herb­
stes stolz auf rund 170 Veranstaltungen in etwa 
sechs Wochen hin oder finden ah einem einzigen 
Abendy das war am 2, Dezember in Graz, abgesehen 
vom Theatergeschehen, 6 kulturelle Veranstaltun-
gen-statL/ L j - _ _ •_•._ _ .•- j _ _ 

Beispiel 2: Während das immer stärkere passive 
Külturverhalten, der bloße Kulturkonsum; beklagt 
wird, sind die Möglichkeiten zu kreativer Entfal­
tung und Selbstdarsteiluhg des Publikums höchstens' 
ansatzweise vorhanden. Konkret; Im angeblichen 
Musiklaiid Österreich haben nur 16 Prozent der Be^ 
völkerung jemals ein Instrument .gespielt und jrur 
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5 Prozent tun es regelmäßig. Wir leben auch hier 
sehr wesentlich von unseren alten Meistern. 

Beispiel 3: Man begnügt sich, die Ästhetik wie 
zur Zeit der griechischen Antike in Form von 
bewundernswerten Spitzenleistungen darzustellen, 
ohne Ästhetik als Bereicherung des gesamten Le­
bens aller Menschen aufzufassen. Konkret: Die 
fürchtbare Verschandelung Österreichs, die unauf­
haltsam fortschreitet. Vor kurzer Zeit brachte das 
Fernsehen einen hochinteressanten Film, der Ver­
kehrsschilder an Pestsäulen, Futtersilos neben jahr­
hundertealten Kapellen, Supermärkte zwischen 
Bauernhöfen und die Bauernhöfe selbst mit ihren 
Kippfenstern, Wellblechdächern, Ziegeltapeten und 
Glasbausteinen in den Stiegenhäusern gezeigt hat. 
Das geht offenbar nach dem Motto: Schön ist, was 
schnell errichtet ist und gut funktioniert. 

Beispiel 4: Was schließlich die Kulturbreite in 
unserem Staat betrifft, so müssen wir leider zur 
Kenntnis nehmen, daß kein Kulturangebot außer 
Volksmusikkonzerten und Operetten in Österreich, 
mehr als ein Drittel der Bevölkerung erreicht. Kon­
kret 43 Prozent der österreichischen Bevölkerung ha­
ben im Jahr kein einziges Buch gelesen; von jenen, 
die nur die Pflichtschule besuchten, sogar 63 Prozent. 
Nimmt man die, die fast nie ein Buch lesen, so 
steigt dieser Prozentsatz auf 55 Prozent bzw. bei 
den Pflichtschülern auf 76 Prozent. Wenn man bei 
den verbliebenen wenigen Österreichern, die Bü­
cher lesen, berücksichtigt, daß nur ein Drittel Sach­
bücher liest und zwei Drittel Zerstreuungsleser sind, 
so können wir leider die Augen davor nicht ver­
schließen, daß wir in Österreich ein hohes Maß 
an Kulturanalphabeten und Buchanalphabeten ha­
ben. (Abg. Pölzl: „Hat das etwas mit dem Partei­
tag zu tun?") Ein schwacher Zwischenruf, Herr Kol­
lege Pölzl. Ich glaube, Ihre Fraktion wird Ihnen 
dafür nicht dankbar sein. 

Ich möchte diese Problematik so zusammenfas­
sen: Die Analyse des kulturellen Verhaltens in 
Österreich zeigt mit überwältigender Deutlichkeit, 
daß kulturelle Veranstaltungen und Aktivitäten im 
Sinne der herrschenden Kulturauffassung nach wie 
vor das Privileg einer verhältnismäßig kleinen Bil­
dungselite von höchstens 10 Prozent der Bevölke­
rung sind. Diese unverhältnismäßige überbetönung 
der Prestigekultur äußert sich auch in der öffentli­
chen Meinung einschließlich mancher Kulturkritiker, 
die mit ihrem Kultur- und Kritikchinesisch eifrig 
zur Entfremdung des Herrn Karl vom Kulturangebot 
beitragen. Diese unverhältnismäßige Betonung der 
Prestigekultur äußert sich in der Kulturpolitik, äu­
ßert sich vor allem in der katastrophalen Ungleich­
heit der finanziellen. Förderung zwischen Bundes­
theatern und Länderbühneri einerseits, aber auch 
in der ungleichen Behandlung von Ländertheatern 
und Stadttheatern, wie etwa beispielsweise bei un­
serem Stadttheatex in Leöben, das mit rund 90.000 
Schilling vernachlässigt wird. Tatsächlich ist es 
so, daß wir, also der österreichische Steuerzahler, 
die sogenannten in- und ausländischen Eliten in 
Wien und Salzburg subventionieren. 

Obwohl das Theater an sich nicht nur Musikthea­
ter und große Oper bedeutet, sondern auch Sprech­
theater — wo wir immer vor der Entscheidung 
stehen, sollen wir kassenträchtige Operetten spie­

len oder neue Wagnisse unternehmen, die sich 
dann allerdings finanziell nachteilig auswirken, ob­
wohl man ferner nicht auf die Probebühne ver­
gessen darf oder auf das Kindertheater, das auch 
endlich einmal mehr sein müßte, als nur die Produk­
tion von Weihnachtsmärchen — wobei sich hier 
im Rahmen des „Steirischen Herbstes" sehr gute 
Ansätze im Open House gezeigt haben, obwohl 
das Theater als Ganzes nur ein Teil der Kunst ist 
und die Kunst wiederum nur ein Teil der gesamten 
Kultur, frißt das Theater den Löwenanteil des 
Kulturbudgets: beim Land, wenn man das Orche­
ster dazunimmt, in der Höhe von etwa 37 Prozent, 
bei der Stadt Graz in Höhe von etwa 85 Prozent. 
Nun glaube ich, daß bei der Diskussion der wirt­
schaftlichen Situation der Vereinigten Bühnen fei­
erliche Erklärungen, daß keines der Häuser ge­
schlossen werden darf, überflüssig sind, weil es 
nämlich eine Selbstverständlichkeit ist zu spielen, 
weil nicht nur der Stellenwert des Theaters in 
einer Gesellschaff Maßstab für die kulturelle Posi­
tion dieser Gesellschaft ist, sondern weil Kunst 
und Künstler auch in unserer heutigen Leistungs­
gesellschaft nicht geduldete Bittsteller sein dürfen, 
sondern gleichwertige Berufe mit dem Recht auf 
einen Arbeitsplatz ausüben; in Graz sind immer­
hin 600 Arbeitsplätze. 

Nun ist die wirtschaftliche Situation der Bühnen 
nicht erst seit gestern bekannt, sie ist uns aller­
dings sehr deutlich und sehr schmerzhaft durch 
jene Finanzierungslücke bewußt geworden, die 
schon einmal nur durch eine Darlehensaufnahme 
in Höhe von 10,5 Millionen Schilling geschlossen 
werden konnte. Dazu kam der neuerlich drohende 
Ausfall — Kollege Fuchs hat ihn schon erwähnt —, 
in Höhe von 1,7 Millionen Schilling, der dadurch 
entstanden ist, daß aus der Bundessubvention von 
50 Millionen Schilling etwa 7 Millionen Schilling 
für das Theater an der Wien abgezweigt werden 
sollen. Die Frage, wie dieses Problem gelöst wer­
den kann, und zwar dauerhaft gelöst, und nicht von 
Jahr zu Jahr fortwurstelnd, richtet sich an zwei 
Instanzen. Einmal an die politische Instanz, zum 
zweiten an die Bühnen selbst. Was nun den Ruf 
an die politische Instanz, konkret, nach einer stär­
keren Förderung durch den Bund, betrifft, so muß 
man allerdings auch, um der Wahrheit die Ehre 
zu geben, feststellen, daß der Bund nicht ganz un­
tätig war. Während nämlich bis zum Jahr 1973 eine 
gesetzliche Verpflichtung des Bundes zur Subventio­
nierung der Ländertheater überhaupt nicht gege­
ben war, hat der Finanzausgleich 1973 eine solche 
Verpflichtung erstmals gesetzlich verankert und 
gleichzeitig auch die Förderungsbeiträge von 22 Mil­
lionen Schilling im Jahr 1972 ab 1973 auf jährlich 50 
Millionen Schilling erhöht, wobei diese 50 Millio­
nen Schilling allerdings zugegebenermaßen seither 
nicht valorisiert sind. Einen weiteren Erfolg konn­
ten die Mitglieder des Städtebundes in Gesprächen 
mit dem Finanzminister erzielen, der zwar aus 
prinzipiellen Überlegungen vom Finanzausgleich 
nicht abgehen kann, der aber zugesichert hat, daß 
anstelle der- beabsichtigten 7 Millionen Schilling 
für das Theater an der Wien voraussichtlich nur 
eine Million Schilling aus dem gemeinsamen Bun­
destopf abgezweigt wird, was für die Vereinigten 
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Bühnen die zunächst geschätzte Belastung von 
1,7 Millionen Schilling auf 250.000 Schilling ver­
ringern würde, konkret also auf je 125.000 Schil­
ling für Stadt und Land. 

Ich glaube aber, daß man hier auch eine Bemer­
kung an die Bühnen selbst richten sollte, nämlich 
zur Problematik: Wille zur Sparsamkeit ohne Be­
schneidung der künstlerischen Freiheit. Niemand 
von uns will sich anmaßen, in künstlerische Be­
lange eingreifen zu wollen. Aber man sollte auch 
umgekehrt nicht von vornherein jede mahnende 
Stimme mit dem Hinweis vom Tisch wischen, daß 
Sparsamkeit mit einer Beschneidung der künstle­
rischen Freiheit verbunden wäre. Der Zwang, Über­
legungen anzustellen, wie rationelles Arbeiten mög­
lich wäre, ergibt sich ja nicht nur aus der Tatsache, 
daß wir Steuergelder verwenden, die alle aufbrin­
gen, sondern auch aus dem Umstand, daß wir in 
einer Zeit leben, in der es nichts im Überfluß gibt, 
so daß wir gezwungen sind, sparsam zu handeln. 
Wir alle kennen Kontrollberichte beider Gebiets­
körperschaften über Kostüme, Bühnenbilder, Aus­
landsgastspiele usw., die man zwar nicht überbe­
werten sollte, die man sicherlich aber auch nicht 
mißachten darf. Von der in diesem Zusammenhang 
eher trivialen Frage der Fassade, des Werkstätten­
baues, vor allem auch der Heizung, hat Kollege 
Fuchs schon gesprochen, zwar trivial, aber nichts­
destoweniger bedeutungsvoll und" realistisch. Ich 
darf in diesem Zusammenhang den Ausspruch eines 
Mandatares wiedergeben, der gemeint hat, er hätte, 
was die Heizung des Opernhauses betrifft, die im­
merhin schon das ehrwürdige Alter von fast 80 Jah­
ren erreicht hat, zahlreiche Finanzierungsgespräche 
geführt, aber sicherer Wäre es halt doch, wenn diese 
Heizung noch ein bißchen halten würde. 

über gespenstische Einzelheiten des Grazer Thea­
terlebens möchte ich mich nicht verbreiten, nicht, 
weil-ich mich vor Gespenstem-fürchten würde, son­
dern weil Kollegin Hartwig in ihrem Beitrag zum 
„Steirischen Herbst" sicherlich besser und ausführ­
licher dazu Stellung nehmen wird. Aber was die 
finanzielle Seite der Angelegenheit betrifft, so sei 
mir gestattet, zu bemerken: Ganz egal, wie es die 
Leute gefunden haben, gut oder schlecht, belanglos 
oder phänomenal, ob sie hingegangen sind, weil 
es dort nackte Frauen zu sehen gegeben hat oder 
weil man sich eben nachher besser ereifern konnte: 
Das Haus war voll. Erschütternd allerdings war für 
mich die Sprache, mit der man später miteinander 
oder besser gegeneinander diskutiert hat, nicht so 
sehr was das Stück betroffen hat, sondern den 
Andersdenkenden. Wenn es in unserer Gesellschaft 
eine Freiheit gibt, dann ist es die Freiheit des 
Andersdenkenden. In dieser Beziehung sind wir 
vielleicht doch noch nicht, ganz frei geworden. 

Nun zum Schluß: Die durch Jahrhunderte mit der 
hierarchischen Gliederung der Gesellschaft verbun-
dene-kulturelle- Aufspaltung, h a t dazu geführt, daß 
die von höherer Schulbildung Ausgeschlossenen 
einerseits und die Bewohner des flachen Landes 
andererseits nach wie vor zu den Kulturparias der 
Nation gehörten und gehören. Es zeigen sich heute 
erstmals in der Geschichte dieses Landes Ansätze 
zu breitest gestreuten kulturellen Kontakten, und 
zwar durch das Fernsehen. Wir müssen dem Fern­

sehen für die täglichen Kulturnachriehten, für. seinen 
Musikunterricht,, für die Sprachkurse, für Sendun­
gen wie etwa die aufrüttelnde Sendung über die 
Verschandelung Österreichs, bei aller kritischen -
Haltung diesem Massenmedium gegenüber, Aner­
kennung zollen, weil ich nämlich darin zur Zeit die 
einzige Chance sehe, Kulturarbeit mit größter Brei­
tenwirkung zu betreiben. 

Was 'das Ziel einer guten Kulturpolitik betrifft, 
so habe ich schon zu Beginn meiner Ausführungen 
mein Bekenntnis abgelegt, nämlich daß das Altbe­
währte, Anerkannte und Beliebte in gleicher Weise 
bestehen muß und Förderung verdient wie das 
avantgardistische Schaffen, dessen zukunftsweisen­
de Orientierungsaufgabe ich durchaus erkenne und 
anerkenne. Allerdings mit einer Anmerkung: Es 
darf nicht ein Kulturschaffen von Spezialisten sein, ~ 
das sich nicht mitzuteilen vermag, das in der 
Masse der Bevölkerung kein Echo findet und we­
der Tun noch Denken beeinflußt, wie perfektio­
niert es auch sein mag. Ansonsten würde es zur 
Kultur einer Gesellschaft kaum etwas beitragen. 
Nicht der elfenbeinerne Turm der Kunst und Kul­
tur kann das Ziel sein, sondern nur das kann es 
sein, was in die Gesellschaft hinein geistig wirkt 
und diese beeinflußt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zum Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Ing. Turek. Ich erteile es ihm. 

Abg. Ing. Turek: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! 

Das Kunstgeschehen in der Steiermark unterliegt 
saisonalen Schwankungen und diese Diskussion um 
das Kunstgeschehen in der Steiermark findet meist 
ihren Höhepunkt im Herbst, nachdem der Stei-
rische Herbst als ein Festspiel der Avantgarde 
natürlich stets in den Widerstreit der Meinun­
gen und der Kunstbeflissenen gerät. Wenn man 
als einfacher Kunstkonsument, wie ich einer 
bin, und wenn man als Nichtfachmanh und Nicht-
kunstexperte ein Urteil über das Kunstgeschehen 
fällen mochte, so ist man sicher überfragt. Wenn 
man auch als Kuhstkonsument versucht, sich mit 
Fachleuten und mit Experten zu unterhalten Und 
als Techniker, wie ich einer bin, darüber hinaus 
auch versucht — und das ist mir einfach anerzo­
gen worden —• exakt zu denken und exakte Defi­
nitionen zu verlangen, so muß man auch feststellen, 
daß es gerade im Kunstbereich diese exakte Defi­
nitionen nicht gibt. Ich habe mich mit Vertretern 
der Modernen unterhalten und mit Vertretern der 
herkömmlichen Kunst und beide haben die Kunst 
von verschiedenen Standpunkten her beurteilt. Es 
ist notwendig, daß man sich als Kunstkohsument sein 
eigenes Urteil bildet^ das allerdings ein sehr sub­
jektivesUrteil sein wird, was aber von meiner 
Sicht her gesehen ja nicht schädlich ist, sondern 
jeder Mensch hat j a das Recht auf seinen 'Frei­
heitsraum,: sich^ jMer verschiedene Vorgänge seine 
eigene Meinung zu bilden und eine Auffassung zu­
recht zu legen. Ich habe in einer Broschüre einen 
Auszug einer solchen Definition, was Kunst soll 
und was mit Kunst in Verbindung gebracht werden 
soll, gefunden. Und zwar lautet der: „Die Kultur hat 
ihren Ursprung im freien Geiste der Menschen. Sie 
ist geshalb in ihrer Verwirklichung nicht, aiiarchi-
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stisch und asozial, sondern bleibt untrennbar mit 
den Sitten und dem Rechtsempfinden der Gemein­
schaft und mit den materiellen Realitäten verbun­
den." Dieser Auszug stammt aus einer Schrift des 
österreichischen Gewerkschaftsbundes, die lautet: 
„10 Jahre Kulturpolitik", herausgegeben von der 
Gewerkschaft Kunst und freie Berufe. Ich habe die­
se Aussage, nachdem sie eine Aussage von hier 
10 dargelegten Thesen ist, als sehr interessant und 
bezeichnend gefunden und ich glaube, daß wir das 
Kunstgeschehen auch nach solchen Kriterien unter­
suchen sollten. Wenn wir dieses Geschehen in die­
ser Richtung einer Durchleuchtung unterziehen, ha­
ben wir uns die Frage zu stellen, ob nicht doch 
manchmal gegen das Sitten- und Rechtsempfinden, 
wie es hier angezogen wurde, verstoßen wird und 
ob nicht manchmal Tendenzen zum Asozialen be­
merkbar sind. 

Es liegt auf der Hand, meine Damen und Herren, 
daß diese Begriffe sehr schwer definierbar sind, 
auch die hier angezogenen Begriffe sind schwer 
definierbar und sind auch nicht klar, exakt absteck­
bar. Es gehört nun einmal dazu, daß es der Freiheit 
des Menschen überlassen ist, diese Begriffe ver­
schieden zu sehen und sich darüber eine verschie­
dene Ansicht zu bilden. Es gibt jedoch sicher einen 
Grundstock anerkannter und unbestrittener Wert­
maßstäbe, nach denen sich die Menschen täglich 
unbewußt orientieren. Darüber wird nicht diskutiert, 
das sind einfach Spielregeln, nach denen sich jeder, 
ohne darüber nachzudenken, richtet. Daraus ist 
es auch verständlich, daß es im Kunstbereich zu 
Auseinandersetzungen und Zusammenstößen kom­
men muß. Wenn sich Kunst in Randbereiche begibt, 
wo sich diese Toleranzgrenzen, die sich der Ein­
zelne steckt bzw. absteckt, berühren, und die Auf­
fassungen über gesellschaftliche Maßstäbe ausein­
andergehen, dann kommt es natürlich zu diesen 
scharfen Auseinandersetzungen und Diskussionen. 

So eine Diskussion über das Kulturgeschehen 
und eine Konfrontation der Meinungen ist auf je­
den Fall zu begrüßen und wird es immer geben. 
Es wird auch nicht zu verhindern sein, daß gerade 
so eine Frage emotionell aufgeheizt wird und die 
Sachlichkeit sehr oft zu kurz kommt. Es ist sehr 
schade, daß leider nur Extremstandpunkte zu Gehör 
gebracht werden und sachliche, mäßigende und ver­
nünftige Standpunkte oft zu kurz kommen. Die 
modernen Künstler sprechen es offen aus, daß sie 
durch ihr Wirken eine Diskussion entfalten und 
auch — was ihr gutes Recht ist — provozieren 
wollen, um unsere Gesellschaft aus der sich schon 
sehr breit machenden Gleichgütigkeit etwas wach-
zurütteln und sie etwas kritisch manchen Vorgän­
gen gegenüber einzustellen. Allerdings müssen 
dieselben Leute auch dafür Verständnis haben, daß 
Menschen verschieden auf solche Herausforderun­
gen reagieren. Es geht nicht an, daß solche Reak­
tionen als rückschrittlich und konservativ hinge­
stellt werden. Auch vom Künstler muß jenes Maß 
an Verständnis und Toleranz verlangt werden, 
welches er für sich' selbst manchmal sehr selbst­
verständlich beansprucht. Es ist Aufgabe des Kul­
turpolitikers und ;der Kulturpolitik im allgemeinen, 
aus der übertragenen Verantwortung heraus jenen 

weiten Rahmen — und dieser Rahmen wird zwangs­
läufig weit sein müssen — abzustecken, innerhalb 
dessen sich Kultur entfalten kann, und zwar frei 
entfalten kann. Kunst, die in diesem Rahmen ge­
boten wird, ist entsprechend zu fördern und zu un­
terstützen. 

Die Kulturpolitik muß auch jene Wertmaßstäbe 
setzen, nach welchen Kunst gefördert werden soll 
und aussagen, wo Kunst geboten wird, die aufge­
hört hat, Kunst zu sein, und damit eine Förderung 
nicht mehr verantwortet werden kann. Mir ist voll­
kommen klar, meine Damen und Herren, daß solche 
Festlegungen sehr schwierig zu treffen sind. Sie 
unterliegen weitestgehend einer subjektiven Beur­
teilung. Das gilt selbstverständlich auch für viele 
andere Bereiche der Politik. Es ist nicht möglich, 
gerade in diesem etwas kleinen Bereich unseres 
politischen Geschehens, in diesem Teilbereich des 
Kunstgeschehens, diese Aktivitäten auf dem Kunst­
sektor aus der politischen Verantwortlichkeit auszu­
klammern, sich der Verantwortung zu entziehen 
und diese Verantwortung an den Künstler zu de­
legieren. Es ist einfach Aufgabe des Kulturpoliti­
kers, zu einem Ausgleich von Extremen beizutra­
gen und der Kulturpolitiker muß ein Bindeglied 
zwischen Bevölkerung und den Kunstschaffenden 
darstellen. Er muß einen Fortschritt auch auf die­
sem Gebiet ermöglichen und fördern. Allerdings 
muß er auch darauf achten, daß ebenso wie in an­
deren Bereichen der Politik, die Wünsche, Bedürf­
nisse und Empfindungen der Bevölkerung entspre­
chend beachtet werden. 

Es kann und wird auf dem Kunstsektor oft zu 
Pannen kommen, die verständlich sind und auch 
entschuldbar. Man darf sich allerdings über eine 
berechtigte Kritik, die sich doch auf eine repräsen­
tative Meinung stützt, nicht hinwegsetzen und auf 
einem Bestemmstandpunkt, wie er dort und da be­
zogen wird, verharren. In diesem Sinne, meine Da­
men und Herren, glaube ich, sollten wir auch die 
Vorgänge auf dem Kunstsektor der letzten Zeit et­
was überdenken. (Abg. Pölzl: „Prima, Klaus!") 

Präsident: Zu Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Neuhold. Ich erteile es ihm. 

Abg. Neuhold: Herr Präsident, sehr verehrte Da­
men und Herren! 

Wenn ich somit zur Gruppe 3 des Landesvoran­
schlages 1976, zu Kunst, Kultur und Kultus einige 
Feststellungen treffen möchte, so insbesondere zu 
den Förderungen der Volksmusikschulen der stei-
rischen Gemeinden, der Landesmusikschule und der 
steirischen • Blasmusikkapellen. 27 Millionen Schil­
ling sind es für 1976, die als Förderungen für die 
Volksmusikschulen der steirischen Gemeinden vor­
gesehen sind. Für die Landesmusikschule sind es 
genauer 27,823.000 Schilling. Das ist eine Förde­
rungserhöhung gegenüber 1975 um 7 Millionen 
Schilling für die steirischen Volksmusikschulen. Die 
große kulturelle bildungspolitische freizeitgestal­
tende Bedeutung der steirischen Volksmusikschulen 
geht schon aus der Höhe der Förderung hervor. 
In der Praxis aber, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, in den Gemeinden draußen, die eine 
Volksmusikschule haben, da pulsiert das musikali-
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sehe Leben und Erleben, da bemühen sich die Leh­
rer- ,und die Musikschüler in der Steiermark zur 
eigenen Freude und zur Freude der Mitmenschen, 
zwischenmenschliche Beziehungen zu vermitteln. Es 
ist sicherlieh eine sehr erfreuliche Entwicklung, 
daß die Jugend schon im Volksschulalter zu den 
Musikschulen hinströmt. Es ist noch erfreulicher, 

l daß dies keine Modeerscheinung, sondern ein inne­
res Bedürfnis ist. Eine negative Kehrseite hat si­
cherlich die Einrichtung und Betreuung einer Volks­
musikschule, und zwar (daß diese ohne Hilfe des 
Landes, ohne Förderung des (Landes praktisch un­
erschwinglich ist. Viele Wünsche von Gemeinden 
auf Errichtung, Förderung und Legalisierung einer 
Volksmusikschule sind noch offen. Diese Entwick­
lung muß. auch in der Landesförderung für die Zu­
kunft noch mehr einen positivien Niederschlag fin­
den, zumal ja die Musikschulen die Substanz für 
den Weiterbestand vieler Blaskapellen und Blas­
orchester in der Steiermark garantieren. Sind es 
doch, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
bei den 365 Blasmusikkapellen in der Steiermark 
mit über 11.000 Musikern 33 Prozent der Musiker, 
die unter 20 Jahre alt sind. Die gleiche finanzielle 
Situation wie bei der Errichtung und Einrichtung 
einer Volksmusikschule ergibt sich auch für die 
Neuinstrumentierung und Neueinkleidung einer 
Musikkapelle. Die Neuinstrumentierung z. B. einer 
30 bis 40 Mann starken Musikkapelle kostet-heüte 
eine halbe Million Schilling. Die Neueinkleidung 
mit einer Tracht 120.000 bis 150.000 Schilling. So­
wohl die Gemeinden als auch die Musikkapellen 
selbst erbringen in dieser Beziehung oft fast un­
glaubliche Eigenleistungen. Es wird heute oft .von 
Kösten-Nutzenrechnungen gesprochen. Würde man 
diese hinsichtlich der Förderung der Volksmusik­
schulen und Blaskapellen in unserem Lande an­
stellen, so käme dabei sicherlich eine sehr positi­
ve Bilanz heraus, dies sowohl hiidungspolitisch, 
kulturpolitisch, sicherlich auch zum Teil wirtschaft­
lich, aber ganz besonders auch hinsichtlich der An­
kurbelung des Fremdenverkehrs. 

Aus dem Jahresbericht der Volksmusikschulen 
für Steiermark für das Jahr 1974 können wir fol­
gendes entnehmen: Die Landesmusikschule besuch­
ten im Jahre 1974 1756 Schüler, die 34 Volksmusik­
schulen der Gemeinden besuchten 1974 8912 Schüler, 
das sind zusammen 10.686 Schüler. Das bedeutet 
auch eine Zunahme um 5,00 Schüler gegenüber 
1973 und man schätzt mit einer löprozentigen Zu­
nahme auch: wieder im Jahre. 1975/76. Es wurde 
in-diesem Hause schon von der Verlebendigung 
der. heutigen schon oft so gleichgültigen Gesell-
seMft; gesprochen! Aber nichts, anderes als die Ver-
leberrdigung der menschlichen Gesellschaft tun die 
lOißSevMusiksca^iler Und die 11.000 Bläsmusiker in 
unserem lande Steiermark und meistens, dazu, noch 
umei^iHiiMzig.;:;Wer:: Gelegenheit hatten das Lan-
desw»silsf«s-t^h««er- anfc'30r::AugusMh--GraÄ--mitzu-. 
erleben, konnte sich an Hand der vorüberziehen­
den 260 ^Musikkapellen ein Bild - davon mächen, 
w,elch foikloristischer Aufzug,, welch musikalischer 
Wert'hier In; diesen Blasmusikkapellen liegt. 

;I#;dankie daher für-die Förderung der steirischen 
Musikschulen, der- stejrisehen Blasmusikkapellen 

• namens Vieler Eltern, Musiker und vauefr der- be^ 

troffenen Gemeinden. Ich danke ganz besonders 
der Steiermärkischen Landesregierung und Herrn 
Landesrat Jungwirth für die Förderung der vielen 
guten Ansätze,' die weiterhin in unserer' Jugend 
vorhanden :sind. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zu Worte gemeldet hat sieh der Herr 
Abgeordnete Präsident Gross. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Präsident Gross: Herr Präsident, Hohes 
Haus, meine Damen und Herren! 

Ich habe beim vorjährigen Budget zum Thema 
ORF Stellung genommen und habe das nach meinem 
Kollegen Schilcher getan. Es kommt mir wie ein 
Akt der Fairneß vor, daß ich mich nun vor ihm 
in die Rednerliste eintragen Meß, damit er heuer 
Gelegenheit -hat, unter Umständen auf das zu ant­
worten, was ich hier sage. 

Meine Damen und Herren, seit eineinhalb Jahren 
ist das neue Rundfunkgesetz in Kraft. Aber die 
Diskussionen um den ORF sind nicht abgeschlossen. 
Ich bin persönMch der Meinung, das ist gut so. Ich 
halte es nämlich für ausgesprochen positiv und das 
legitime Recht sowohl der Parteien als auch der 
einzelnen Staatsbürger in unserem Lande, sich stän­
dig mit dem größten meinungsbildenden Medium 
in unserem Lande kritisch auseinanderzusetzen. Zu 
diesem Standpunkt haben wir uns seit eh und je 
bekannt. Deshalb haben wir uns auch als Soziali­
sten um die Demokratisierung des ORF bemüht 
und wiederholt betont, daß in einer demokratischen 
Gesellschaft keine Meinung unterdrückt oder tot­
geschwiegen werden darf. (Abg. Dipl.-Ing. Dr. Eber-
dorfer: „überstimmt schon!" — Abg. Gerhard Hei­
dinger: „Das tut Ihr ja auch!") Als wir uns für ein 
neues Ründfunkgesetz einsetzten, geschah dies aus 
der festen Überzeugung heraus, daß der ORF kein-
Staat -im- ̂ taate-nsein™ darf, sondem-daf5> ,e^~atoanso_ 
wie andere Einrichtungen unserer parlamentari­
schen Demokratie, der öffentlichen Kontrolle unter­
liegen müsse. Ich möchte aber in diesem Zusam­
menhang Äußerungen aller jener zurückweisen, die 
meinten, uns Sozialisten sei es niemals um eine 
demokratische Reform des Rundfunks gegangen; 
sondern eher darum, uns ein Meinungsmonopol 
aufzubauen und uns nicht genehmer Mitarbeiter 
zu entledigen. Das sage ich hier mit aller Deutlich­
keit, weil das auch in verschiedenen Presseerklä­
rungen zum Ausdruck gekommen ist. Aber, meine 
Damen und Herren, solche und ähnliche Gedanken­
gänge scheinen auch die Steiermärkische Landesre­
gierung mit-einem Beschluß' der ÖVP-Mehrheit da­
zu bewogen zu haben, das neue Rundfunkgesetz 
wegen Verfassungswidrigkeit anzufechten. (Landes­
hauptmann Dr. Niederl: „Nein, der Grundgedanke 
des Eigentums war das, und ganz qualifizierte Ju­
risten haben das gesagt!") Ja, das stimmt, Herr 

-landeshauptmänn^däs-ist^aber^ hier^.dmnnent__„^:: 

Im Erkenntnis des VeTfassungsgerichtshofes vom 
271- Juni 1975 wird nunmehr eindeutig festgestellt, 
daß dieser Antrag hinsichtlich der Anfechtung so­
wohl des ganzen ORF-Gesetzes-wegen Verfassungs­
widrigkeit als auch wegen verfassungswidriger ein­
zelner Bestimmungen dieses Gesetzes zurückge­
wiesen wird. Zu: den«-einzelnen Bestimmungen*-; dev 
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ren Verfassüngswidrigkeit von der Landesregierung 
behauptet wurde, führt der Verfassungsgerichtshof 
beispielsweise aus, daß keine Verpflichtung besteht, 
den Ländern die Besorgung, von Aufgaben des 
Rundfunkwesens zu übertragen. Weiters verneint 
der Verfassungsgerichtshof, daß der Übergang der 
Geschäftsanteile auf die Anteile öffentlichen Rechts 
nach § 33 des ORF-Gesetzes keinesfalls eine Ent-
eignüngsbestimmung darstellt, wie es von der Stei-
ermärkischen Landesregierung behauptet wurde. 
Ebenso stellt der Verfassungsgerichtshof fest, daß 
die Behauptung, der Bund habe gegenüber den 
Ländern einen ungleichen Vermögensvorteil gewon­
nen, unrichtig ist. Weiters verstoße die im ORF-
Gesetz vorgesehene Regelung über die Zusammen­
setzung des Kuratoriums nicht gegen den Auftrag, 
die Objektivität und Unparteilichkeit der Bericht­
erstattung zu gewährleisten, die Meinungsvielfalt 
zu berücksichtigen und die Ausgewogenheit der 
Programme zu erstellen. Die Behauptung der Stei-
ermärkischen Landesregierung, .die Bestellung von 
20 Mitgliedern der Hörer- und Sehervertreter durch 
den Bundeskanzler wäre verfassungswidrig, wird 
vom Verfassungsgerichtshof nicht akzeptiert, da 
der Bundeskanzler auf Grund der Gesetzeslage eine 
hinreichende Determinierung seines Verhaltens bei 
der Bestellung obiger Mitglieder erhalten hat. Auch 
der Antrag der Steiermärkischen Landesregierung, 
das Rediakteurstatut— § 18 Abs. 1 bis 3 — als ver­
fassungswidrig anzuerkennen, wurde vom Verfas­
sungsgerichtshof deswegen nicht anerkannt, weil 
das Redakteurstatut nicht anders zu' beurteilen sei 
als eine verfassungsrechtlich durchaus zulässige 
Betriebsvereinbarung. 

Meine Damen und Herren, ich habe nur die wich­
tigsten Punkte des Erkenntnisses erwähnt und allein 
daraus wird schon sichtbar, daß Sie, von der ÖVP, 
wenn ich das hier feststellen darf, bei der Anfech­
tung entweder nicht sehr gut beraten waren oder 
einfach aus einer Situation heraus einen politischen 
Trotzakt, wenn ich das so feststellen kann, setzen 
wollten. (Abg. Dr. Maitz: „Dürfen wir nicht mehr 
zum Verfassungsgerichtshof gehen?") Nein, aber Sie 
müssen mir, Kollege Maitz, dann zugestehen, wenn 
der Verfassungsgerichtshof entschieden hat und der 
Beschluß ist gegen die Stimmen der Sozialisten 
in der Landesregierung gefaßt worden, daß , wir 
dann das hier auch im Hohen Haus klarlegen. 
(Beifall hei der SPÖ. — Abg. Dipl.-Ing. Schaller: 
„Der Verfassungsgerichtshof hat politisch entschie­
den!") Wir sind damals beschuldigt worden, daß 
wir die Interessen des Landes gegenüber dem Bund 
nicht entsprechend vertreten würden und das hat 
der Verfassungsgerichtshof nun nicht in dieser Form 
zur Kenntnis genommen, wie es von Ihrer Seite 
behauptet worden ist, darum stelle ich es heute 
hier fest. (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Wir sind glück­
lich, daß wir einen solchen 2. Präsidenten des Land­
tages haben, der so kraftvoll die Interessen des 
Landes Steiermark vertritt!" — Abg. Zinkanell: 
„Stimmt es nicht, was er sagt?" — Abg. Dipl.-Ing. 
Fuchs: „Ich habe nur gesagt, ich bin sehr glücklich!") 
Kollege Fuchs, der Kollege Sctailcher wird ja Ge­
legenheit haben, nach mir zu reden. 

Ich habe schon zu Beginn betont, daß wir jede 
sachliche Kritik am ORF bejahen, weil wir wissen, 
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daß vieles in unserer raschlebigen Zeit einem stän­
digen Wandel unterworfen ist. Von dieser Perspek­
tive aus, Kollege Buchberger, betrachten wir auch 
die Diskussion um ein neues Programmschema als 
etwas absolut Positives. Ich bin zum Beispiel mit 
vielen anderen der Meinung, die sagen, die 
Zeit im Bild 2 mit ihrem hohen Informationswerf 
werde zu spät gesendet, werde durch Unterhal-
tungssendungen konkurrenziert und habe daher 
äußerst nidrige Einschaltziffern. (Abg. Dipl.-Ing. 
Fuchs: „Voriges Jahr, als das der Dr. Schilcher 
gesagt hat, waren Sie nicht der Meinung!") Ich bin 
absolut der Meinung, Kollege Fuchs, daß hier die 
Dinge geändert gehören. (Abg. Gerhard Heidinger: 
„Da war ja noch Bonanza!" — Abg. Lackner: „Für 
den Heidinger!" — Weitere unverständliche Zwi­
schenrufe.) Aber es ist Ihnen ja sicherlich bekannt, 
daß Bemühungen im Gange" sind, diese Dinge zu 
ändern, wobei aus den letzten Beratungen des Ku­
ratoriums des ORF bekannt wird, daß nach den 
Olympischen Spielen im Programmschema entscheid 
dende Änderungen erfolgen sollen. 

Ich stimme auch mit vielen überein, die eine noch 
stärkere Regionalisierung des ORF verlangen. Aber 
meine Damen und Herren, das bedingt zum. Bei; 
spiel, daß wir unsere Landesstudios und vor allem 
das steirische, moderner, besser ausgestalten. Es 
ist besonders erfreulich, daß im Finanzplan für den 
Ausbau des Studio Steiermark 124 Millionen Schil­
ling vorgesehen sind, wobei — Kollege Schilcher, 
das ist das mittelfristige Investitionsprogramm — 
1976 25,3 Millionen Schilling — ich habe es in mei­
ner Unterlage — tatsächlich zur Verfügung stehen. 
Der Bau einer Mittelwellensendeanlage mit voraus­
sichtlichem Standort Dobl ist in diesem Budget mit 
41 Millionen Schilling dotiert, wobei jetzt wiederum 
1976 1,6 Millionen für Planungen aufgewendet wer­
den sollen. Besonders erfreulich für die Steiermark 
ist, das zusätzlich im Jahre 1976 19 Sendeanlagen 
errichtet werden, die der Verbesserung des Fern­
seh- und des UKW-Empfanges in unserem Lande 
dienen. Es handelt sich hiebei zum Beispiel um die 
Ortschaften Großsölk, Stanz, Schöder, St. Peter am 
Kammersberg, Hohentauern, Rohrbach an der Laf-
nitz, Irdning und Landl, um nur einige zu erwäh­
nen. 

Abschließend, meine Damen und Herren, möchte 
ich noch kurz einige Bemerkungen zum neuen Me­
diengesetz sagen: Die Notwendigkeit zur Schaffung 
eines neuen Mediengesetzes wurde bereits zu Be­
ginn der 2. Republik sehr deutlich erkannt und 
es hat ernsthafte Bemühungen gegeben,. ein sol­
ches Gesetz relativ rasch zu beschließen. Dies des­
halb, weil das Medienrecht hinter der Entwicklung 
der Informationstechniken sowohl Jm, wirtschäftll-. 
chen als auch im gesellschaftlichen Bereich zurück­
geblieben ist. Das neue Gesetz wird, wenn es so 
wie in der Vorlage beschlossen wird, auf der einen 
Seite den Anspruch auf freie Meinungsäußerung 
und freie' Information gewährleisten und auf der 
anderen Seite den Einzelnen in unserem Land vor 
dem Eindringen in seinen persönlichen Privatbereich­
schützen. Deshalb sind wir Sozialisten der Auffas­
sung, daß dieses Gesetz vom Nationalrat möglichst 
rasch verabschiedet werden soll. Es wird dazu bei-
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»-fragen; den Demokratisierungsprozeß in unserer 
Gesellschaft zu fördern. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsiäeirf: Zu Worte gemeldet hat sich der Herr 
Landeshauptmann. Ich erteile es ihm. 

Landeshauptmann Dr.. Nieder!: Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! 

Nur .einige Sätze. Ich möchte nicht auf das Ver­
fassungsgerichtshoferkenntnis im ganzen Umfang 
eingehen. Ich respektiere es auch, aber eines möchte 
ich hier feststellen: Mutwillig hat die Landesre­
gierung diese Anfechtung nicht eingebracht, denn 
ich finde es nach wie vor ungeheuerlich, daß eine 
Enteignung ohne Entschädigung möglich war. Wir 
waren Gesellschafter einer Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung und durch Bundesgesetz ist 
uns dieses Gesellschaftsrecht genommen worden. 
Das kann morgen jedem anderen passieren und, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, seien wir 
uns doch dieser Ungeheuerlichkeit, die hier passiert 
ist, bewußt. (Beifall bei der ÖVP. — Unverständli­
che Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wir haben zu trach­
ten, daß solche Dinge nicht passieren und ich be-
daure es sehr, daß auf diesem Gebiet eine Rechts­
unsicherheit eingetreten ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Ich erteile Herrn Landesrat Dr. Klau­
ser das Wort. 

Landesrat Dr. Klauser: 
Herr Landeshauptmann, Ihre Behauptung darf nicht 

unwidersprochen bleiben. Es ist unmöglich, hier im 
Haus zu sagen, daß jetzt .eine Rechtslage geschaf­
fen wurde, die eine Enteignung ohne Entschädigung 
ermöglicht. Das sind gesellschaftsrechtliche Bestim­
mungen, die seit der 1. Republik praktisch unver­
ändert existieren (Abg. Dr. Schlichen „Das stimmt 
-doch nicht. Das Rundfunkgesetz ist aus dem Ja-hie-. 
1974!") und die überall gehandhabt worden sind. 
Jetzt behauptet man auf einmal, ein rein gesell­
schaftsrechtlicher Vorgang stellt eine Enteignung 
ohne Entschädigung dar. DaS sollten Sie in dem 
Haus nicht sägen. (Beifall bei der SPÖ. — Abg. 
BrandF: „Das sollten Sie wissen! Eine Schande, das 
nicht zu wissen!" — Landeshauptmann Dr. Niederl: 
„Namhafte Verfassungsjuristen!" — Abg. Zinka-
nell: „Sind die Höchstgeriehte überhaupt nichts 
mehr?" — Weitere unverständliche Zwischenrufe.) 

' Präsident: Ich unterbreche die Sitzung bis 14.30 
Uhr. • . • ' ; . 

Unterbrechung der Sitzung: 12.55 Uhr. 

•-. Wiederaufnahme der Sitzung: 14.30 Uhr. 

2. Präsident Gross: Ich nehme die unterbrochene 
Sitzung wieder auf und gebe dem Hohen Haus vor 

_ dier^eiteren Behandlung der ̂  
daß der, Gemeinde- und Verfassungs-Äusschuß am 
10.,/Ö£S^mbej/197Ä. folgende Geschäftsstücke be­
handelt hatV 

die Regierungsvorlage, Beilage Nr. 31, Einl.-
Zahl 439/1, Gesetz, mit dem die Gemeindeordnung 
196:7 geändert wird (Gemeindeordnungsnovelle 
19̂ S)[J ' " ••'.-•- "- -: .-; 

— 1|Q., 11. und 12. Dezember IWS 

die Regierungsvorlage, Beilage Nr. 32, Einl.-Zahl 
-440/1, Gesetz über die Ruhebezüge der Bürgermei­
ster der steirischen Gemeinden mit Ausnahme der 
Städte mit eigenem JStätut; 

die Regierungsvorlage, Beilage Nr. 33, Einl.-Zahl 
441/1, Gesetz, mit dem das Statut der Landeshaupt­
stadt Graz 1967 geändert wird; 

die Regierungsvorlage, Beilage Nr. 34, Einl.-Zahl 
443/1, Gesetz, mit dem das Gesetz über die Bezüge 
und Pensionen der obersten Organe des Landes 
geändert wird (Steiermärkische Bezügegesetznovel­
le 1975). 

Ich schlage daher vor, daß diese Geschäftsstücke 
wegen ihrer Dringlichkeit als Punkte 9, ,10, 11 
und 12 auf die Tagesordnung dieser Sitzung gesetzt 
werden. 

Gemäß § 27 Abs. 5 der Geschäftsprdnung des 
Steiermärkischen Landtages können nicht auf der 
Tagesordnung stehende Geschäftsstücke nur dann 
als dringlich in Behandlung genommen werden, 
wenn der Landtag mit Zweidrittel-Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder hiezu seihe Zustimmung 
gibt. 

Ich ersuche nun die Damen und Herren des Ho­
hen Hauses, welche meinem Vorschlag zustimmen, 
ein Zeichen mit der Hand zu geben. 

Mein Vorschlag ist somit angenommen. 

Präsident: Wir gehen in der Tagesordnung Grup­
pe 3 weiter. Zu Worte gemeldet ist der Herr Ab­
geordnete Haas. Ich erteile es ihm. 

Abg. Haas: Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! 

Die vom Herrn Präsidenten Gross vor Tisch aus­
gelöste ORF-Debatte wird sicherlich nach Tisch noch 
ihre Fortsetzung finden und, meine Damen und 

-Herren von der sozialistischen Fraktion, Sie kön­
nen versichert sein, daß Ihnen noch eine gebühren­
de Antwort zuteil werden wird, Sie sollen uns nicht 
umsonst provoziert haben. (Abg. Brandl: „Danke 
für die Aufklärung. Hoffentlich hält es der Herr 
Landeshauptmann aus! Wir werden es aushalten!") 
Unser Medieh-Bernd — warum sollen nur Sie ei­
nen Medien-Charly haben — hat' sich bereits zum 
Wort gemeldet. (Abg. Gerhard Heidinger: „Sie sind 
ja der Krampus vom Dienst!") Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, lassen Sie mich aber nun 
zu den Ansätzen der Gruppe 3 sprechen. Was regen 
Sie sich so auf, Herr Kollege? (Unverständliche 
Zwischenrufe) 

Nicht nur die Vereinigten Bühnen und der heute 
schon einige Male zitierte Steirische Herbst, die 
Pflege der darstellenden Kunst und Musik sind 
in dieser Gruppe 3 zu finden, auch die Denkmal­
pflege, Heimatpflege sind in dieser Gruppe ange­
siedelt und dazu.möchte ich mir gestatten, einige 
Anmerkungen anzubringen.-Ich-glaubei Kultur und 
Charakter eines Volkes offenbaren sich nicht nur 
in den Schlössern, in den Domen der großen Städte, 
nicht nur in den Kunstgalerien und Konzertsälen, 
sondern sie finden ebenso ihren Ausdruck in den 
vielen eindrucksvollen Zeugnissen unserer Volks­
kultur, die ja vor allem bäuerlicher Herkunft ist, 
Und" hier zunächst ein Wort zum österreichischen 
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Freilichtmuseum, das in diesem Budget mit zusätz­
lichen 500.000 Schilling erfreulicherweise bedacht 
ist. Dieses österreichische Freilichtmuseum hat es 
sich zum Ziel gesetzt, solche Zeugnisse alter bäuer­
licher Volkskunst und vor allem Volksarchitektur 
in ganz Österreich aufzuspüren, zusammenzutragen 
und dafür eine neue Heimat in einem stillen Wald­
tal, nahe bei Graz, in Stübing, zu finden. Der Herr 
Präsident Koren, der Chef dieses Hohen Hauses, 
wird — so hoffe ich — nicht ungehalten sein, aber 
die Wahrhei t gebietet es zu sagen, daß ohne das 
Zutun, ohne die tätige Hilfe des damaligen Landes­
kulturreferenten und heutigen Landtagspräsidenten 
es dieses gesamtösterreichische Freilichtmuseum in 
Stübing in der Steiermark einfach nicht geben wür­
de. Und nicht von ungefähr kommt es, daß unser 
Herr Landtagspräsident nach wie vor auch Präsident 
des Kuratoriums dieses Museums ist. Es war si­
cherlich ein Glücksfall, daß dieses neugegründete 
Museum in der Person des Prof. Dr. Pöttler ' e inen 
Mann gefunden hat, der sich mit dem ganzen Ein­
satz seiner Persönlichkeit dieser schönen wissen­
schaftlichen, aber vor allem auch volksbildneri­
schen Aufgabe widmet und dem heute bereits auch 
internationale Anerkennung zuteil wird. Heute, 
zwölf J ahre nach der Gründung und fünf J ahre 
nach der Eröffnung dieses Freilichtmuseums, hat sich 
dieses Museum zu einer Sehenswürdigkeit ersten 
Ranges in der Steiermark entwickelt. Rund 100.000 
Besucher wurden in diesem auslaufenden Jahr 1975 
gezählt, womit Stübing sicherlich unter den steiri-
schen, ja österreichischen Museen an der Spitze 
liegt. Neben der wirtschaftlichen Bedeutung, vor 
allem für iden steirischen Fremdenverkehr, die 
durchaus beachtenswert ist, ist es aber, glaube ich, 
wohl in erster Linie der ideelle Wer t dieses Mu­
seums, der j a von Jahr zu J ah r steigen wird, weil 
die dort wiederaufgebauten Bauernhöfe — über 
50 sind es — Almhütten, Holzknechthütten, Sägen, 
Schmieden, Mühlen und vieles andere mehr noch, 
heute in freier Landschaft so gut wie nicht mehr 
zu finden sind bzw. wie das heute bereits auch aus­
geführt worden ist, von Abbruch oder von der 
Verschandelung bedroht sind. Ich glaube, mit die­
sem Freilichtmuseum wurde nicht nur dem öster­
reichischen Bauernstand ein ganz großartiges kul­
turelles Denkmal gesetzt, sondern es findet hier 
auch die gesamte Bevölkerung Österreichs, die vor 
einigen Generationen- j a noch fast ausschließlich 
auf Bauernhöfen zuhause war, ihre Urheimat, die 
vergangene Wel t der bäuerlichen Vorfahren in ganz 
beispielhafter Weise für die Zukunft bewahrt. 

Meine Damen und Herren, nach diesem Besuch 
im Freilichtmuseum Stübing darf ich Sie einladen, 
mit mir von diesem Stübinger Waldtal aus eine 
kleine Wanderung nach Süden anzutreten. Nach 
einigen Wegkilometern werden wir im fruchtbaren 
Reinerbecken vor dem altehrwürdigen Stift Rein 
eintreffen, dem ältesten Zisterzienserstift der Welt, 
das bereits zu einem Zeitpunkt, zu dem Graz noch 
keine Landeshauptstadt war, sondern nur ein Dorf 
zu Füßen des Schloßbergs, ein beachtenswertes 
kirchliches und kulturelles Zentrum dieses Landes 
gewesen ist. Wenn ich nun beim Freilichtmuseum 
Grund gehabt habe, dankbar zu vermerken, daß 
hier zusätzliche Mittel für den weiteren Ausbau und 

Grundzukäufe im Budget 1976 eingeplant sind, so 
sehe ich mich veranlaßt, was das Stift Rein angeht, 
hier eine dringliche Bitte im Landtag anzubringen. 
Ich spreche jetzt nicht von einer Landeshilfe für die 
gewaltigen Schäden und Verwüstungen, die im 
heurigen J ahr durch das Hochwasser dem alten Stift 
zugefügt worden sind. Es sind unersetzliche Werte 
vor allem aus den Beständen des Archivs und der 
Bibliothek in der Schlammflut zugrunde gegangen. 
Man spricht von einer Schadenshöhe von über 20 
Millionen Schilling. Unser gesamtes steirisches 
Denkmalpflegebudget, diese 7 Millionen Schilling-, 
würde nicht annähernd für die Behebung dieser 
Schäden reichen. Ich kann nur sehr hoffen, daß 
durch den Katastrophenfonds und durch die für die 
Denkmalpflege zuständigen Wiener Bundesstellen 
zumindest annähernd der Schaden zu vergüten sein 
wird. Worum es mir in meiner Wortmeldung geht 
und was ich auch in einem Resolutionsantrag hier 
im Hohen Hause eingebracht habe, ist d.as Ersu­
chen, für die Instandsetzung der ersten steirischen 
Landstube im Stift Rein einen Beitrag des Landes 
zu leisten. Mit dieser ersten steirischen Landstube 
ist jener historische Tagungsraum gemeint, in dem 
mit Sicherheit die Vorgänger dieses steirischen 
Landtages, nämlich die steirischen Landstände, am 
19. September 1276, also vor bald 700 Jahren, sich 
zum ersten Male getroffen haben, um sich vom 
Böhmenkönig Ottokar, der damals unsere Lande 
beherrschte, loszusagen und sich zum deutschen 
König Rudolf I, dem ersten Habsburger, zu beken­
nen. Man könnte sagen, daß dieser Beschluß der 
steirischen Landstände — und zwar frei nach Grill-
parzer •— das Ende von König Ottokars Glück und 
der Anfang von seinem Ende gewesen ist. Denn 
wie wir aus der Geschichtsstunde her wissen, be­
siegte König Rudolf, sicherlich nicht zuletzt dank 
der steirischen Streitmacht, zwei J ahre später am 
Marchfeld den Böhmenkönig Ottokar, der dort nicht 
nur die Schlacht, sondern auch das Leben verloren hat. 
Damit wurden die Steiermark und auch die übrigen 
österreichischen Länder wieder ein Teil des römisch­
deutschen Reiches und hörten auf, böhmische Pro­
vinzen zu sein. Meine Damen und Herren, es ist 
eigentlich verlockend, seine Phantasie etwas spielen 
zu lassen und man könnte sich ja ausmalen, wenn 
sich die Steirer damals 1276 nicht für den deut­
schen Rudolf, sondern für den böhmischen • Ottokar 
ausgesprochen hätten (Abg. Brandl: „Wo wir da 
heute wären!") und wenn 1278 nicht Rudolf, son­
dern Ottokar am Marchfeld gesiegt hätte, daß die 
Geschichte einen etwas anderen Verlauf genommen 
hätte und daß wir in diesem Saal nicht in deut­
scher, sondern in tschechischer Sprache sprechen 
würden, in der tschechischen Provinzstadt Graz. 
(Heiterkeit.) Meine Damen und Herren, ich für mei­
ne Person möchte sagen, ich bin sehr froh, daß die 
Geschichte den bekannten Verlauf genommen hat 
— ich nehme an, Sie schließen sich mir an —• und 
daß wir heute hier miteinander in der Sprache des 
Wal ther von der Vogelweide und des Schiller und 
des Goethe miteinander sprechen und nicht in der 
des braven Soldaten Schwejk und ,in j ener deut­
schen Sprache, die so vieles schön ansgehalten hat 
und darum sicherlich auch noch « inen Wolfi Bauer 
er tragen wird. (Abg. Gerhard Heidinger: „Ist das 
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; i a i ; ein Ps&emislideT: — Heiterkeit.).Das kann 
ich'nicht untersuchen,.; das will ich nicht untersu-
icaeni dem Wortstamme nach nicht. Ich möchte auf 
die Frage, meine, sehr geehrten Damen und Herren, 
ob wir Steirer uns mit einer Hauptstadt Prag "leich-

^te^getaii-'hatten--als'-mit einer Hauptstadt Wien, 
nichts sagen, sondern diese Frage ebenfalls hier 
im Raum stehen lassen. (Abg. Nigl: „Da hieße der 
Heidiriger nicht: Heidinger sondern Heidicek!" — 
Heiterkeit:) 

.Meine sehr geehrten Damen und Herren, am 
19,:September 1976, so höre ich, soll in einem Fest­
akt des Steirisehen Landtages unserer Landtagsvor-
gärfger -gedacht werden, die sich damals vor 700 
Jahren so mutig.: und mannhaft zum Deutschtum 
und zu Österreich bekannt haben. Bis zu.diesem 
Zeitpunkt soll auch der röcht baufällige alte Ta-
güngsräüm, nämlich diese erste steirische Lahdstübe 
in Stift Rein, wieder hergestellt sein. Baufachschü­
ler der Ortweinschule haben im Rahmen des Denk­
malschutz] ähres in ganz großartiger Weise Hun­
derte freiwilliger Arbeitsstunden völlig unbezahlt 
dort im Stift Rein geleistet. Als Abgeordneter die­
ses Steiermärkischen Landtages würde ich mich, 
wenn- ich an diesem Festakt teilnehme, ein wenig 
genieren vor diesen jungen Burschen, wenn ich 
nicht auch zumindest versucht hätte, einen Beitrag 
für die Instandsetzung dieses ersten steirisehen 
Landtägsaäles zu leisten. Es wird sicherlich im Rah­
men einer Bäusteinaktion für jeden einzelnen von 
uns dazu Gelegenheit sein. 
- Ich habe aber in einem Resolutionsantrag, dem 
alle Fraktionen beigetreten sind, an den Steiermär­
kischen Landtag die Aufforderung gerichtet, es als 
eine Ehrenpflicht anzusehen, korporativ einen Bei­
trag dieses Landtages und des Landes Steiermark 
an der Instandsetzung dieser ersten steirisehen 
Landstube zu leisten. Ich bekenne mich jedenfalls 
zu, dem Wort, das ein großer alter Philosoph aus­
gesprochen hat, zu einem weisen Wort, das da heißt: 
Ein Volk, i das seine Vergangenheit nicht ehrt, ein 
solches Volk hat keine Zukunft. Ich > danke schön. 
(Allgemeiner Beifall:) • 

Präsident: Das - Wort—hat- der Herr Abgeordnete 
Pi etiler. 

.Abg.. Piehlen Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! • 

Ich möchte von der Sicht der Gemeinde her mit 
einigen Bemerkungen zu den Musikschulen begin­
nen. Es wurden heute schon einige Ausführungen 
darüber f gebracht, Und...wir haben die Feststel-
lun^ "^gehört, daß wir in der- Steiermark rund 
34'">I^sr^5dtoien'-:habe:'n:^-'di'e "sich eines großen Zü-
sprirche¥ erf reuet in der Lage 
Äd,::a"]%:#iese 'Bewerber aufzunehmen;) die' gerne. 
ta^tesMäslfesty^emMne^ seien es Km-

JifiCJüMÄggsiilch^ 
' Memsehenl die /Sich:müsikälisch bilden möchten, die 
\di^;,jte^er|drS 
fach.nicht'dinmer rÄnrTjaahTne finden können; weil 
Mab seinsehrgrößerund schwieriger Problemkreis 
• Ä t l i e g ^ ^ s l e n « : - ^ 
^el&rel. Folgedamit auch gleichzeitig verbünden 
»4äi$mlr<äieEiBiasMjt...* • ^ ; ^ ^-A.'.'. 

Die -Gemeinden, soweit • sie diese Musikschulen 
erhalten und damit Schulerhalter sind, leisten sich 
hier sehr große Ausgaben und es ist sicherlich ein 
sehr gut-angelegtes Geld für die Zukunft iür alle 
jene Mensehen, die sich schön von der Jugend an 
entsprechend vorbilden möchten, entweder für den 
späteren Beruf oder für eine Allgemeinbildung 
oder sonst, im gesamten gesehen, vielleicht für eine 
Freizeitgestaltung. Die derzeitige Finanzierung die­
ser Musikschulen ist ja insoweit problematisch, als 
das Land zwar schon .bestimmte Zuschüsse und 
Beiträge leistet, was aber immerhin noch zu wenig 
ist. Dadurch ist eine Ausweitung und Führung der 
Musikschulen in einem solchen Ausmaß, wie es er­
forderlich wäre, eben nicht möglich. -Die derzeitige 
Finanzierung ist durchwegs so, daß der Leiter einer 
Musikschule zur Gänze und zum Teil mindestens 
der Sachäufwand vom Land her getragen wird, je­
doch alle entweder voll- oder nur. teilbeschäftigten 
Lehrer zu einem Drittel von der Gemeinde finanziert 
werden müssen und dies zum größten Teil, weil 
vielfach Schüler vorhanden sind, die ganz einfach 
nicht in der Lage sind, diese Beträge zu leisten, weil 
die Eltern ihr Einkommen nicht in entsprechender 
Höhe haben. . • 

Es ist daher sehr erfreulich festzustellen, wenn 
wir im nunmehrigen Ansatz für 1976 eine Erhö­
hung sehen und es ist umso erfreulicher, die Fest­
stellung zu treffen, daß dieser Betrag erhöht ein­
gesetzt wurde, wenn man weiß, daß wir auf unserer 
Tagesordnung im Laufe dieser Landtagssitzung auch, 
eine Vorlage haben, nämlich für die Einhebung des 
Fernseh- und Rundfunkschillings und dieser erhöh­
te Betrag uns in diesem Zusammenhalt auch für 
diesen Zweck sehr gut zustatten kommen wird. Ich 
glaube, daß damit ein, Schritt gelingen müßte und 
kann, daß das Land nunmehr in die Lage versetzt 
wird, weiterhin selbstverständlich voll die Leiter-
kosten zu übernehme^ 
wenigstens zu 50 Prozent zu tragen. Aber ich bitte, 
aus dieser Überlegung, sehr geehrter Herr Landes­
rat, nicht den Sachaufwand als solchen zu kürzen, 
sondern diesen unbedingt beizubehalten, denn auch 
hiefür sind große Ausgaben erforderlich. Das wird 
für die Gemeinden eine wesentliche Erleichterung 
bedeuten und es wird damit möglich sein, all das, 
was bisher nicht gemacht werden konnte, zumin­
dest teilweise nachzuholen und vielleicht noch mehr 
von diesen Schülern aufnehmen zu können. 

Nun noch eine Bemerkung zu den Musikschul­
lehrern und zur Verwendung der gesamten Mittel: 

Es zeigt sich, daß die Interessen für die einzel­
nen Instrumentengruppen sehr, unterschiedlich sind 
und es zeigt «ich dabei aber auch, daß für bestimmte 
Instrumente die Lehrer nicht immer zur Verfügung 
stehen und es daher erforderlich:ist, daß. Lehrervon 
auswärts; anreisen müssen, well s ienur teilbesehäf-
tigt sind. Ich bin mir dessen bewußt, daß dieses 
Prohljm^nleto Jeiefet^Wsbar^l^,? aber ich weiß ebeii-
so aus ^Erfahrung und anderweitigen Mittfeilungeri; 
"daß aus idieseh, 'Gründen für die Reisekosten ver­
hältnismäßig hohe Beträge aufgewendet werden und 
.man "daher trachten muß, hier zu einer brauchbaren 
und geeigneten Lösung zu kommen, und man vor 
allen Dingen auch;'trachten muß, abzuschätzen, aofb 
manv^egeh.1eiües;;odCT;Zwei be-_ 
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stimmtes Instrument einen Lehrer aus einem ande­
ren Bundesland oder Hunderte von Kilometern von 
auswärts anreisen läßt. Das ist die eine Frage. 

Eine Frage noch, die immer wieder aufgeworfen 
wird, ist die sogenannte Äbwerbung der Musik­
schullehrer. Hier trifft es ein bißchen unsere Lan­
desmusikschule. Man geht sehr gerne her und 
schreibt den Gemeinden, wenn nicht schön direkt, 
so zumindest indirekt vor, wie diese Musiklehrer 
.einzustufen sind. Hingegen ist hier die Landes­
musikschule ein bißchen großzügiger und stuft eben, 
um bestimmte Lehrer zu bekommen, großzügiger 
ein, womit der Wettbewerb oder die Startbedin­
gungen als solche schon verhältnismäßig stark be­
schnitten werden. Ich würde in diesem Zusammen­
halt sehr bitten, hier doch die Startbedingungen 
etwas mehr zu beachten und damit bestehende 
Musikschulen, die mühselig zu einem Lehrer ge­
kommen sind, nicht in die ärgste Verlegenheit zu 
bringen und damit womöglich den Leiter zu ver­
anlassen, daß er den Schülern mitteilen muß, auf 
diesem und jenem Instrument kann nicht mehr un­
terrichtet werden, weil dieser oder jener Lehrer 
nicht mehr da ist, sondern abgeworben wurde. Ich 
bin mir darüber im klaren, daß die Landesmusik­
schule sich im gesamten ein bißchen leichter tut, 
selbst auch dann, wenn dort etwa von Seiten der 
Stadtgemeinde Graz keine Beiträge geleistet wer­
den. Von Seiten der Gemeinden werden alle An­
strengungen gemacht werden, um die Musikschulen 
zu erhalten, eine breite Basis für die Schüler zu 
finden und gute Lehrer zu bekommen. Es wird so­
mit nunmehr auch daran die Erwartung geknüpft, 
daß es uns gelingt, wieder, einen weiteren Schritt 
zugunsten dieser Musikschulen und damit für die 
Musikschulerhalter, nämlich die Gemeinden, zu tun. 
Ich danke schön. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Schilcher. 

Abg. Dr. Schilcher: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! 

Der Herr Präsident Gross hat sich Vor Tisch, Herr 
Abgeordneter Heidinger, mit dem Verfassungsge­
richtshoferkenntnis vom 28. Juni 1975 beschäftigt, 
mit dem die Anträge der Steiermärkischen Landes­
regierung und der Vorarlberger Landesregierung 
bezüglich des ORF-Gesetzes zurückgewiesen wur­
den. Er hat gemeint, damit sei bewiesen, daß die 
steirische sozialistische Fraktion recht daran getan 
hätte, sich dem Beschluß (der Steiermärkischen 
Landesregierung nicht anzuschließen, gegen die von 
uns behauptete Enteignung vor allem beim Ver­
fassungsgerichtshof Beschwerde einzulegen. Nun 
möchte ich nicht nur den Herrn Präsidenten Gross,-
sondern die ganze Fraktion fragen, abgesehen von 
allen juristischen Fragen, die noch kommen werden, 
wie halten Sie es als Steirer, wenn die Steiermär-
kische Landesregierung, der Steiermärkische Land­
tag, vor dem 15. Oktober 1974 Gesellschafter, An­
teilseigner des österreichischen Rundfunks war, 
werm daraufhin mit einem Bundesgesetz diese An­
teile beseitigt wurden und nunmehr die Steiermark 
nichts mehr ist? Halten Sie das für eine Maßnahme 
im Interesse der Steiermark oder nicht? Das ist 

die erste Frage. Wie gesagt, jenseits von jeder 
juristischen Qualifikation. Die zweite Frage, die 
mindestens genauso Wichtig ist: Der Herr Präsident 
hat gesagt, der Verfassungsgerichtshof habe in der 
Frage, ob wir enteignet wurden, entschieden, es sei 
keine Enteignung und vor allem keine entschädi-
gungslöse Enteignung erfolgt. Diese Auskunft ist 
unrichtig. Der Verfassungsgerichtshof hat in der 
Sache selbst überhaupt nicht entschieden. Darum 
besteht die vom Herrn Landeshauptmann Niederl 
behauptete Rechtsunsicherheit weiter. Wir wissen 
heute genau so wenig wie vorher, ob es nun rech­
tens ist, daß man .einfach durch einen Federstrich 
des Gesetzgebers nicht mehr Anteilseigner ist, ohne 
daß man eine Entschädigung bekommt bzw. eine 
lächerliche Entschädigung in der Höhe von 119.000 
Schilling oder ob es nicht rechtens ist?. 

Ich darf Ihnen zur Begründung dieser Auffassung 
folgendes sagen: Die Steiermärkische Landesregie­
rung hat im besonderen den § 33 des Rundfunkge­
setzes angefochten, worin steht: „(1) Mit Wirksam­
keit vom 15. Oktober 1974 wird der österreichische 
Rundfunk in eine Einrichtung des Bundes umge­
wandelt. (2) Die Geschäftsanteile an der öster­
reichischen Rundfunk Ges. m. b. H. gehen mit 
15. Oktober 1974 unter." Wir haben nun zu dieser 
Bestimmung folgendes gesagt: Sie ist eine Enteig­
nung, wobei die Entschädigung unzureichend ist, 
denn die Rückzahlung von 119.000 Schilling entschä­
digt uns nicht für unseren Anteil. Darauf haben die 
Bundesregierung und der Nationalrat, das heißt, die 
SPÖ-Mehrheit im Nationalrat, während des schwe­
benden Verfahrens beim Verfassungsgerichtshof 
am 6. Februar 1975 ein Bundesgesetz beschlossen, 
wonach das soeben geschaffene Rundfunkgesetz no­
velliert wird, der ORF nicht mehr eine Einrichtung 
des Bundes ist, sondern ein eigener Wirtschafts­
körper. Wissen Sie warum? Die SPÖ hat sich ge­
sagt: Für den Fall, daß der Verfassungsgerichts­
hof zu dem Schluß kommen könnte, daß hier wirk­
lich eine Enteignung vorliegt, möchten wir im Bund 
nicht die Zahler sein, sondern dann- soll es der 
Herr Otto Oberhammer bezahlen. Denn mittlerweile 
ist man daraufgekommen, was man mit ihm hat. 
Man hat ihm das hingeschoben und hat gesagt, 
wenn es dazu kommen sollte, bitte sehr, dann eige­
ner Wirtschaftskörper, Herr Otto Oberhammer. Im 
Hinterkopf stand die Hoffnung, der Antrag der 
Steiermärkischen Landesregierung sei nur auf Fest­
stellung der Verfassungswidrigkeit als einer Ent­
eignung gegenüber dem Bund gegangen. Errichtet 
man einen .eigenen Wirtschaftskörper, dann ist der 
Antrag dahingefallen. Es gibt also die seltene Form 
einer lex Steiermark. (Abg. Pölzl: „Sonderbare 
Weise!") Die Bundesregierung hat sich nicht ge­
scheut, eine lex Steiermark zu schaffen. Der Ver­
fassungsgerichtshof ist noch weiter gegangen. Er 
hat gesagt, der Antrag der Steiermärkischen Lan­
desregierung ziele nur darauf hin, den § 33 Abs,. 2 
zu überprüfen, wo drinnen steht, daß die Anteile 
untergehen, und hat gesagt, im § 33 Abs. 1 ist aber 
möglicherweise die Enteignüngsbestimmung ent­
halten, die habe aber die Steiermärkische Landes­
regierung nicht angefochten. Ich darf Ihnen das 
wörtlich vorlesen: „Der erste Satz, des § 33 Abs, 2 
ist nur eine Wiedergabe der Rechtsfolgen, die sich 



^^^misgfm^mm^m^S^W^^^^^VS^^0lsMW^^MW^KiS^^KWS^S^^^^^^^^^^^^^S^^^^ 

668 16. Sitzung des Steierm. Landtages, VHL. Periode -— 110;, .11'. und 12. Dezember 1375 

aus der Umwandlung des österreichischen Rund­
funks in eine Anstalt des öffentlichen Rechtes er­
gibt. Die Aufhebung der Bestimmung des § 33 
Abs. 1 ist aber im Antrag der Voräflberger Landes­
regierung nicht begehrt worden. Aus dem Inhalt 
des Antrages der Steiermärkischen Landesregie­
rung ergibt sich entgegen der Auffassung des Ver­
treters der Steiermärkischen' Landesregierung kein 
Begehren auf Aufhebung der Bestimmung." Und 
jetzt darf ich Ihnen sagen, was die Steiermärkische 
Landesregierung beantragt hat: „Der Hohe Ver­
fassungsgerichtshof Wolle das Bundesgesetz vom 
10. Juni 1974 seinem ganzen Inhalt nach als ver­
fassungswidrig aufheben, weiters die jeweils in 
Betracht kommende Gesetzesstelle." Also sie hat 
gesagt, das ganze Gesetz ist verfassungswidrig, vor 
allem aber jene Bestimmung, die eine entschä­
digungslose Enteignung vorsieht. Daraufhin hat der 
Verfassungsgerichtshof folgendes gemacht. Er hat 
nun entschieden, welche einzelnen Bestimmungen 
die Steiermärkische Landesregierung im Gesetz ge­
meint haben könne und führte aus — bitte nach­
zulesen auf Seite 147 -^: „Erkennbar im Antrag der 
Steiermärkischen Landesregierung ist die Aufhe­
bung folgender Bestimmungen: § 33 Abs. 2, § 7 
Abs. 1" usw. Das heißt, er hat folgendes getan: 
Er hat aus dem Antrag selbst entschieden, welche 
Bestimmung anzufechten ist, hat wohlweislich die 
Bestimmung, die brenzlig war, nämlich die Enteig­
nungsbestimmung, nicht darunter subsumiert und hat 
dann hinterher gesagte Wissen Sie, es tut mir 
schrecklich leid, ich kann nicht darüber entscheiden, 
denn da liegt kein Antrag vor. (Abg. Gerhard Hei-
dinger: „So reden Sie über den Verfassungsgerichts­
hof!") So rede ich über den Verfassungsgerichts-
hof, selbstverständlich. (Abg.. Brandl: „Das ist Ihre 
Meinung über das höchste Gericht!" — Abg. Dok­
tor Maitz: „Das ist die Wahrheit, bitte nachlesen!" 
— Abg. Aichhofer: „Hört zu!" — Weitere unver­
ständliche Zwischenrufe.) Herr Abgeordneter Hei­
dinger, ich will nicht an die Worte erinnern, die 
vom Herrn Abgeordneten Grätsch verloren wurden, 
als er gesagt hat, daß in der Demokratie niemand 
unter dem Glassturz steht. Herr Abgeordneter 
Grätsch, niemand, auch nicht der Verfassungsge­
richtshof. (Beifall bei der ÖVP. — Abg. Gerhard 
Heidinger: „Und was habt Ihr damals für einen 
Wirbel gemacht!") Und ich möchte Ihnen noch etwas 
sagen. (Abg. Zinkanell: „Das waren Unterstellun­
gen und keine sachlichen Argumente!") Moment, 
Herr Abgeordneter Zinkanell, ich habe nichts unter­
stellt (Abg. Zinkanell: „Das ist .eine Unterstellung!"), 
ich habe Ihnen wörtlich vorgelesen und Sie können 
das Erkenntnis nachlesen. (Abg. Pranckh: „Könnt 
Ihr lesen, oder nicht?" —Abg. Ing. Stoisser: „Was 
dem Zinkanell nicht paßt, das ist Unterstellung!" -r-
Weitere unverständliche Zwischenrufe.) Wollen Sie 
mir das Recht auf Kommentar bestreiten? Das werde 
ich wohl noch dürfen. (Abg. Dir. Dorfer: „Es geht 
ürh steirische Interessen!" -— Abg. Zinkanell: „Das 
haben wir bei Euch auch gemerkt vorher!" — Abg. 
Dr. Dörfer: „Das ist der Förderalismus auf soziali­
stisch!") Herr Abgeordneter Grätsch, es geht ja 
noch weiter, es ist ja noch nicht beendet. Der Ver-
fässüngsgerichtshöf hat ja noch etwas gemacht. 
Darf ich Ihnen mitteilen: Er hat unsere Meinung, 

wonach die Gesetzesbestimmung „es ist der Stamm­
anteil zu vergüten" unbestimmt ist, zurückgewie­
sen. Was bedeutet das: Wir haben gesagt, unter 
vergüten kann man verstehen 119.000 Schilling 
Stammeinlage zurückbekommen oder einen Anteil 
am ORF in der Höhe, der uns zusteht. Jetzt ist 
völlig unbestritten in allen Fragen des Gesell­
schaftsrechtes, daß sich „vergüten" auf leinen An­
teil am ganzen Betriebsvermögen zum aktuellen 
Zeitpunkt bezieht. Das heißt, der Unterschied liegt 
etwa zwischen 119.000 Schilling und einigen Millio­
nen, denn Sie müssen das Anlagekapital des ORF 
hernehmen, die ganzen Fernsehstudios, sämtliche 
Übertragungswagen usw. Die Bundesregierung hat 
gesagt, vergüten heißt 119.000 Schilling; der Ver­
fassungsgerichtshof hat in Abkehr einer 40jährigen 
Rechtssprechung gesagt, vergüten ist hinreichend 
bestimmt, weil „es ist nicht ganz der Auslegung 
entzogen". Bisher hat er gesagt: Es muß jedes Ge­
setz so bestimmt sein, daß man überprüfen kann, 
was die Verwaltung macht, das ist man dem Staats­
bürger schuldig. Das ist die berühmte Artikel-18-
Rechtsprechung; und jetzt sagt er plötzlich, seit 
40 Jahren das erste Mal, eine Bestimmung braucht 
bloß „interpretierbar" zu sein um jeder Überprü­
fung entzogen zu sein. Wissen Sie, was das heißt? 
Das heißt, nur absurde Bestimmungen sind künftig 
nicht mehr rechtsstaatsgemäß. Da komme ich auf 
das zurück, was der Herr Präsident Gross heute 
gesagt hat, er wolle das rechtsstaatliche Prinzip 
verwirklicht sehen. Das möchte ich auch sehen. 
Ich darf Ihnen mitteilen, es hat mittlerweile an der 
Universität Wien und an der Universität Graz Se­
minare gegeben, an denen etwa 10 Professoren, 
Dozenten, Assistenten mitgewirkt haben und da 
sind Worte über das Erkenntnis gefallen wie „ein 
Skandal". Der Herr Klubobmann Fischer, der an 
der Universität Graz gesprochen hat — der Herr 
Abgeordnete Dr. Strenitz, glaube ich, war da —, 
hat auf die Frage eines Teilnehmenden, wie das 
mit dem Verfassungsgerichtshöf eigentlich ist, ge­
sagt: Na ja, schauen Sie, jetzt haben halt wir mehr 
Sozialisten im Verfassungsgerichtshof". (Abg. Pölzl: 
„Sozialdemokraten!" — Abg. Dr. Strenitz: „Das ist 
doch nicht wahr!") Auch das hat der. Herr Klub­
obmann Fischer, ich war zugegen, an einem Se­
minar an der Universität Graz gesagt. (Abg. Ger­
hard Heidinger: „Das ist Nihilismus, was Sie ver­
breiten!" — Weitere unverständliche Zwischenrufe.) 

Wir wollen bitte einfach festhalten, daß der Ver­
fassungsgerichtshof in der Frage Enteignung keine 
Entscheidung getroffen hat, und darum hat der Herr 
Landeshauptmann Dr. Nieder! vollkommen recht, 
wenn er sagt, es herrscht Rechtsunsicherheit in die­
sem Land. (Beifall bei der ÖVP. — Abg. Nigl: 
„Rechtsbeugung!")'. Ich würde mir wünschen, daß 
es in dieser Frage eine einheitliche steirische Mei­
nung geben könnte, weil es die steirischen. Inter.es-. 

. sen betrifft und nicht irgendwelche Parteiinteressen 
in diesem Land. (Beifall bei der ÖVP. •— Abg. Dok­
tor Strenitz: „Es gibt nur einen Rechtsstaat. Diese 
Rechtsstaatlichkeit wird durch diese Kritik beein­
trächtigt!" — Weitere unverständliche Zwischen­
rufe,) Herr Abgeordneter Dr. Strenitz, wenn wir so 
weit kommen, daß die Rechtsstaatlichkeit durch 
Kritik beeinträchtigt wird, dann müssen wir zu-
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sperren, das sage ich Ihnen auch. Kritik beeinträch­
tigt die Rechtsstaatlichkeit am allerwenigsten. (Bei­
fall bei der ÖVP. —Abg. Gerhard Heidinger: „Da 
haben wir ja Glück gehabt, daß Ihr nicht gewonnen 
habt!") 

Ich möchte Ihnen noch etwas sagen, nur zur Ab-
rundung: Ich glaube schon, daß der Herr Präsident 
Gross lieber über das Verfassungsgerichtshofer­
kenntnis redet als über das Programm des ORF 
und über den Herrn Generalintendanten. Das würde 
ich an seiner Stelle auch tun. Aber mit diesem 
Verfassungsgerichtshoferkenntnis ist darüber nicht 
abgestimmt worden. Darum lassen Sie mich noch 
ein kurzes Wort, weil er dieses Thema auch ange­
schnitten hat, zum ORF sagen: 

Wir haben eineinhalb Jahre Geschichte der ORF-
Gegenreform. Es ist eine Geschichte des Herrn O., 
des Herrn Otto Oberhammer, und zum Unterschied 
zu dem gegenwärtig in einem Grazer Kino laufen­
den Lustfilm ist es keine lustvolle Geschichte. Ich 
darf Ihnen sagen, daß der Herr Justizbeamte Otto 
Oberhammer am 15. Oktober 1974 angetreten ist 
als Mann des Herrn Kreisky, als Blutgruppe-O-
Mann, als solcher in eingeweihten Kreisen s'Nullerl 
genannt, um folgendes zu unternehmen: (Abg. Ger­
hard Heidinger: „Stellen Sie sich vor, wenn wir Sie 
das Nullerl nennen würden! Das ist eine Frechheit! 
Sie setzen einen Gag nach dem anderen, aber sonst 
nichts!") 1. die Demokratisierung des ORF, 2. den 
autoritären Stil des Herrn Bacher zu beseitigen. 
(SPÖ: Den haben Sie sogar im Kurier beseitigt!") 
Darf ich Ihnen mitteilen, wie Ihre Genossen in 
Wien hinter vorgehaltener Hand den Herrn Ober­
hammer nennen? Das darf ich hier wieder nicht, 
sonst würden Sie sich aufregen. (Abg. Brandl: „Aber 
außer Gags nichts!" — Abg. Heidinger: „Einer ist 
schlechter als der andere!") Herr Abgeordneter 
Brandl, ich bin gerne bereit, unsere Gegenvorstel­
lungen zu .entwickeln. Wir haben nicht nur kri­
tisiert, wir haben auch eigene Vorstellungen. Ich 
bin gerne bereit. Reden wir doch bitte darüber, wie 
es jetzt ausschaut. (Abg. Gerhard Heidinger: „Sind 
Sie als Steirer in Wien draußen und reden Sie da 
solchen Unsinn?") Ich sitze als Steirer, selbstver­
ständlich. Ich werde Ihnen gleich sagen, warum. 
(Abg. Gerhard Heidinger: „Sie blamieren ja die 
ganze Steiermark, wenn Sie so weitertun!" — Abg. 
Ing. Stoiser: „Er möchte uns das Geld wiederbrin­
gen, gegen welches Ihr seid!") Das darf ich Ihnen 
gleich mitteilen, jawohl, Herr Abgeordneter. Herr 
Abgeordneter Heidinger, wer ruiniert die Steier­
mark mehr, schauen Sie einmal das Budget an. Der 
Herr Oberhammer hat im Sinne der Rationalisierung 
den Dienstpostenplan der Bundesländer gekürzt. 
Wir haben 1975 716 Dienstposten gehabt, 
wir haben nur mehr 709. Im gleichen Rhythmus 
hat er seine eigenen Dienstposten in der Gene­
ralintendanz erweitert. Das darf ich Ihnen nur sagen, 
weil Sie Föderalismus angezogen haben. Der Herr 
Oberhammer hat in seiner Generalintendanz 123 
Beschäftigte, soviel wie das ganze Land Steiermark, 
sämtliche Sende-Betriebsleiter, Techniker usw. in­
begriffen. Und er hat darunter 8 Leute der 18-Ver­
wendungsgruppe, der höchsten Verwendungsgrup­
pe, Generäle sozusagen, und das alles hat er auf 
Kosten der Bundesländer gemacht, Herr Abgeord­

neter Heidinger. (Abg. Buchberger: „Das hat man 
auch alles nicht gesagt!" — Abg. Gerhard Heidin­
ger: „Er braucht es eh nicht sagen! Der ORF muß 
uns nicht fragen. Fragt dein Herrn Edlinger, ob eri 
uns etwas fragen muß! Er ist unabhängig!") Herr 
Abgeordneter, über die Unabhängigkeit brauchen 
wir ja nicht zu reden. (Abg. Buchberger: „In der 
Steiermark kann er schon unabhängig sein!" — 
Weitere unverständliche Zwischenrufe.) 

Herr Abgeordneter Heidinger, darf ich Ihnen 
etwas vorlesen, damit wir zum Kern der Sache 
kommen: Ich lese Ihnen eine Passage über das 
Programm vor: „Abend für Abend sitzt die Familie 
vor dem Patschenkino und hofft, daß das Gebotene 
einmal nicht so langweilig wird. Ist das Programm 
dann gelaufen, weiß man, schon wieder so ein 
Blödsinn, und kräftig gähnend geht es in die Fe­
dern." Wissen Sie, wer das geschrieben hat? Die 
sozialistische Redakteurin Isolde Kresslehner im 
„Tagblatt Linz". (Abg. Gerhard Heidinger: „Na und! 
Was glauben Sie, wenn ich eine Kritik darüber 
schreiben könnte, wie Sie da agieren!" —• Landes­
rat Peltzmann: „Eine neue Arbeitslose!" —• Abge­
ordneter Pranckh: „Mensch, das regt ganz schön auf!" 
— Weitere unverständliche Zwischenrufe.) Darf ich 
Ihnen noch etwas vorlesen? (Abg. Nigl: „Die haben 
Sie noch nicht fristlos .entlassen?" — Abg. Grätsch: 
„Das ist mir völlig wurst, was die schreibt! Das in­
teressiert mich nicht!" — Weitere unverständliche 
Zwischenrufe.) Ist Ihnen eigentlich auch wurst, wie 
das Programm ausschaut, Herr Grätsch? (Abg. Zin-
kanell: „Ob es Ihnen gefällt oder nicht, das ist 
uns völlig wurst!") Es ist Ihnen völlig wurst? Aha, 
dann darf ich Ihnen sagen, mir ist es nicht wurst. 
Mir ist es deshalb nicht wurst, weil dieses Pro­
gramm Tag für Tag die Fernseher sehen müssen. 
Ich darf Ihnen sagen, wie das ausschaut. (Abg. 
Grätsch: „Ich bin nicht einverstanden mit dem Pro­
gramm, wenn Sie das wissen wollen!" — Abg. Ger­
hard Heidinger: „Die geben ihm etwas!") Ja her­
vorragend, das machen wir. Und jetzt darf ich Ihnen 
daher vorschlagen, nehmen Sie Einfluß im Sinne 
der innerparteilichen Kommunikation auf die Mehr­
heit im Kuratorium. (Abg; Grätsch: Sind Sie zu 
schwach, Herr Doktor? Dann sagen Sie es!") Herr 
Abgeordneter, wir werden dort seit einem Jahr 
pausenlos niedergestimmt von der Walze 14—16. 
Pausenlos. (Abg. Grätsch: „Die Situation ist so wie 
hier im Hohen Haus! Wo ist der Unterschied?") Ich 
bin sehr bereit, Herr Abgeordneter. (Abg. Gerhard 
Heidinger: „Das ist Schicksal!" — Landesrat Peltz­
mann: „Da wäre der Oberhammer eingefahren!" — 
Abg. Brandl: „Jeder freut sich über seine Mehr­
heit!") 

Darf ich Sie bitten, ich würde folgenden Vor­
schlag hier unterbreiten: Sind Sie einverstanden, 
daß wir Zeit im Bild 1 in beiden Programmen 
durchschalten? (SPÖ: „Ja!") Sind Sie einverstan­
den, daß wir Zeit im Bild 2 künftig mit festen Be­
ginnzeiten haben? (Abg. Heidinger: „Ja!") Sind 
Sie einverstanden, daß wir künftighin alle kriti­
schen Sendungen wie „Horizonte", „Teleobjektiv" 
usw. nicht mehr niederkonkurrenzieren durch bil­
ligste Unterhaltungsfilme wie „Manche mögens 
heiß" und so ähnlich? Sind Sie einverstanden? 
(SPÖ: „Ja!") Gut. (Abg. Koiner: „Seid vorsichtig!" 
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— Abg. Grätsch: „Das ist polemisch!") Sind Sie 
weiters einverstanden, Herr Abgeordneter, daß 

-man künftighin Schutzzonen errichtet für so wich­
tige Sendungen wie Wissenschaftssendungen, Lite-
ratursendüngen. Ich darf Ihnen mitteilen, daß das 
jetzt nicht passiert, Sie brauchen nur heute abend 
fernsehen, daß es eine Sendung „Wissenschaft 
aktuell" gibt, die gleichzeitig mit „Dalli Dalli" ge­
sendet wird und dann die Einschaltziffer unter 
2000 sinkt, das ist nicht der Vorrang der Kultur, den 
wir meinen. (Abg. Grätsch: „Sie wollen zur Bo-
nanza zurück!") Nein, das will ich nicht, ich möchte 
Sie nur fragen, ob Sie mit dem einverstanden sind. 
(Abgs Grätsch: „Es gibt jetzt mehr Kultursendungen 
als früher. Ich gebe zu, zu wenig, aber mehr als 
unter Bacher!") Ich darf Ihnen nur mitteilen, Was 
man gemacht hat. Man hat sie um 20" Uhr ins Haupt­
abendprogramm genommen und dort spielt man im 
anderen Kanal. Sportsendungen. Sind Sie damit ein­
verstanden, daß man das nicht tut? (Abg. Gerhard 
Heidinger: „Mit Dalli-Dalli können Sie tun, wie 
Sie wollen!") Für den Fall, daß ein Intendant auf 
die. Idee kommen sollte, das zu tun, wo Sie mitge­
stimmt haben, dann rollen die Köpfe, dann wird 
er hinausgeschmissen. Wörtlich in sämtlichen Zei­
tungen vorige Woche. Meine Damen und Herren, 
der wahrhaft Mächtige ist offensichtlich gar nicht 
mehr der Herr Oberhammer, sondern der Herr Zen­
tralsekretär Blecha und das ist die Realität der De­
mokratie und deshalb habe ich darüber geredet. 
Der droht einfach: „Für den Fall, daß ihr ein 
besseres Programm macht, schmeiße ich euch hin­
aus." Das ist die Realität. (Beifall bei der ÖVP. 

— Abg. Heidinger: „Ach, hör auf!" — Weitere un­
verständliche Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Darf ich Ihnen zum Abschluß nur noch etwas 
sagen, weil Sie früher die Regionalisierung ange­
schnitten haben. Ich habe Ihnen schon gesagt, was 
der Herr Oberhammer dazu denkt, wenn er näm­
lich die Dienstposten in den Zentralen erhöhte, 
wenn er außerdem, wie gesagt, folgendes unter­
nimmt: Herr Oberhammer hat vor einer Woche in 
einem Kreuzverhör in der Urania erklärt, eine der 
wesentlichsten Aufgaben als Generalintendant sei 
die Regionalisierung gewesen. Am selben Tag er­
scheint ein Interview in der Zeitung und zwar 
sowohl in den Oberösterreichischen Nachrichten, 
wie in einer steirischen Zeitung. Da wird der Herr 
Dr. Skala gefragt: „Was halten sie von derHegio-, 
nalisierung. Wörtlich Dr. Skala: Da müssen wir uns 
zwei Dinge fragen: Erstens, ob das überhaupt not­
wendig ist und zweitens, ob sich das tatsächlich 
jemand wünscht. Das bitte heißt zu deutsch: Der-, 
jenige, der das Geld hat, will keine Regionalisie­
rung und daher findet keine statt. Bitte nehmen 
Sie das zur Kenntnis. Dieses Programm Regiöna-
lisienjjog findet; nicht statt. Es findet zweitens 'eine 
Demokratie statt, die so ausschaut, daß der Herr 
Oberhjprmier ohne .irgendsjemand] -zu,iragen, den 
Herrn-Sehiehgk-und- den Heirn Biliesieh- zum Me-
dien^GIjA ernennt, also; ?u jener Kontrollstelle, die 
künftig^ kontrolliert, was überhaupt für: ein Pro­
gramm .gemacht werden darf: (Abg. Rauch: „Das ist 
Demokratie;!" —-Abg. Grätsch: „Wenn das passiert 
ist;' hätte sich nichts geändert!":) Wissen Sie, was 
daraufhin passiert' ist? Daraufhin haben die Fern­

sehintendanten gesagt, mit dem Herrn Obefham-
mer können wir nicht mehr zusattimenärbeiten. So­
weit ist es gekommen. Die Fernsehintendanten 
haben sich zurückgezogen. Darf ich Ihnen noch 
eine Auffassung von Demokratie mitteilen. Im Ge­
setz steht, der Generalintendant hat keinen Einfluß 
auf das Programm zu nehmen, das machen nunmehr 
die Programmintendanten. Der Herr Generalinten­
dant hat die Programmrichtlinien vorgelegt, wie er 
sich das vorstellt. Seite 32: „Die Kontrollkompetenz 
des Generalintendanten ist grundsätzlich auch hin­
sichtlich, der Programmangelegenheiten unbe­
schränkt." Das heißt, Rückkehr zum Bacher-ORF, 
nur ohne Bacher, mit den etwas kleinen Schuhen 
des Herrn Oberhammer. (Heiterkeit. — Unverständ­
liche Zwischenrufe bei der SPÖ. — Abg. Gerhard 
Heidinger: „Das wollen Sie ja immer!") , 

Nur, Herr Abgeordneter Grätsch, frage ich mich 
langsam, wozu haben wir die Kröte geschluckt. 
Jetzt machen wir ein Programm. — Sie haben selbst 
zugestimmt —, das ganz gleich ausschaut wie das 
Programm unter Bacher. Wir machen dann einen 
ORF mit einer Generalintendanzkompetenz wie un­
ter dem Bacher und dann frage ich mich, wozu das 
Ganze, wozu 300 Millionen Schilling beim Fenster 
hinausschmeißen. Können Sie mir das noch erklä­
ren? Ich bin einverstanden, machen wir- den Bacher-
Rundfunk wieder, wie er war, aber bitte erklären 
Sie mir, wozu haben Sie diese Reform gemacht? 
Sie haben keinen anderen Ausweg und das — glau­
be ich — ist zum Thema Theorie und Realität auch 
in Sachen Demokratie zu sagen. Ich bin mit Ihnen 
ganz einer Meinung, daß wir den Rundfunk aus 
der steirischen Sicht sehen müssen, ich bin ganz 
einer Meinung, daß wir den Rundfunk demokrati­
scher gestalten müssen, daß wir den autoritären 
Führungsstil abbauen müssen, aber ich stelle nur 
fest, das alles gibt es nicht. Was es wirklich gibt, 
ist ein weitaus autoritärer gewordener Rundfunk,^ 
ein weitaus ündemökrätiscner Rundfunk, ein Rund­
funk, in dem es keine Regionalisierung mehr gibt; 
(Abg. Grätsch: „Das ist nicht wahr!") Ich kann Ih­
nen das ja jederzeit vorlesen. Sie sind nur dagegen. 
Wenn ich lese, sagen Sie „nein". Wenn die Arbei­
terzeitung- schreibt:. „Jetzt kommt die 5. Fernseh­
reform, denn es klappt im Fernsehen überhaupt 
nicht mehr", dann sagen Sie, die Arbeiterzeitung 
geht Sie nichts an. Das geht nicht. Man kann über 
Demokratie und über all die Dinge einen Meter 
über der Realität sehr leicht reden. Sobald man 
heruntersteigt, oder, wie das Ihnen passiert ist, nach 
den Gesetzen des freien Falles herunterfällt, wird 
die Geschichte etwas schwieriger. 

Um nicht im Negativen enden zu müssen, ein 
Vorschlag. Ich würde Sie wirklich bitten, weil die 
Saehe sehr" ernst ist,: beeinflussen Sie Ihre Wiener 
Freunde, daß sie 'nicht. aus Bestemjmgesichtspurik-
ten sich gegen das Programm, das ich. Ihnen vorge­
legt habe, wehrfenv:sondern, daß:wir künftig; wieder, 
ordentliche Informationssendungen haben, nicht nie-
derkonkurrenzierte kritische Senduhgen, pridentliche 
Wisschenschaftssendungen und daß: uns vox^allem 
künftig nicht folgendes passiert, was Sie etwa heute ~ 
abend erleben können, Da; gibt ejs: auf dem einen'-. 
Kanal ein Exklusivprogramm von Pavel «Köhout, 
auf,dem anderen Kanal die Zlj3.;,2, das heißt, -auf 
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dem einen Kanal sitzen zirka 80.000 Leute, am 
zweiten Kanal 100.000 und 2,8 Millionen drehen den 
Fernseher verärger t ab. Wenn Sie das mit mir zu­
sammen gemeinsam lösen wollen, bin ich voll ein­
verstanden, dann hät ten wir wirklich einen Schritt 
gewonnen, nur müssen Sie Ihren Medien-Charly 
davon überzeugen, daß das halt durchgesetzt wer­
den muß. Danke sehr. (Beifall bei der ÖVP und 
FPÖ.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Landesrat Dok­
tor Klauser. 

Landesrat Dr. Klauser: Meine Damen und Her­
ren, Hohes Haus. 

Zu der Programmdiskussion kann ich nicht viel 
beitragen, ich vers tehe davon zu wenig. Ich weiß 
nur soviel, daß auch ein Teil dieser Programme 
auf Grund von langfristigen Verträgen noch aus 
der Bacher-Ära stammt. Ich bin auch durchaus 
der Meinung, daß eine Diskussion über die Art 
der Zeitenfestsetzung nützlich und sinnvoll ist, aller­
dings habe ich bei dem, was Sie, Kollege Schilcher, 
hier gesagt haben, nur den Eindruck, daß Sie weni­
ger um Diskussion bemüht sind, was denn nun 
eigentlich gut oder schlecht daran ist, sondern mehr 
darum bemüht sind, Ihre eigene Meinung hier in 
den Vordergrund zu stellen bzw. ihr zum Sieg zu 
verhelfen und vom Partner zu verlangen, daß er 
diese Meinung so übernimmt. (Abg. Pranckh: „Un­
verschämt, das es Leute mit einer eigenen Meinung 
gibt!") Diskutieren ist immer eine zweiseitige Ange­
legenheit. Es ist durchaus möglich, daß man sich 
i rgendwo finden kann, aber das Finden wird nicht 
darin bestehen, daß man eine Meinung allein 100-
prozentig unterschreibt. Etwas ähnliches gibt es ja 
zu dem, was Sie zu den rechtlichen Ausführungen 
des Verfassungsgerichtshof-Erkenntnisses gesagt 
haben. Kritik ist durchaus in Ordnung, auch an 
einem Verfassungsgerichtshof-Erkenntnis, aber nicht 
dann, wenn man daraus die Rechtfertigung zu sol­
chen Vereinfachungen ableitet, wie sie etwa am" 
Ende der Vormittagsdebatte vom Herrn Landes­
hauptmann in bezug auf die Enteignung gesagt 
Worden sind. Denn was hat denn der Verfassungs­
gerichtshof gesagt und was haben Sie hier nicht 
gesagt, Herr Kollege Dr. Schilcher? Der Verfassungs­
gerichtshof hat im Kern gesagt, in der Umwand­
lung einer Ges. m. b. H. in eine Anstalt öffentli­
chen Rechts liegt ein Vorgang, der rechtlich in 
Ordnung ist und der nach der langjährigen Lehre 
keine Liquidation und daher auch keine Entschä­
digung zur Folge hat. Das hat der Verfassungs-
gerkhtshof gesägt. (Abg. Dr. Schilcher: „Ich habe 
vorgelesen von Seite 153!") Auf Seite 152 und Seite 
153 des Erkenntnisses ist der Grundriß des öster­
reichischen Gesellschaftsrechtes zitiert, der hier 
zum Beweis für diese Auffassung herangezogen 
wird. Sie haben allerdings recht, daß das ganze 
nur auf den § 33 Abs. 2 bezogen ist und nicht auf 
§ 33 Abs. 1. Aber Sie müssen auch sagen, warum. 
Es ist nicht so einfach, wie Sie es hier dargestellt 
haben, daß der Verfassungsgerichtshof die An­
fechtung des ganzen Gesetzes einfach mit der 
l inken Hand abgetan hat. Sondern in Wirklich­

keit ist es doch so, daß die Beschwerde juristisch 
nicht ausreichend begründet war und der Verfas­
sungsgerichtshof, wie j eder Gerichtshof, zunächst 
die formalen Voraussetzungen untersucht und fest­
gestellt hat, für eine Anfechtung des § 33 Absatz, 1 
langen sie nicht. Das s teht auch drinnen, Herr Kol­
lege Dr. Schilcher. (Abg. Dr. Schilcher: „Dann hät te 
er die ganze Beschwerde zurückweisen müssen!") 
Das hat er nicht getan, weil der Vertreter der Stei-
ermärkischen Landesregierung versucht hat, in der 
Verhandlung mit einer mündlichen Begründung und 
einer nachträglich überreichten Begründung seinen 
ursprünglichen Fehler zu sanieren. Das wissen Sie 
genau so gut wie ich. (Abg. Dr. Schilcher: „Das hat 
er angenommen!") Und das war die Ursache für die 
Entscheidungsfindung durch den Verfassungsge­
richtshof. (Abg. Dipl.-Ingk Dr. Eberdorfer: „Das war 
eine Formalentscheidung!") Ich wiederhole natür­
lich. Man kann durchaus verschiedener Ansichten 
sein. Vollkommen in Ordnung. Wogegen ich mich 
gewehrt habe, ist die Schlußfolgerung aus dieser 
Vorgangsweise, daß eine entschädigungslose Ent­
eignung aufgrund der Rechtsansicht, die in diesem 
Erkenntnis zum Ausdruck kommt, jedem von uns 
passieren könne. Das kann man daraus durchaus 
nicht ableiten. Danke. (Beifall bei der SPÖ. — Ab­
geordneter Dr. Schilcher: „Wohl aber eine Rechts­
unsicherheit!") 

Präsident: Zu Wor t gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Lackner. Ich erteile es ihm. (Abg. Ger­
hard Heidinger: „Jetzt reden wir vom Steirischen 
Herbst!") 

Abg. Lackner: Hoher Landtag, meine Kolleginnen 
und Kollegen! 

Soll ich jetzt ein gutes Programm bringen? Ich 
werde mich bemühen. (Heiterkeit. — Landesrat 
Dr. Klauser: „Bist du bei der Löwinger-Bühne, Karl, 
oder beim ORF?") Das werden wir schon sehen. 

Auf jeden Fall muß ich einleitend sagen, daß ich 
nicht ganz glücklich bin deshalb, weil ich jedesmal 
bei der Gruppe 3 „Kultur" kritisch Stellung neh­
men muß, wo doch auf der einen Seite festzustel­
len ist, daß gerade die Steirer im Wandel der 
Zeit Beachtliches geleistet haben und daß wir mit 
Stolz feststellen dürfen, große Männer unser Eigen 
nennen zu können, die sich ehrlich und echt bemüht 
haben, nicht nur dieses Land zu gestalten, sondern 
auch die Menschen zu prägen und zu formen. Es 
ist aber anscheinend so, wo gehobelt wird, fliegen 
Späne. 

In der Bibel steht ein Gleichnis, das sagt, was 
würde es dem Menschen helfen, wenn er die ganze 
Wel t gewinnen und doch an seiher Seele Schaden 
nehmen würde. Ich möchte euch, meine Kolleginnen 
und Kollegen, heute in dieser Stunde fragen, wozu 
bemühen, wir "uns eigentlich ehrlich und aufrecht 
und wahrhaftig um dieses Land, wozu schaffen wir 
ein modernes Naturschutzgesetz, ein Räümordnungs-
gesetz, ein Lärmschutzgesetz, machen eine neue 
Bauordnung, wozu kümmern wir uns so sehr um 
die Jugend, machen ein Jügendschutzgesetz und 
machen moderne Schulgesetze usw., wenn nebenbei 
die Menschen, für die alles gemacht wird, - schön 
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langsam geistig krank werden oder wenn man 
versucht, diese Menschen krank zu machen. 

Es ist außerordentlich bedauerlich, daß der Stei­
rische Herbst, der einen internationalen Ruf hat, 
dessen geistiger Vater unser Präsident Koren ist, 
der wertvolle, völkerverbindende Brücken zu an­
deren Staaten und Völkergruppen gebaut hat, durch 
dumme Entgleisungen wie zum Beispiel „Die Ge­
spenster" in Mißkredit geraten ist. Und es ist eben­
falls bedauerlich, daß es Künstler gibt oder solche, 
die glauben, es zu seih und glauben, die Menschen 
mit solchen Auswüchsen einer sogenannten Wohl­
standsgesellschaft schockartig vertraut machen zu 
müssen. 

Es ist in meinen Augen beschämend, schamvoll, 
und schamvoll nur deshalb, weil man diese „Ge­
spenster" im Fernsehen übertragen und somit-der ' 
gesamten Öffentlichkeit, ob sie mündig oder un­
mündig ist, frei ins Haus geliefert hat. Die Sprache, 
die bei den „Gespenstern" gesprochen wird, ist 
keine steirische Sprache und es ist auch nicht die 
steirische Art. Vielleicht kommt die Sprache aus 
dem Kreis, aus dem die. „Gespenster" daherge-
spenstert sind. Ich habe mir auf jeden Fall sehr 
viele Gedanken gemacht — man muß ja über diese 
Dinge nachdenken -^ das ist wahrscheinlich der 
Sinn. Und zwar habe ich nach einem Gleichnis 
oder nach einem Unterschied gesucht: Was besteht 
eigentlich für ein Unterschied zwischen den „Ge­
spenstern" und den Affen? Es ist kein Unterschied, 
beide machen es öffentlich, die Affen auf den Bäu­
men und die „Gespenster" auf der Bühne. Ich muß 
euch sagen, liebe Freunde, hier befinden wir uns 
auf einer harten Grenze, denn noch unterscheidet 
sich der Mensch vom Tier. Selbstverständlich muß 
der Mensch auch, Gott sei Dank, wenn er kann, 
jeden Tag! Aber in einem Kulturvolk geht der 
Mensch in das sogenannte „Örtchen" und sperrt 
die Tür hinter sich zu. Oder soll man mit dem 
Topf in die Herrengasse hinuntergehen? Ich glaube, 
das würde nicht das Richtige sein. Und sich nackt 
zeigen, ja warum denn nicht, selbstverständlich, na­
türlich! Das haben die „Gespenster" nicht erfunden, 
das hat der Adam mit der Eva schon gemacht. Aber 
auch daß muß in einem Kulturstaat Angelegenheit von 
Menschen sein, die sich gern haben und die für sich 
allein glücklich sein wollen. Oder soll man dieses 
Letzte auch preisgeben? Wir haben schon sehr viel 
an Schönem und Romantischem verloren, wo man, 
wenn ich an meine Jugendzeit zurückdenke, richtig 
Herzklopfen bekommen hat. Das gibt es leider 
Gottes fast nicht mehr. Wenn wir,das auch noch 
preisgeben, wie wird es in Zukunft ausschauen: 
Der Mann wird zur Frau sagen, darf ich? Sie wird 
sagen, bitte sehr, aber was machen wir bloß hin­
terher? (Heiterkeit.) Es ist nichts mehr da, es wird 
leer und fad sein. Ja Leute, wo kommen wir denn 
da hin? Vielleicht gibt es noch irgend etwas, eine 
Zigarette mit einem sogenannten „Stoff", wo man 
unter Umständen träumen kann, wie schön es ein— 
mal gewesen ist, um dann mit Leib und Seele zu­
grunde zu gehen. 

Ich möchte heute von dieser Stelle aus — ich bin 
nicht beauftragt und nicht berufen dazu, aber ich 
fühle mich als-Steirer, als einfacher Mensch vom 
Volk, berufen im Namen, unzähliger Steirerinnen 

und Steirer —, jenen Männern, die dafür gesorgt 
haben, daß diese „Gespenster", die mich gar nicht 
stören, wenn sie da sind, im Fernsehen übertragen 
worden sind, eine kleine "Rüge erteilen. Die Pro­
testaktion, die • 23.000. Stimmen, die ohne viel Pro­
paganda und ohne Lärm und Aufmachung vom 
Straßenarbeiter bis zum Wissenschaftler gegeben 
worden sind, die vielen Leserzuschriften an un­
sere Zeitungen und die Protestanrufe beim „direk­
ten Draht" sind, glaube ich, Beweis genug. 

Ich muß die Landesregierung auffordern, in Zu­
kunft die Zügel ein bißchen fester in die Hand zu 
nehmen, damit solche Dinge in aller Öffentlichkeit 
nicht mehr passieren. Und an Euch, liebe Kollegin­
nen und Kollegen, möchte ich ebenfalls ein Wort 
richten: Wir sind nicht nur dazu da, Gesetze zu 
machen und Gesetze zu beschließen, sondern wir 
können uns der Verantwortung auch nicht entzie­
hen, zu sorgen, daß der Geist unserer hoffnungs­
frohen Jugend in Zukunft gesund bleibt. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat Frau Abgeordnete Pro­
fessor Hartwig. 

Abg. Prof. Hartwig: Herr Präsident, Hohes Haus! 
Ich stehe natürlich auf verlorenem Posten, denn 
die gekonnte Urwüchsigkeit des Karl Lackner werde 
ich keinesfalls erreichen können. Trotzdem muß ich 
ja die gefährliche Drohung, die mein Klubkollege 
Dr. Strenitz vormittag ausgesprochen hat, wahr­
machen und doch ein paar Worte zum Steirischen 
Herbst sagen. 

Der Steirische Herbst war in aller Munde, frei­
lich nicht die Summe der Veranstaltungen, sondern 
ein ganz kleiner Teil, und auch hier ist nur ein 
ganz kleiner Teil zur Sprache gekommen. Konkret 
also das Stück „Gespenster" von Wolf gang Bauer 
und jetzt möchte ich doch einmal ganz deutlieh 
?ä9.?iU_£i§^-.£^§P.?RsJ®r" sind nicht, der Steirische 
Herbst, über die Idee wird gewiß noch, der Herr 
Landtagspräsident selbst sprechen. Wir haben uns 
immer zu der Idee bekannt, die darin ihren Inhalt 
findet, daß der Steirische Herbst geschaffen wur­
de, um die künstlerischen Bestrebungen der Ge­
genwart seinem Publikum zugänglich zu machen. 
Das war die Grundidee des Steirischen Herbstes. 
Sie war richtungsweisend für die Steiermark und 
sie hat Möglichkeiten geschaffen, die es-vorher nicht 
gegeben hat. Und jetzt muß ich sagen, von Anfang 
an war dieser Steirische Herbst begleitet von nicht 
immer sachlicher Kritik, auch vom gelegentlichen 
übelwollen. Heuer ist aber der, Anschein erweckt 
worden, als sei das inkriminierte Theaterstück das 
einzige, was überhaupt stattgefunden hat. Niemand 
von den erbosten Kritikern hat von den vielen .Ver­
anstaltungen gesprochen, die ohne Skandal sehr 
informativ und interessant abgelaufen sind. Ich er­
innere an doch sehr viel von dem, was unter der Be­
zeichnung Open 'Hou.se gelaufen ist, etwa an die aus­
gezeichneten Basier Spielkiste, an die Pantomimen-
kurse> die Chansonabende, das Kindermalen, * an 
viele Dinge im Musikprotokoll — sicher ist die 
moderne Musik nicht jedermann zugänglich, aber 
sie ist dargestellt worden ,—, etwa an die Retro­
spektive von Avantgardefilmen, zu der man kaum 
Karten bekommen könnte, weil die Jugend diese 
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Veranstal tungen gestürmt hat. Es ist nicht möglich, 
es würde viel zu lange dauern, wenn ich hier alles 
aufzählen wollte, was — wie gesagt — ohne je­
den Skandal abgelaufen ist. Niemand hat aber da­
von gesprochen, daß gerade die heurige Veranstal­
tung kein Maßstab sein kann. Die Neukonstruktion 
des Direktoriums hatte noch kaum Gelegenheit, 
wirksam zu werden. Aber das alles stört die Er­
bit terten nicht. Und nun ha t es diese Untersehrif-
tenaktion gegeben, die —- wie ich gelesen habe — 
ungefähr 22.000 Unterschriften gebracht hat und 
gestern abend eine Veranstal tung im Grazer Schau­
spielhaus. Man hat das alles getan, ohne abzuwar­
ten, aber bitte schön, es ist selbstverständlich be­
rechtigt, solche Dinge einzuleiten. Und nun gab 
es gestern die Veranstal tung im Schauspielhaus -
im Zusammenhang mit der Unterschriftenaktion. 
Heute habe ich in der „Kleinen Zeitung" ein In­
terview mit einer Proponentin dieses Komitees 
„Rettet den Steirischen Herbst" gelesen. Da habe 
ich mir gedacht, hoffentlich haben die 22.000 Men­
schen, die diese grünen Karten unterschrieben ha­
ben, besser gewußt, als die Dame, die sich als Pro­
ponentin zur Verfügung gestellt hat, was eigentlich 
der „Steirische Herbst" ist oder was es an Veran­
staltungen gegeben hat. Sie hat nämlich zugegeben, 
daß sie aus e igener Anschauung so gut wie nichts 
gekannt hat. Das ist ein gefährlicher Weg, wenn 
jemand sagt, es genügt, und so und so viele Leser­
briefe geschrieben werden, damit ich ein solches 
Komitee unterstütze oder begründe, ja dann muß 
ich doch fragen, wo kommen wir hin, wenn das 
j emand tut, der selbst gar nichts von dem kennt, 
wogegen er nun zu Unterschriften aufruft. Das 
scheint mir doch äußerst bedenklich. Und jetzt 
möchte ich sagen — der Herr Landeshauptmannstell-
ver t re ter Wegar t ist leider nicht da, ich wollte ihn 
zum Zeugen aufrufen, er war gestern dort — es 
sind dort natürlich Äußerungen abgegeben worden 
zu den Veranstal tungen und ich wollte gerne, daß 
er bestätigt, ob das, was ich hier zitiere, auch rich­
tig zitiert ist. Dort ist e twa gesagt worden, die 
Dame sei gegen die moderne Kunst an sich, oder 
gegen das, was im „Steirischen Herbst" geboten 
wird, weil das göttliche Abbild des Menschen da­
durch verletzt werde. Ich gebe ihr in vielem recht, 
nur, meine Damen und Herren, verletzen wirklich 
die Künstler das göttliche Abbild im Menschen? 
Schlagen Sie doch bitte die Zeitungen auf, lesen 
Sie, was auf den verschiedenen Seiten steht: „Ter­
ror in Beirut", oder: „Auch dort zittern Österrei­
cher" und so geht es weiter und noch viel ärger 
an manchen Tagen als e twa gerade heute. Da 
wird doch wohl vom Menschen das göttliche Ab­
bild im Menschen vernichtet und dann verlangen 
wir aber vom Künstler, daß er den Menschen nur 
in seiner Beziehung als göttliches Abbild darstellt. 
Ich weiß nicht, ob wir hier nicht vom Künstler sehr 
viel mehr verlangen, als wir alle in Wirklichkeit zu 
geben bereit sind. Außerdem heißt es dann immer 
wieder: Progressive Literatur ist links und das ist 
natürlich kommunistisch. Ich weiß nicht, ob die 
Gräfin Saurau auch Hieronymus Bosch als einen 
Künstler bezeichnet, der sich gegen die Gottähn­
lichkeit des Menschen vergangen habe, weil er 
Menschen mit Tierköpfen gemalt hat, um grauen­

volle Visionen darzustellen. Ich kann nicht finden, 
daß solche Dinge deshalb allein schon abzulehnen 
sind, ich rede jetzt e twa von der Malerei. 

Aber ganz allgemein muß man wohl sagen, To­
leranz ist nicht gerade das prägende Element der 
steirischen Kunstszene. Schon eher manchmal 
Schizophrenie. Man alteriert sich, wie gesagt, kaum 
über Meldungen, in denen Kinder in Todesangst 
schreien, weil sie sich zwischen feindlichen Linien 
aufhalten müssen. Das stört uns kaum beim Abend­
essen, aber ein sehr ordinäres Stück von Wolfgäng 
Bauer, das noch dazu als Stück durchaus mittelmäßig 
ist, erbittert einen Teil der Steirer bis zur Weißglut 
und wer e twa den direkten Draht im Zusammenhang 
damit dann gehört hat, der muß sich wohl auf einen 
Teil der Anrufer seinen Reim gemacht haben, wenn 
dort gesagt wurde, er gehöre wie ein Borkenkäfer 
vergast, so ist das doch ungefähr derselbe Sprach­
schatz, wenn auch in der Schriftsprache ausgedrückt. 

iDie Fernsehübertragung ist allgemein, und wie ich 
meine mit Recht, und auch von mir kritisiert wor­
den, weil sie zur Hauptsendezeit stattgefunden hat. 
Aber sollten wir nicht vielleicht darüber nachden­
ken, warum" wir das eigentlich kritisieren? Wir 
t rauen uns selbst nicht mehr zu, unsere Kinder oder 
unsere heranwachsenden Jugendlichen vor solchen 
Einflüssen zu bewahren, indem wir einfach erklä­
ren, das schauen wir uns aus dem und dem Grund 
nicht an, und das Fernsehen abdrehen. Ich bin 
auch durchaus nicht der Meinung — das ist aller­
dings meine sehr persönliche Meinung — wie der 
Herr Abgeordnete Schilcher, daß das Fernsehpro­
gramm unbedingt so eingerichtet sein muß, daß 
einem keine Wahl bleibt, als eben nun die Nach­
richten oder irgend eine andere Sehdung unbedingt 
anzuschauen. Ja, wollen wir nicht unseren Mitbür­
gern zutrauen, daß sie mündig genug sind, um ent­
scheiden zu können, was sie nun eigentlich anschau­
en wollen? Ich habe gar nichts gegen die Programm­
reform, durchaus in Ordnung, nur grundsätzlich muß 
ich schon sagen, ich drehe halt ab, wenn es mir nicht 
paßt, oder ich drehe gar nicht auf. (Abg. Dr. Schil­
cher: „Da müssen Sie 30 Tage im Monat abdrehen!") 
Ich halte es auch für kein großes Unglück, wenn die 
Menschen das Fernsehen einmal nicht aufdrehen. 
Sie könnten zu anderen Kommunikationsmöglich­
keiten vielleicht wieder kommen. (Abg. Ritzinger: 
„Das kann doch nicht der Sinn der Reform sein!") 
Ich will mich in die ORF-Debatte nicht einmischen, 
das ist meine sehr persönliche und pr ivate Rege­
lung dieser Dinge, aber mir scheint doch, daß wir 
immer so sehr dazu neigen, die Volksbeglücker 
sein zu wollen. Ja, mein Gott, in England gibt es, 
glaube ich, drei Programme nebeneinander und e s 
ist selbstverständlich jedem überlassen, was er 
nun anschaut, weil das eine alte Demokratie 
ist, die den Menschen einfach zutraut, sie werden 
schon entscheiden, was sie nun sehen wollen. 

Aber um wieder auf das Thema zurückzukommen, 
das Theater: Wer wird denn eigentlich gezwun­
gen, da hineinzugehen? Wer bis dahin noch nicht 
wußte, was er von Wolfgang Bauer zu e rwarten 
hat, der hat es wohl spätestens nach der zweiten 
Aufführung gewußt. Es ist j a genug geredet und 
geschrieben worden. Aber das Schauspielhaus — 
auch das wurde bereits gesagt —• war zehnmal rest-
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lös ausverkauft. Die Hüter unserer Steüergelder 
müßten von diesem Standpunkt aus eigentlich ganz 
zufrieden seih; Das Stück, welches an sich überflüs­
sig war, das möchte ich durchaus" feststellen', weil 
es gar nichts Neues gebracht hat, hat gerade durch 
die Art der Reaktionen darauf eine Bedeutung be­
kommen, die ihm ja gar nicht zugekommen ist. 
Man könnte längst, wie in München, wie in Lon­
don oder in Hamburg zur Tagesordnung überge­
hen. Aber nein, bei uns gibt es Ehrenbeleidigungs­
klagen und Presseprozesse usw. Für mich ist dabei 
die Intoleranz auf beiden Seiten erschreckend, auch 
das möchte ich sagen. Denn auch die Verteidiger 
Bauers schießen weit übers Ziel. Man wird wohl 
noch sagen dürfen, daß einem das Stück nicht ge­
fällt, daß man es für nicht gut oder für nicht auf-
führenäwert hält,, daß es einem' zuwider ist. Alles 
das muß man doch sagen dürfen. Auf der anderen 
Seite wird, glaube ich, nicht durch ein solches Thea­
terstück — und hier teile ich die Ansicht des Herrn 
Abgeordneten Lackner doch nicht — unser Volks­
tum gewissermaßen vernichtet- werden. Für so 
schwach halte ich uns gar nicht. Ich glaube doch, 
daß wir eine ganz gesunde Widerständskraft ha­
ben. (Beifall bei der SPD.) ' 

Meine Damen und Herren, ich plädiere durchaus 
dafür, daß strenge Maßstäbe künstlerischen Urteils 
an alles gelegt werden sollen, was: im Steirischen 
Herbst präsentiert wird. Wir haben eine Resolu­
tion in dieser Hinsicht eingebracht und ich war er­
staunt, als ich nachher — ich konnte nicht so lange 
bleiben —• gehört habe, daß die österreichische 
Volkspartei dieser Resolution nicht beigetreten ist. 
Ich weiß nicht, Welche Gründe Sie dagegen hatte 
aber wir haben auf jeden Fall gemeint, daß na­
türlich verlangt werden kann und soll, daß strenge 
Maßstäbe künstlerischen Urteils an alles angelegt 
werden mögen, was-im „Steirischen Herbst" prä­
sentiert wird. 

Ich meine auch, daß man die Künstler, die für 
„Tr'igon" eingeladen werden — vielleicht müßte 
man an eine gewisse Ausweitung auf noch andere 
Länder denken, um eine gewisse Sterilität zu ver­
meiden —- nicht schon) durch die Themenstellung 
überfordern soll. Der „Steirische Herbst" sollte 
schließlich viel mehr ein steirischer und weniger 
nur ein Grazer Herbst sein, das glaube ich auch. 
Bei einer so wichtigen Veranstaltung, wie es die 
heurige „Steirische Akademie" schon von der The­
matik her war, weil sie im weitesten Sinne der 
Kommunikation gewidmet war, wäre sicher in^ 
teressant, genauer -zu untersuchen, wie weit sie 
ihr Ziel erreicht hat, wie weit das Ziel überhaupt 
erreichbar ist. Das war eine außerordentlich in­
teressante Veranstaltung, die mit dem Steirischen 
Herbst in gewisser Beziehung im Zusammenhang 
stände Auch ist, dies wurde bereits, gesagt, die 
große Fülle von Veranstaltungen in so kürzer Zeit 
sicher ^ i c h t ^nv©lLA] ) e r diese Klage ist W alt 
wie der "Steirische Herbst selbst. Ich bekenne mich 
aber-dazu,, dazu sollten wir uns alle bekennen, daß 
es die Aufgabe dieses „Steirischen Herbstes" 'ist, 
die künstlerischen Bestiebungen der Gegenwart vor­
zustellen. Wir müssen uns freimächen .von der 
Vorstellungi daß in der Kunst nur das gezeigt werr 
den darf, was erwiesenermaßen • Ewigkeitswert <hat. 

Auch die Naturwissenschaftler scheuen sieh gar 
nicht, ihre Versuche bekanntzumachen. Das sind 
manchesmal Versuche, die unmittelbar das Leben 
der. Menschen bedrohen. Nur in der. Kunst glau­
ben wir immer, was gezeigt wird, erhebt auch schon 
den Anspruch, Jährhunderte zu überdauern. Die 
Bestrebungen sind zu zeigen, natürlich gesiebt von 
Sachverständigen; aber auch die besten Sachver­
ständigen werden einen Michelangelo oder einen 
Shakespeare nicht hervorzaubern können. Was 
bleiben wird von dem, was heute entsteht, das 
werden nicht wir entscheiden. Ich glaube persönlich 
überhaupt, daß unsere Zeit vielleicht einmal ge­
kennzeichnet sein wird durch ihre technisch-natur­
wissenschaftlichen Leistungen, nicht aber durch ihre 
künstlerischen. Es gibt eben Zeiten, die stärker der 
Zivilisation gewidmet sind und in denen die gei­
stigen Kräfte der Menschheit sich stärker dahin 
orientieren und dann wieder welche, die stärker 
das Künstlerisch-Kulturelle zum Inhalt haben. 

Eines aber ist mit aller Deutlichkeit abzulehnen: 
daß versucht wird, auf dem Weg über die Finan­
zierung — das wird ja immer angezogen — eine 
Reglementierung und Lenkung einzuführen. Fest 
steht, daß Lenkung, Zensur und ähnliches niemals 
der Kunst genützt hat. Die deutsche Kunst der Na­
zizeit war ein deutlicher, lebhafter Beweis dafür. 
Die Gegner des Steirischen Herbstes sind bis jetzt 
zumindest jeden Beweis dafür schuldig geblieben, 
daß es wesentliche Erzeugnisse der Gegenwart gibt, 
die wegen des „Steirischen Herbstes" nicht zur 
Geltung kommen konnten. Wo sind denn diese 
großen und erhabenen Werke der "Kunst und des 
Theaters, die wir uns alle einmal wünschen? Aber 
sie entstehen einfach nicht, nicht nur bei uns nicht, 
auf der ganzen Welt scheint es sie nicht zu geben. 

Um doch noch auf die Frage des Geldes zu kom­
men: 1,4 Millionen Schilling sind dem „Steirischen 
Herbst" zugestanden. Das ist ein Prozent^de&^M:., 
rischen Kulturbudgets. Der steirische Musikverein 
allein bekommt die Hälfte und er pflegt so gut wie 
nur traditionelle Kunst. Der Hauptteil der Subven­
tion für die Vereinigten Bühnen, das ist schon ge­
sagt worden, entfällt auf die Oper, in der kaum 
ein Werk des Gegenwartsehaffens aufgeführt wird. 
Ich könnte nun das Büdgetkapitel durchgehen. Auch 
das, was der Herr Abgeordnete Haas heute über 
das Freilichtmuseum und alle diese Bestrebungen,-
die unerhört wertvoll und wichtig sind, gesagt hat,, 
ist doch ein Beweis dafür, daß nicht nur der „Stei­
rische Herbst" gefördert wird. Er hat ein Prozent 
des steirischen Kulturhudgets zur Verfügung. Ich 
halte das für durchaus vertretbar. Meine Damen 
und Helfen, eine Inszenierung der Staatsoper kostet 
so viel und noch mehr, wie der ganze „ Steif ische, 
Heibst". Ich glaube, daß die Künstler oder die, die 
sich um ein- solches künstlerisches Werk bemühen; 
— ob es Künstler sind im. tieferen Sinn für Hun­
derteivoniJähren, das will ich gar"nicht •entscheiden^ 
viele sind es sicher nicht — wenigstens das Recht 
haben, mit einem kleinen Teil des Gesarntbudgets 
beteilt zu werden, damit sie ihre Bestrebungen, die; 
aus der Zeit, in der sie leben, entstehen, auch einV 
mal bekanntmachen und vorstellen können. Das-
soll uns nicht hindern, alles zu versuchen, um die; 
Qualität, zu verbessern. •„".•/--•• ! , - , ..n i,-. .,,•-•- - -•? 
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Ich möchte am Schluß noch sagen, daß ich gehört 
habe, gestern sei die Forderung erhoben worden, 
die Verantwortlichen müßten mehr rotieren. Ich 
habe diese Forderung nicht ganz verstanden, denn 
in dem Status des „Steirischen Herbstes" ist festge­
legt, daß das Direktorium jeweils- für drei Jahre 
bestellt wird und ein häufigerer Wechsel wäre doch 
nicht sehr sinnvoll, denn eine solche Veranstaltung 
für nur ein Jahr zu planen und im nächsten Jahr 
plant wieder ein ganz anderer, das wäre nicht sehr 
zielführend. 

Abschließend bitte ich Sie noch einmal, doch 
nicht den „Steirischen Herbst" immer wieder nur 
mit den „Gespenstern" zu identifizieren und nur 
mit dem halben Glas Wasser, welches da ausgestellt 
war. Natürlich gibt es und gab es Entgleisungen, 
aber es'gibt und gab auch heuer so vieles, was sehr 
viel Anklang mit Recht gefunden hat, daß ich 
meine, wir sollten bei allem Bestreben nach Hebung 
und Verbesserung der Qualität nicht das Kind mit 
dem Bad ausgießen und nun in ein Fahrwasser 
kommen, das auch nicht unbedingt die Höhe künst­
lerischen Schaffens allein schon deshalb repräsen­
tiert, weil es der traditionellen Kunst nahesteht. 
Hier muß doch sehr deutlich und gut abgewogen 
werden, und wir haben mit diesem Avantgarde­
festival einen gewissen Ruf auch über unsere Gren­
zen hinaus erreicht, den wir auch im Interesse der 
Steiermark, die immer so sehr zitiert wird, zu be­
wahren Grund hätten. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Präsident, 
Univ.-Prof. Dr. Koren. 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! 

Lieber Karl, ich nehme dem Ernst und der Red­
lichkeit deiner Worte nichts weg, die ich voll re­
spektiere, aber es wird auch, glaube ich, unsere 
Freundschaft nicht trüben, wenn ich dir sage, daß 
einige deiner Sätze mich sehr klar und deutlich an 
Dialoge von Wolfgang Bauer erinnert haben. (Hei­
terkeit. — Abg. Lackner: „Zum Beispiel!") Ich woll­
te nur damit sagen, daß die Kraft deiner ennstale-
rischen Urwüchsigkeit jene Stimmung hat, in der 
man anders bereit ist, sie entgegenzunehmen, als 
ein städtisches Pulbikum vor den Kulissen des Thea­
ters. Nichts für ungut, weil wir ehrlich untereinan­
der sind. (Abg. Lackner: Dann paßt es schon!" — 
Abg. Gerhard Heidinger: „Das war notwendig!") 

Meine Damen und Herren. Im Jahresvoranschlag 
für das Jahr 1976 ist in der Gruppe 3, Ansatz 38005, 
ein Betrag von 1,400.000 Schilling für den „Stei­
rischen Herbst 1976" vorgesehen. Das erlaubt es 
mir, als Abgeordneter in diesem Hause, über, diese 
Veranstaltung zu sprechen, an der neben der Stadt­
gemeinde Graz, dem Studio Steiermark des ORF, 
das Land Steiermark maßgeblich beteiligt ist. Dabei 
ist es natürlich unvermeidlich, auf die Reaktionen 
einzugehen, die der „Steirische Herbst 1975" auf 
den Plan gerufen hat. Zustimmung und Ablehnung, 

, Beifall und Mißfallen, ja heftige Beschimpfung 
muß man in Rechnung stellen, wo immer versucht 
wird, Neues, Ungewohntes, zur Diskussion Gestell­
tes vor das Publikum zu bringen. Kein Schimpf­
wort, kein Schmähwort, auch kein verdecktes, meine 

Damen und Herren, für den, der aus ehrlicher Über­
zeugung, das, was er. vom „Steirischen Herbst" selbst 
gesehen hat oder was ihm andere davon erzählten, 
ablehnte und verurteilte. Das wäre ja der eigentliche 
Sinn des „Steirischen Herbstes": Die kulturelle Si­
tuation der Zeit angesichts bestimmter Darbietun­
gen im Theater, in den Galerien, in den Vortrags­
sälen zu diskutieren. Freilich, wo von vornherein 
der Schlachtruf ertönt: „über solche Dinge gibt 
es keine Diskussion", dort gibt es eben leider keine 
Diskussion. 

Dazu eine Nebenbemerkung. Niemand hat ver­
sucht und versucht es und hat ein Recht, seinem 
Mitmenschen vorzuschreiben, was er für Kunst zu 
halten hat. Das gilt für Leiter öffentlicher Galerien, 
für private Kunstsammler, für Dichter, Regisseure 
und für Rezensenten. Nur ist nicht alles Kunst, was 
gefällig ist und es ist vieles unbestritten Kunst, 
was vor 40, 50 Jahren noch als Unfug verlacht und 
verboten wurde. Avantgarde ist immer \ noch not­
wendig, aber nicht jeder der sich zur Avantgarde 
zählt, muß schon ein großer Künstler sein und blei­
bende Werke schaffen. Eines ist gewiß: Qualität 
der Kunst ist nicht programmierbar. Doch ich kom­
me schon in die Nähe der Gefahr, in die ich mich 
nicht begeben will. 

Ich möchte wirklich sine ira et studio jeden po­
lemischen Ton vermeiden. Vielleicht fragt man mich, 
warum ich mich überhaupt zu Wort gemeldet habe, 
ich könnte es mir sehr leicht machen und auf die 
Satzungen des „Steirischen Herbstes" verweisen, 
in denen für das künstlerische Programm, für die 
einzelnen Programmpunkte und ihre Verwirklichung 
allein und selbstverantwortlich das Direktorium zu­
ständig erklärt wird. Ich will mich aber keiner 
Kindesweglegung schuldig machen. Ich will mich zu 
einer Einrichtung des Landes bekennen, der ich von 
Anfang an aufs engste verbunden war und bin und 
deren Grundprinzipien ich immer noch für gültig 
halte. Um diese Grundprinzipien haben sich die 
Negativkritiker des „Steirischen Herbstes" wenig 
oder so gut wie gar nicht gekümmert. Man hat sich 
mit seinem Grundgedanken nie auseinandergesetzt. 
Man hatjiie darüber nachgedacht, was er will, wel­
chen Sinn er hat. Man ist grundsätzlich zu keiner 
Eröffnung gekommen, die fast immer der Herr 
Bundespräsident vorgenommen hat und bei der im­
mer wieder über Sinn und Absicht des „Steirischen 
Herbstes" hinreichend gesprochen wurde. Man ist 
ferngeblieben, all die Jahre, weil man es zum guten 
Ton rechnete, Parolen zu folgen, die in größeren 
und kleineren Exklusivzirkeln und Salons formu­
liert wurden. Es ist ein großer Fortschritt und ent­
spricht unserem immer wieder geäußerten Wunsch 
nach Diskussion, daß die Vorbehalte nicht mehr 
anonym bleiben und durch sehr eifrige Aktionen 
die Karten auf den Tisch gelegt wurden. Einmal 
hat ein Plakat allein genügt und man hat von vorn­
herein über eine über Wochen hinreichende Ver­
anstaltung den Stab gebrochen und sein Urteil ge­
bildet. Ein solches Urteil ist ein Vorurteil. Heuer 
war das,Plakat keine Provokation. Dafür hat sich 
die Kritik des „ Steifischen Herbstes" an einem Thea­
terstück eines Grazer Autors entzündet, das schon 
in München und in London seine Bühnenprobe be­
standen hatte. So ausschließlich hat man sich.in ei-
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ner immer wieder neu aufgeheizten Stimmung ge­
gen das Schauspielhaus gerichtet, daß man die 
anderthalb Hundert anderen Vorstellungen, die im 
Künstlerhaus, in der Neuen Galerie/ im Forum 
Stadtpark, im Kulturhaus der Stadtgemeinde und 
im Open House, im Haus der Jugend, wo überall 
ein durchaus einverständiger Besucherkreis — es 
wurden gerade im Open Höuse mehrere Täusende 
gezählt — sich einfand, fast oder ganz vergessen 
hat oder vergessen ließ. Nun, man soll das Brett 
bohren, wo es am dicksten ist. 

Vor meinem Bekenntnis zur Grundidee des „Stei-
rischen Herbstes" einige Worte zu Wolfgang Bau­
ers „Gespenster", Was in diesem Stück geschildert 
wird, was die jungen Menschen denken, reden 
und tun, wer könnte daran Freude finden? Das 
Geschehnis ist unerquicklich, der Umgangston ist 
verletzend, so manches Bild abstoßend, in der Ins­
zenierung wäre nur an manchen Stellen mehr 
Diskretion lieber und auch vorstellbar gewesen. 
Auch der Rotstrich hätte an manchen Stellen ange­
setzt gehört und so viel ich höre, wäre der Autor 
damit auch einVerständen gewesen. Aber ich bin 
kein Zensor und ich freue mich, in einer Zeit zu 
leben, in der es keine Zensur, in einem Land, in 
dem es keinen Maulkorb gibt. Es war auch nicht 
glücklich, das Stück am frühen Abend im Femse­
hen zu senden und auch die Freigabe der Auffüh­
rung für Jugendliche wird mit Recht diskutiert. 
Aber es ist doch etwas dazu zu sagen. Was auf 
der Bühne geschieht, ist nicht Wirklichkeit, son­
dern die Darstellung einer Wirklichkeit. Die Dar­
stellung von Verhältnissen, in denen viele der jun­
gen Menschen, die einen mit mehr Zurückhaltung, 
die anderen noch in krasseren Formen, verfangen 
sind. Wenn auf der Bühne der eine junge Mann 
den süßlich glänzenden Farbdruck mit dem Antlitz 
Jesu zerschlägt, so geht es einem durch und durch. 
Aber es ist keine Blasphemie, sondern die Darstel­
lung einer Blasphemie. Genauso wie es keine Blas­
phemie ist, sondern ihre Darstellung, wenn in ei­
nem Wildererdrama einer mit seiner Flinte auf das 
Kruzifix eines Wegkreuzes schießt. Aber zum Ge­
sellschaftskritischen, das in dem Stück-und in den 
Rezessionen und in den leidenschaftlichen Verur­
teilungen so laut ausgesprochen worden ist, muß 
etwas gesagt werden: Das Stück und die darin auf­
tretenden jungen Menschen hat man als verkomme­
ne, verworfene, schweinigelnde, hemmungslose 
Bande bezeichnet und verurteilt. Aber man muß 
fragen, wo liegt der Wurzelboden der Zustände, 
aus denen sie sich nicht befreien können, in denen 
sie buchstäblich verkommen müssen. Diese Jugend 
ist ja nicht in einen luftleeren Raum hineingestellt 
worden, sie wurde auf einen Boden gestellt, den die 
Generation und die Generationen vor ihr vorbei-
tet haben, in wirtschaftliche, soziale, moralische 
Zustände, die global betrachtet, eine bankrotte Ge­
sellschaft ausmachen,; eine.-'JGfiSel]schÄft,.':-die._.-'Jahr.: 
für Jahr Hunderte von Millionen Menschen ver­
hungern läßt, obwohl sie die Lebensmittel hätte, 
sie zu ernähren, die Millionen von' Seuchenkran­
ken elend.zugrunde gehen läßt, obwohl sie genug 
Medikamente besäße und genügend Flugzeuge hat­
te,, um das Notwendige-dort hinzubringen, wo man 
es braucht, die heute.noch nach der Erfahrung der 

Wahnwitzigen Zerstörung von Leben; und Freiheit 
durch die immerwieder neu aufflääterhäen gro­
ßen und kleinen Kriege dieses Jahrhunderts 10 Milr 
Mar den S chilling für Vernichtungswaffen uiid ihre 
Munition aufbringt und verwendet, Mit allen Hei­
ligen und Scheinheiligen, mit allen Gerechten und 
Ungerechten ist eine bankrotte Gesellschaft, die es 
in, diesem aufgeklärten Jahrhundert nicht verhindern 
konnte, was an Unmenschlichkeit, an Ungerechtig­
keit und an öffentlicher Unsittlichkeit begangen 
wurde und dieser Jugend heute als fragwürdiges 
Beispiel oder Vorbild hinterlassen wurde. Ist es 
ein Wunder, wenn eine denkene Jugend, der man 
zudem nicht verbindlichen Halt, n{cht die Verinner-
liehung eines religiösen Erlebnisses vermitteln konn­
te, die doch einer in so vielen Bereichen versagen­
den Generation nichts mehr glaubt, in Exzesse aus­
bricht', wie wir sie uns in vielen Zeugnissen der 
Kunst der Gegenwart vor Augen halten müssen. 
Wenn das auch global gesehen ist, auch wir selber 
in unserer kleinen Welt und unserem kleinen Land 
sollen nicht glauben, daß wir alle im Vollbesitz der 
Weisheit und Wahrheit gelebt und gewirkt haben, 
daß wir, weil wir Gutes unterlassen und Böses ge­
tan haben, nicht auch zu dem moralischen Scher­
benhaufen beigetragen haben, der den Nachkommen­
den als feudaler Spiel- Und Tummelplatz hinterlas­
sen würde. Für sie, die Nachkommenden, einen Teil 
von ihnen, gibt es nur den Weg des Ausbruches 
aus dieser Welt, es ist der Weg in den Nihilismus 
und ein Stück wie das inkriminierte ist ein Spiegel 
dieser verzweifelten, dieser sinnlosen und aussichts­
losen Flucht. Es stünde uns besser an, den Schauer 
im Rücken vor einem solchen Bild der Zeit zu 
verspüren, mehr traurig zu sein als zu verfluchen 
und zu verdammen, einen brennenden Schmerz im 
Herzen nicht zu verleugnen über das innere Elend 
einer Jugend, auch wenn sie selber zu wenig Wi-
, dexstand-,geleisteiJi.at,Ju%..denjäßg... eiuer, :,§a Jiagt™ 
losen Lebensform zu geraten^ Was wird aus dieser 
Jugend werden, wenn ihre Geldquellen, versiegt 
sind, wenn ihr der biologische Zustand und die 
Abstumpfung keine Lust an einem solchen Leben 
mehr geben. Auch diese Jugend wartet nicht auf 
ihre Verdammung, sondern auf ihre Erlösung. Es 
ist nicht leicht, ihr Vertrauen zu geben am Ziel und 
Sinn des Lebens. Wer aber versucht es auch schon, 
wer versucht es ernstlich, etwa mit einem Wölfgaiig 
Bauer zu reden oder wenigstens über seine Stücke 
nachzudenken. Jeder, der das tut wird bemerken, 
daß alle Bauer-Stücke, so ordinär und abstoßend 
sie in ihrer Thematik sind, nie eine Verherrlichung 
der dargestellten und angedeuteten Zustände sind, 
daß in allerg Bauer-Stücken gerade diese Verhält­
nisse in ihrer mörderischen Sinnlehre ad absurdum 
geführt werden und daß keines dieser Stücke einen 
sogenannten guten Ausgang hat. Mord, •Selbst­
mord, Nervenkliniken sind die Endstationen, auf 
diesen j^lde^n unserejZeit^ 

unserer Zeit sein. In der Grenzsltuation wird das 
Menschliche in einer besonders .drastischen Weise 
nach allen Dimensionen hin offenbar.; Darum ha­
ben Dramatiker aller Zeiten immer menschliche 
Grenzsitüatipnen als ihre dichterischen Vorwürfe 
genommen. Trotzdem eine Anregung,, ein Wünsch 
oder eine Bitte:. •Auch. iein Wolf gang _ Bauer sollte 



16. Sitzung des Steierm. Landtages, VIII. Periode — 10., 11. und 12. Dezember 19*75 677 

einmal aus dem Kreis ausbrechen, aus dem Milieu 
herauskommen, in dem es bisher sein Zeiterlebnis 
abgewandelt hat. Es gibt in unserer Welt und in 
unserer Zeit so viel Aufregendes im guten und bö­
sen Sinn in der überquellenden Großstadt, im 
leerwerdenden Dorf, bei den Großindustriellen und 
Hilfsarbeitern, daß es einen Dichter, dem es um das 
Humane geht, reizen müßte, hier einen Stoff zu 
finden; das gilt auch für den Humor, ihn sind uns 
die Dichter schon lange schuldig geblieben. 

Der „Steirische Herbst" ist nur in seiner Ganz­
heit, in seinem Gesamtprogramm, zu verstehen. 
Keine Vorstellung, keine Ausstellung darf isoliert 
betrachtet werden. Jede ist nur zu verstehen in 
ihrer Polarisation, als Gegenüberstellung. Was im 
Lande geschieht, geleistet werden kann, wofür im 
Lande Verständnis und innere Freiheit für dieses 
Verständnis aufgebracht werden kann auf der ei­
nen Seite und auf der anderen Seite, das, was in 
der Welt geschieht, heute geschieht und gilt, es ken­
nenzulernen und zu prüfen, es dem eigenen Ver­
mögen gegenüberzustellen, wird herbeigeholt und 
eingeladen; zwischen diesen beiden Polen liegt die 
Spannung, die im „Steirischen Herbst" zum Erleb­
nis werden soll. 

Zu Ende des Jahres 1974 haben die Steiermärkische 
Landesregierung und schließlich auch der Grazer 
Gemeinderat das Statut des „Steirischen Herbstes" 
beschlossen und damit die schreckliche, die kaiser­
lose Zeit beendet. Ohne dieses Statut in irgend 
einem Sinne abzuwerten, möchte ich doch sagen, 
gar schrecklich ist es ja nicht, wenn in einem kul­
turell-geistigen Geschehen die Improvisation und 
die Phantasie in freiem Spiele wirksam werden. 
Aber wir leben nun einmal in einer Gesellschaft, 
in der nur gilt, was verbrieft und versiegelt ist. 
Und so freuen wir uns auch über die vereinbarten 
Satzungen, die den Kulturreferenten des Landes 
und der Stadt für ihre Vorstellungen und An­
sprüche eine handfeste Hilfe bieten. Nun ist alles 
geregelt, das Präsidium, das Direktorium, der Ge­
neralsekretär. Alle Kompetenzen sind säuberlich 
abgegrenzt und bestimmt .Aber etwas ist im Statut 
nicht festgelegt, nicht ausgesprochen und nicht de­
finiert; was der „Steirische Herbst" ist und will. 
Es wurde wohl bei der Konstituierung des neuen 
Präsidiums vom Präsidenten in einer für das Pro­
tokoll bestimmten Erklärung die einstimmige Auf­
fassung über Sinn und Ziel des „Steirischen Herb­
stes" festgehalten. Ich wiederhole und ergänze die­
se Erklärung durch eine Vorbemerkung: Die Stei­
ermark ist als traditionsfreudiges Land bekannt. 
Auch die Kulturpolitik des Landes ist in der Pflege 
und Förderung des Landesbewußtseins diesem Ruf 
gerecht geworden. Ich erinnere an das um ein 
neues, gereinigtes und entstaubtes Bild des stei­
rischen Prinzen bemüht gewesene steirische Gedenk­
jahr. Ich denke an verschiedene andere Veranstal­
tungen, an Dinge der Denkmalpflege, an die Orts­
pflege und an den Landschaftsschutz — Dinge, 
die durch Landesgesetze geregelt sind oder wer­
den sollen. All das aber kann nur eine Seite, ein 
Teil — freilich ein unverzichtbarer Teil einer dy­
namischen Kulturarbeit sein. Sie hat ihre Ergän­
zung, ihre Abrundung und Erfüllung in einer ver­
antwortungsbewußten Entwicklungshilfe zu-suchen, 

das heißt, in der Findung und Freimachung des 
Weges, der Beseitigung von Hindernissen in den 
geistigen und kulturellen Bestrebungen der Gegen­
wart, um den Talenten und Begabungen der Men­
schen, die heute und unter uns leben, der jungen, 
der ganz jungen, aber auch der alten und älter ge­
wordenen ihr Lebensrecht und ihren Freiheitsraum 
zu sichern. 

Das ist kurz und bündig gesagt, der Sinn ^des 
„Steirischen Herbstes"; in einem festlichen Rah­
men die schöpferischen Kräfte des Landes aufzu­
rufen, die sich mit ihren besten Leistungen in der 
Gegenüberstellung mit den geistig-künstlerischen 
Ansprüchen, die in der Welt gelten, messen und 
richten sollen. Die schöpferischen Kräfte, die hier 
gemeint sind, leben in dem Bereich der Wissen­
schaft, in dem Bereich der Kunst aller Arten, der 
Dichtung, der Musik, der bildenden und darstellen­
den Kunst. Diese Symbiose von Wissenschaft und 
Kunst in unbestreitbarer Qualität im Verband 
des „Steirischen Herbstes" gehört zu seinen diffe­
renzierenden und charakterisierenden Merkmalen. 
Die zweite Forderung an den Wissenschaftler, der 
in der Steirischen Akademie und in den einzel­
nen Symposien, die den Konzerten und Ausstel­
lungen zugeordnet sein können, sich vorstellt und 
an den Künstler oder das Kunstwerk ist die Be-
zogenheit zur unmittelbaren Gegenwart, zur Ak­
tualität, zur Moderne. Und das dritte Grundgesetz 
des „Steirischen Herbstes" ist seine Öffnung in 
die Welt hinein, sein Hinaushorchen über die 
Grenzen, seine Ubersetzerfunktion aus unserer 
Sprache in die fremde und aus der fremden in 
die unsere. Eine Internationalität, die mit Weltal­
lerlei nichts zu tun hat und für die wir aus der 
allgemeinen steirischen Grundhaltung die notwen­
dige Standfestigkeit und Distanz besitzen. Wir sol­
len uns nicht der Lächerlichkeit preisgeben, die den 
Bewohner eines kleinen Landes gefährdet, wenn 
er seine Provinz verleugnet und den flotten Welt­
mann spielt. 

Dieses Konzept oder Programm des „Steirischen 
Herbstes" bringt es natürlich mit sich, daß .er vor 
Experimenten und Risken nicht zurückschrecken 
kann, auch daß er sich immer neu überdenken 
läßt und sich nicht scheut, Verbrauchtes liegen 
zu lassen und es mit neuen Formen zu probieren. 
Er kann sich nicht selbst zur starren Tradition 
machen, aber er darf seine Anfänge nie verges­
sen. Zu diesen Anfängen gehört der Auftrag zui 
Selbstdarstellung des Landes. Diese Selbstdarstel­
lung des Landes wird sichtbar in den eigenen 
Möglichkeiten. Zu dieser Selbstdarstellung gehört 
aber auch die Freiheit, die im Lande mög­
lich ist und die Notwendigkeit, die im Lande 
erkannt wird, mit den Dingen, die in der Welt ge­
schehen, die Konfrontation zu suchen. Konfrontie­
ren heißt aber nicht, von vornherein akzeptieren. 
Was sich selbst als Antikunst bezeichnet, verzich­
tet darauf, in den Galerien und Museen ausgestellt 
zu werden. Ungeahnte Wege, den Außenstehenden 
oft unverständliche Wege zu suchen und zu gehen 
ist das legitime Recht schöpferischer Menschen. 
Aber für uns gibt es eine Grenze, wo die Dinge ge­
schmacklos werden, das heißt, unappetitlich, or­
dinär und schließlich im Fäkalismus enden, ist eine 
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Grenze erreicht. Die zwei oder drei Wochen im 
Oktober gelten also einer um Qualität bemühten 
Symbiose von Wissenschaft und Kunst mit der 
Aufgeschlossenheit für das Aktuelle und Moderne 
in der Welt. Sie „Steirisdier Herbst" zu nennen, 
erlaubt erst ihre Einbindung in ein nicht austausch­
bares Charakterbild. Das darf und soll keine Fessel 
sein. Aber was ebenso oder vielleicht besser in 
Stuttgart oder Rosenheim oder anderswo gemacht 
werden kann, und nur zufällig eben in Graz pro­
duziert wird, macht den „Steirischen Herbst" nicht 
aus. Es geht um das, was in Graz und in der Stei­
ermark gemacht werden kann und daher in Graz 
und in der Steiermark gemacht werden muß. Weil 
es eine angemessene, verlangbare und auch auf­
getragene Mitarbeit im Konzert der österreichi­
schen Bundesländer zu erfüllen hat. 

Zu diesem, die Thematik und den Stil mitprä­
genden Charakterbild gehört unverzichtbar, wenn 
auch nicht allein und ausschließlich der „Trigon"-
Gedanke. Er ist keine wehmütige Reminiszenz an 
die große Epoche in der Steiermark, das Vorland 
eines staatlichen Gebildes, das bis an die Adria 
reichte, war das alte Innerösterreich. Der „Trigon"-
Gedanke ist die durchaus lebendige Abstraktion 
dieser geschichtlichen Wirklichkeit, von der nichts 
weggenommen werden kann. Sie ist das Schicksal 
der großen geistigen Landschaft, in die wir ge^ 
stellt sind, des uns zugeordneten Begegnungswin­
kels dreier Sprachen, dreier Nationen, aus der 
geistigen Gestalt der Landschaft, die einmalig ge­
geben und immer wieder neu bestimmt und ge­
sucht werden muß. Daraus wird sich auch immer 
für jenen „Steirischen Herbst" neu sein Konzept 
ableiten lassen. Der Kulturreferent des Landes hat 
in den letzten Jahren eine starke und fruchtbare 
Dezentralisation, das heißt, eine Einbeziehung des 
ganzen Landes mit seinen größeren Siedlungs­
kernen in den „Steirischen Herbst" gefordert und 
gefördert. Das Musikprotokoll ist von Anfang an 
eine weit internationale Bestandsaufnahme gewe­
sen. Die Stadt Graz leistet mit eigenwilliger Initia­
tive und in Zusammenarbeit mit ihren Schwester­
städten einen Beitrag. Aber das Thema des „Stei­
rischen Herbstes" muß jedes Jahr seinen Grund­
akkord, sein eigenes Antlitz erkennen lassen, 
dessentwegen es sich lohnt, nach Graz zu kom­
men. Die Züge dieses Antlitzes sind in der geisti­
gen Gestalt des Landes vorgezeichnet. Nur eine 
Institution, die bald 10 Jahre alt ist, gewinnt ihre 
Eigengesetzlichkeit. Es treten Menschen mit neuen 
Ideen in die Verantwortung hinein, sie werden und 
müssen neue Wege gehen. Nur wenn die Idee des 
Ursprungs verlassen würde, das Selbstverständnis 
des Landes zu gewinnen und zu bekunden und in 
der Gegenüberstellung zu den Toleranzen und Be­
wegungen der Welt zu messen und zu richten, 

»nicht mehr gelten sollte, müßte man für die Wo­
chen im Oktober einen anderen Namen suchen. 
Auch die Wissenschaft, die wie die steirische Aka­
demie und die Symposien von Anfang an den 
„Steirischen Herbst" mitkonstruierten,' sollten nicht 
fällengelassen Werden. Aller-Welts-Kultur mit den 
ersten und letzten und -höchsten Qualitäten dieser 
Welt zusammenzuholen für solches Unternehmen, 

"dafür sind die Schuhe-in Graz zu klein. Es ist immer 

das Gebot gewesen und muß es bleiben, nicht was 
sich zufällig anbietet und gerade zu haben ist, son­
dern was sinnvoll in Graz gezeigt werden soll, her­
beizuholen. Das müßte in einem armseligen Provin­
zialismus enden, wie es Heinrich Böll gemeint und 
gesagt hat, daß nichts provinzieller wäre als die 
Angst der Deutschen vor der Provinz. Im Bekennt­
nis zu ihr, zu ihrem Landschaftskreis und ihren 
Menschen liegt das Bekenntnis zur Umwelt, die 
man nicht umgehen kann auf dem Weg in die Welt. 

Wir alle, meine Damen und Herren,, haben gute 
Eltern gehabt, und viele haben noch das Glück, zu 
einem lebendigen Menschen Vater und Mutter zu 
sagen. Für alle von uns, ungeachtet einer konfes­
sionellen Bindung, gilt das 4. Gebot, weil es einer 
urmenschlichen Anlage entspricht, wenn es in die­
sem Gebote heißt: „Du sollst Vater und Mutter 
ehren", so gilt diese Ehrerbietung nicht nur diesen 
zwei Menschen, es ist ihre Umwelt, ihr Heimät-
umkreis, es sind ihre Tratitionen mit einbegrif­
fen. Und wir alle, oder die meisten von Uns, ha­
ben Kinder und Enkel. Wir kennen die Sorgen, die 
Probleme, die Unsicherheit dieser nachkommen­
den Generation. Wer sonst als wir soll und muß 
die Mitte halten, um die Mitte bemüht sein und 
so die Kontinuität des geistigen und kulturellen 
Lebens unseres Landes zu bewahren. Wir halten 
das überlieferte nicht als etwas beschlossenes, an­
geschlossenes in unseren Händen, sondern wie ein 
offenes Gefäß, in das die Dynamik der gegenwär­
tigen und heraufkommenden Jugend hineinströmt. 
So bewahren wir die Geschichte als haltbietende 
und dem Land seinen Sinn gebende Kraft. Dazu 
sollte der „Steirische Herbst" seinem innersten 
Sinn nach immer wieder aufrufen und dafür neue 
Freunde suchen. (Allgemeiner lebhafter Beifall.) 

3. Präsident Feldgrül: Ich erteile dem Herrn Lan-
resrat Jungwirth das Wort. 

Landesrat Prof. Jungwirth: Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Ich weiß schon, Sie warten jetzt darauf, was ich 
zum „Steirischen Herbst" sage, aber ich muß zur 
ganzen Gruppe 3 sprechen, und gestatten Sie mir 
daher am Anfang ein paar Worte zur Frage des 
Theaters, denn sie ist von zwei Abgeordneten an­
geschnitten worden, von den Herren Abgeordne­
ten Dipl.-Ing. Fuchs und Dr. Strenitz. 

Es ist die Frage aufgeworfen worden, was mit 
dem Theater zu tun ist und welche Lösungen es 
gibt. Meine Damen und Herren, das ist eine Dis­
kussion, die es nicht nur in Graz gibt, sondern 
in Österreich und die international ist. Es gibt drei 
Vorschläge, die man bisher in der allgemeinen 
Diskussion gehört hat: Erstens. Aufhören: Das ist 
die. unmögliche Lösurtg, denn zusperren ist keine 
Lösung, um die Krise des Theaters zu beheben. 
(Abg. Pölzl: „Endlösung!") Zweitens die Lösung, 
mit der man in Holland gekommen ist: Dort gibt 
es mehr Tourneetheater, die in regelmäßigen Ab­
ständen die Bühnen in den verschiedenen Städten 
bespielen. Das setzt allerdings voraus, daß diese 
Bühnen die richtige Infrastruktur haben, daß heißt, 
daß in Holland Häuser bestehen, die man aus dem 
Erdboden gestampft hat und die jetzt sozusagen 
Einheitsbühnen für Einheitsdekorationen usw. dar-
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stellen. Eine Lösung, die auch bei uns nicht mög­
lich ist. Bleibt noch der dritte Weg, nämlich- der 
Weg, den viele Länder- und Städtebühnen gehen, 
mit heraushängender Zunge der Kosten- und Lohn­
spirale zu folgen und zu versuchen, den Betrieb 
aufrecht zu erhalten. 

Ich möchte an dieser Stelle auf das zu sprechen 
kommen, was uns immer wiederum bewegt, näm­
lich auf die Chancengleichheit zwischen den Lan­
derbühnen auf der einen Seite und Wien auf der 
anderen Seite. Und die Parallele mit der Steiermark, 
das heißt der Vergleich zwischen Graz und Leoben, 
der liegt nicht auf derselben Ebene, denn das Stadt­
theater Leoben hat kein permanentes Ensemble und 
hat auf der anderen Seite auch an den Abstechern 
der Vereinigten Bühnen partizipiert. In der ver­
gangenen Saison sind die Vereinigten Bühnen 
53mal auf Abstecher gefahren, das kann man von 
den Bundestheatern leider nicht behaupten. Das 
heißt, daß wir immer wiederum vergleichen, wie 
sieht es mit den Chancen aus. Ich muß ein paar 
Ziffern nennen, weil neue Ziffern gerade dieser 
Tage wiederum herausgekommen sind. Es gibt in 
Wien — wir sprechen vom Bund, daher auch von 
Wien — eine ganze Menge von Theatern, die ganz 
oder zum al lergrößten Teil vom Bund subventioniert 
werden, und zwar nicht nur die Bundestheater. Es 
gibt ein einziges Haus, das die Stadtgemeinde Wien 
finanziert und verwaltet , nämlich das Theater an der 
Wien, und das ist ein Haus, in dem Musicals ge­
spielt werden und nicht viel mehr, und das 47 Mil­
lionen Schilling pro J ahr von der Stadt Wien Zu­
schuß bekommt. Auf der anderen Seite gibt es in 
Wien nicht nur die Bundestheater, sondern eine 
ganze Menge von pr ivaten Bühnen, die im Jahre 
1976 67 Millionen Schilling vom Bund erben; und 
dann die Bundestheater, deren Kosten im Jahre 
1976 das erste Mal die Milliardengrenze — wohl­
gemerkt, die Milliardengrenze — überschreiten wer­
den und deren Abgang weit über 800 Millionen 
Schilling l iegen wird. In einer solchen Situation ist 
es ganz besonders hart, wenn von diesen beschei­
denen 50 Millionen Schilling, die hier den ganzen 
Länderbühnen vom Bund zur Verfügung gestellt 
werden, ausgerechnet auch noch 2 Millionen Schil­
ling weggenommen werden sollen für das Theater 
an der Wien. Das können wir nicht verstehen und 
das werden wir auch in Zukunft nicht verstehen. 

Nun zur Frage des „Steirischen Herbstes": In 
den letzten Wochen hat ein Wettrennen eingesetzt, 
fast könnte man sagen ein Wet t rennen unter der 
Devise: „Wer ret tet den ,Steirischen Herbst '?" Man 
muß sich die Frage stellen, was oder wer wa r damit 
gemeint, wenn vom „Steirischen Herbst" die Rede 
war? Es ist schon gesagt worden, es liegt in vielen 
Äußerungen ein Pauschalurteil, das von vornherein 
abzulehnen ist. (Abg. Pölzl: „Richtig!") Wenn ernst­
lich ausgesagt wird, der „Steirische Herbst" be­
stehe zum größten Teil aus Kitsch oder Schund, dann 
ist das ein Pauschalurteil, das ganz einfach nicht 
stimmt. Ich zähle nicht die Menge der Veranstaltun­
gen auf, weil ich nicht wiederholen will, was Vor­
redner schon gesagt haben. Aber ich möchte doch 
feststellen, daß die ganz große Überzahl dieser Ver­
anstal tungen zu Recht ihr Publikum gefunden hat 
und daß es hier auch neue Volltreffer gegeben hat, 

wenn ich an das „open house" im Haus der Jugend 
denke, in das zu 77 Vorstellungen weit über 20.000 
Menschen gekommen sind, ohne Skandal und ohne 
Aufstand. Auf der anderen Seite könnte man map­
penweise die Kritiken vorlegen aus dem Inland; 
aus dem Ausland, aus den deutschsprachigen- Län­
dern aber auch aus Jugoslawien, aus Italien, aus 
Polen, aus Frankreich und es sind Kritiken, die 
auch ihren Wer t haben, die nicht bloß auf Bestel­
lung geschrieben worden sind. Wenn zum Beispiel 
eine Zeitung wie „Le Monde", in Paris, also eine 
Zeitung von Welt, zwei Dreispalter der Stadt Graz 
im Zusammenhang mit dem „Steirischen Herbst" 
widmet — wohlgemerkt zwei Dreispalter in einer 
Zeitung, in der nur alle heiligen Zeiten ein paar 
Zeilen über Österreich stehen, weil sie eine Welt­
zeitung ist —, dann kann das auch kein Zufall sein. 
Ich kann Sie gleich beruhigen, in diesen zwei Drei­
spaltern steht kein Wort über die „Gespenster" 
und über die Diskussion über die „Gespenster", 
denn aus dieser Entfernung bekommen diese Dinge 
wahrscheinlich die richtige Dimension. 

Nun, um welche Probleme geht es konkret außer 
den „Gespenstern"? Es geht manches Mal speziell 
in diesem Jahr wiederum um die Ausstellung „Tri-
gon". Und dazu ein paar erklärende Wor te : Es ist 
richtig — das ist zumindest meine persönliche Auf­
fassung —, daß diese Ausstellung intellektuali-
stisch, bläßlich gewesen ist. Das ist aber nicht die 
Schuld des „Steirischen Herbstes" oder eines Ver­
anstalters, sondern es besteht eine Entwicklung in 
der bildenden Kunst, die dazu geführt hat, daß diese 
Kunst in den letzten Jahren mehr und mehr eine 
schreibende Kunst geworden ist, eine redende und 
manches Mal auch eine schwätzende Kunst. Wenn 
diese Entwicklung so weiterginge, könnte man eines 
Tages auf die Ausstellungen verzichten und es 
würde genügen, den Katalog zu drucken. So weit 
war es zum Teil in diesem Jahr bei „Trigon". Das 
ist eine internationale Entwicklung, die sich sicher­
lich i rgendwo ver rannt hat, und ich bin sicher, daß 
sie wieder rückläufig wird und daß die bildende 
Kunst wieder bildende Kunst wird. 

Nun zu den „Gespenstern": Es ging ja nicht so 
sehr um die paar Aufführungen im Schauspielhaus, 
sondern es ging — wir haben es schon gehört — 
im wesentlichen um die Übertragung über den ORF, 
noch dazu zu einer äußerst ungünstigen Sendezeit. 
Es war allerdings interessant zu beobachten, daß 
in anderen Bundesländern" diese Übertragung kein 
besonderes Echo gefunden hat, weder positiv noch 
negativ. Ich habe mich sehr genau erkundigt, sogar 
in den sogenannten „heiligen Bundesländern", wie 
Tirol und Vorarlberg, hat es kaum Reaktionen auf 
diese „Gespenster" im Fernsehen gegeben. Dann 
ist mir eines Tages ein Bericht über eine Sitzung 
des Hörer- und Seherbeirates in Wien untergekom­
men, also über ein österreichisches Gremium, und 
da habe ich gelesen, daß die Rede war von „übel­
stem Klamauk" und von „unter der Gürtellinie an­
gesiedelt" und dann bin ich etwas stutzig gewor­
den, denn dann ha t es geheißen, daß sei keines­
falls volkstümliche Unterhaltung gewesen. Und dann 
habe ich näher hingeschaut, und siehe da, es wa r 
nicht von den „Gespenstern" die Rede, sondern 
von der Löwinger-Bühne vom 4. Oktober, einem 

9' 
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Stück unter dem Titel „Alles, nur keine Schwester". 
Nun, meine Damen und Herren, ich will es mir 

damit nicht leicht machen, aber ich will damit sagen, 
daß hier auch Entwicklungen nicht nur im Grazer 
Schauspielhaus da sind. Und wenn es darüber eine 
Diskussion gegeben hat, dann ist das vollkommen 
in Ordnung. Ich persönlich finde nur, daß diese 
Diskussion mit mehreren Fehlern behaftet war, 
ich würde sagen mit drei Fehlern: Erstens mit Pau­
schalierungen in der Sache. Man sagte „Steirischer 
Herbst" und meinte „Gespenster". Zweitens mit 
Pauschalierungen in der Person, indem man sagte, 
wer für die „Gespenster" oder den „Herbst" ist, 
das ist ein Linker und ein Destruktiver und wer 
dagegen ist, ist ein Reaktionär und ein Faschistoi­
der. Das sind leere Schlagworte, die an dieser Stelle 
einfach falsch angewandt sind. Und drittens ist die 
Diskussion deswegen mit Fehlern gelaufen, weil 
man Personen und Sachen nicht getrennt hat, weil 
es, wie schon manchesmal vorher leider auch, zu 
persönlichen Beleidigungen und persönlichen Krän­
kungen gekommen ist und weil man nicht tolerant 
genug diskutiert hat und das von mehreren Seiten. 
Immer wiederum habe ich mir die Frage gestellt, 
nicht nur jetzt im „Steirischen Herbst 1975", was 
eigentlich der Grund für diese eigenartige Atmo­
sphäre ist. Ich kann bis heute keine beweisbare 
Antwort geben. Aber ich glaube, eine gibt es doch. 
Man könnte zumindest darüber diskutieren. Ich 
habe lange eine Stadt von etwa vergleichbarer 
Größe gesucht, mit 250.000 Einwohnern, und ich 
habe sie bis heute nicht gefunden, nämlich eine 
Stadt vergleichbarer Größe, in der es so viel künst­
lerisches Potential auf engem Raum nebeneinander 
und auch gegeneinander lebend und schaffend gibt. 
Ich weiß nicht, ob es ein primitives Eigenlob der 
Steiermark oder der Stadt Graz ist, ich weiß es 
nicht. Aber wenn man darüber nachdenkt, ist es bei 
Gott schwierig, eine ähnliche Stadt zu finden. Viel­
leicht ist das auch eine Erklärung, nämlich die 
Konkurrenzsituation, die daraus auf engstem Raum 
entsteht und die natürlich auch zu finanziellen 
Kämpfen führt. Wenn früher gesagt wurde, der 
„Steirische Herbst" ist in diesem Budget 1976 mit 
1,4 Millionen Schilling dotiert, dann müßte man 
schamrot werden, wenn es stimmte. Gott sei Dank 
stimmt es nicht ganz, denn das ist nur die eine 
Budgetpost, die dem „Herbst" direkt für Eigenver­
anstaltungen zur Verfügung gestellt wird. Darüber 
hinaus gibt es die Post für die Steirische Akademie, 
für die Literaturausstellungen, für die Malerwochen, 
so daß man auf rund 4 Millionen Schilling in die­
sem Budget 1976 kommt, wozu dann eben die Bei­
träge von Stadt, ORF und eventuell anderen Ge­
meinden und auch des Bundes kommen. Vielleicht 
trägt auch dazu bei, daß es auch nirgends vergleich­
bare Festivals gibt. Die Festivals sind alle spezia­
lisiert. Das eine macht Musik, das andere macht 
Literatur, das dritte macht Fotografie, das; vierte 
macht bildende Kunst. Es gibt keines, das versucht, 
ein so breitet: Spektrum zu zeigen. Und vielleicht 
entsteht auch darum diese Heftigkeit der Diskussion. 
Aber ich glaube, es ist gut, diese Form, diese ein­
malige oder fast einmalige Form weiter zu pflegen. 

Kollisionen hat es immer schon gegeben, meine 
Damen und Herren. Ich, möchte ein paar Zeilen 

. vorlesen, ich weiß, das wirkt immer sehr gut .Es 
ist kein Ablenkungsmanöver, sondern im Gegen­
teil, eine kleine Auflockerungsübung. Ein paar Zei­
len, wie es anno 1889 in Berlin zugegangen ist, 
als einer, der heute zu den großen Klassikern zählt, 
nämlich Gerhart Hauptmann, sein Stück „Vor Son­
nenaufgang" zum ersten Mal dort aufführte. Da 
heißt es in einem Zeitungsbericht: „Das also war 
das Drama, das am 20. Oktober — schon wieder 
im „Herbst" — 1889 vormittags an einem Sonntag 
im Lessingtheater als Aufführung der Freien Bühne 
viel erwartet und viel gefürchtet in Szene ging". 
Die, die Hoffnung auf einen Skandal hineingeführt 
hatte, sollten mehr als auf ihre Kosten kommen. 
Die Spannung entlud sich in Szenen, die, selbst in 
der radauseeligsten Berliner Vorstadtschmiere nicht 
ihresgleichen finden dürften. Nach dem ersten Akt 
jubelten die „Jüngstdeutschen" — das waren damals 
die Progressiven — den Autor so oft hervor, bis 
der Widerspruch der Gegner laut wurde, und nun 
gab sich alt und jung und rechts und links dem 
jugendhaften Vergnügen hin, mit Radau, Flöten und 
Stiefelabsätzen den neuen Mann zu empfangen, 
wenn er auf der Bühne erschien. Von Akt zu Akt 
wuchs der Lärm. Schließlich lachte und jubelte, 
höhnte und trampelte man mitten in die Unter­
haltung der Schauspieler hinein. Und als am An­
fang des zweiten Aktes der trunkene Bauer Krause 
— nicht Wolfgang Bauer, aber schon wieder ein 
Bauer — lüstern seine Tochter umarmte, da rief 
der Führer der Opposition, der Arzt und Journalist 
Dr. Kaster, in das Spiel hinein: „Sind wir denn hier 
in einem Bordell oder im Theater?" Eine Oase bil­
dete allein die Liebesszene des vierten Aktes, von 
deren übermächtiger Einfachheit waren selbst die 
Gegner bezwungen. Als aber kurz darauf auf der 
Bühne nach einer Hebamme gerufen wurde, da 
ging für eine Zeit die Dichtung in einem Skandal 
überhaupt unter. Dr. Kaster zog eine Geburtsanzeige 
aus der Tasche und warf sie auf die Bühne. Ra­
sender Tumult erhob sich im Haus" usw. und so fort. 
Und kurze Zeit darauf gab es nicht Landtag aber 
Abgeordnetenhaus in Berlin, und da wird berich­
tet: „Im preußischen Abgeordnetenhaus nannte im 
April 1890 ein Abgeordneter das moderne Theater 
ein intelektuelles Bordell" und vom Berliner Poli­
zeipräsidenten, Freiherr von Richthofen, wußte man 
die Äußerung zu verbreiten: „Es muß mit der gan­
zen Richtung aufgeräumt werden." Der großen 
Masse der Urteilslosen aber leuchteten am besten 
die Verse Oskar Blumentals ein, der aus angeb­
licher Freude an Schönheit und Harmonie heraus 
Naturalismus mit Schweinerei übersetzte und so 
ein summarisches Urteil fällte, daß die Naturalisten 
das hinkende und stinkende Gefolge deutscher 
Nachbetet und Nachtreter von Tolstoi seien, Grün­
spechte, Schnapsbudenrhapsodien, eine zotende Her­
rengesellschaft, eine Kloake, eine Theaterdestille" 
und so weiter und so fort. (Abg. Pölzl: „Die Leute 
haben nichts dazugelernt!") Sie sehen, meine Damen 
und Herren, es gibt leider nichts Neues unter der 
Sonne. Wir sind fast auf demselben Niveau geblie­
ben, damit will ich aber nichts beschönigt haben an 
dem Problem, das uns in Graz und in der Steier­
mark beschäftigt hat. 
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Eines aber möchte ich zum Stück selber noch 
sagen. Es ist in den Meinungen dafür und dagegen 
vieles gesagt worden, und ich selbst wurde sehr 
früh um meine Meinung gefragt, und ich habe sehr 
offen gesagt, dem Sinn nach: „Ich habe den Ein­
druck, der Autor hat mit seinem ersten Stück gro­
ßen Erfolg gehabt und jetzt schreibt er das erste 
Stück immer wieder." Aber ich möchte ihm zugute 
halten, daß er mit einem solchen Stück bei Gott 
keine Propaganda für diese Dolce vita gemacht hat, 
die in diesem Stück gezeigt wird. Es ist sicherlich 
richtig, daß es kein Zufall ist, daß diese Welt der 
Angefressenen gezeigt wird, und angefressen hat 
zweierlei Bedeutung im Deutschen, angefressen so 
und angefressen anders. Es sind eigentlich ange­
fressene Angefressene, die da gezeigt werden, und 
das ist kein bloßer Zufall. Sicherlich, über die Form 
kann man tagelang und nächtelang diskutieren. Man 
hat zu Recht gesagt, das ist kein Jugendstück, und 
wenn Schulklassen hineingegangen sind, dann ha­
ben sie einer Anordnung des Landesschulrates nicht 
Folge geleistet, der die Weisung erteilt hatte, wenn 
Schulbesuche, dann nur Maturaklassen und keine 
Klasse darunter. Daß die Form wüst ist und höchst 
provokant, ist völlig unbestritten und nicht jeder­
manns Sache. Ich persönlich halte von den Ansichten 
der Provokation auch nicht besonders viel. Es gibt 
nämlich Künstler, die meinen, sie werden unbe­
dingt mit ihren Meinungen durchkommen, wenn sie 
so provokant wie möglich schreiben oder schaffen. 
Ich glaube, daß sie auf dem Irrweg sind. Es gibt 
einen italienischen Regisseur, Strehler, der auch vor 
kurzem gesagt hat: „Ich habe mich nie für das 
Schocktheater eingesetzt, weil ich nicht glaube, daß 
Schock der Kunst irgend etwas bringt." Ich glaube, 
das Schocken ist ein Irrtum, dem viele noch unter­
worfen sind, aber nur so lange, als sich viele andere 
überhaupt schockieren lassen. 

Noch ein Wort zur politischen Dimension dieser 
Diskussion: Das sind für mich ein paar sehr ernste 
Worte, weil sie der persönliche Hintergrund sind, 
aus dem heraus manches — so finde ich — in der 
Kulturpolitik unserer Zeit und in einem Land des 
Westens zu entscheiden ist. Es gibt nämlich Men­
schen, die von der sauberen Kunst des Ostens spre­
chen. Ich unterschiebe keinem Gegner der „Ge­
spenster", ein solcher Mensch zu sein, ich pauscha­
liere nicht, aber es gibt einzelne. Hier muß ich 
eines klipp und klar feststellen: Politische Systeme 
sind unteilbar, politische Systeme sind untrennbar. 
Wenn jemand von der sauberen Kunst der Sowjet­
union spricht, dann muß er auch zugleich die Was­
serwerfer mitnehmen, mit denen die anderen weg­
gespült werden, wenn sie als Maler eine Ausstel­
lung machen, die nicht der offiziellen Richtung in 
den Kram paßt. Dann nimmt er auch die psychia­
trische Klinik mit, in der die Leute, die nicht offiziell 
denken, wiederum zum richtigen Denken gebracht 
werden sollen, und dann ndmmt er letzten Endes 
auch den Archipel Gulag mit. Ich bin felsenfest 
überzeugt, daß politische Systeme nicht teilbar sind, 
Systeme der Unfreiheit genauso wenig wie Systeme 
der relativen Freiheit. Jetzt stehen wir vor der 
Frage: Jedes politische System kann mißbraucht 
werden, und welche Mißbräuche sind uns lieber 

und welche Mißbrauche sind noch relativ die hu­
maneren? Ich behaupte, daß das in der westlichen 
Demokratie der Fall ist, denn der Mißbrauch der 
totalen Macht durch einige ganz wenige ist sicher­
lich für den durchschnittlichen Staatsbürger schlim­
mer und viel ärger als der Mißbrauch der Freiheit 
in einem relativ freieren System durch mehrere. 
Wenn wir uns einig sind — ich bekenne mich dazu 
—, daß das politische System der westlichen Demo­
kratie das kleinere bzw. kleinste Übel unter den 
politischen Systemen ist, dann müssen wir auch 
diesen gewissen Mißbrauch oder dieses Risiko des 
gewissen Mißbrauches der Freiheit auf uns neh­
men. Denn wenn wir dieses Bekenntnis ernst neh­
men, dann muß bei uns Meinungsfreiheit herrschen, 
und Meinungsfreiheit bedeutet auch Meinungsviel­
falt. Meinungsvielfalt kann es dann nicht nur in 
der Politik geben, sondern sie muß auch in der 
Kunst existieren, denn auch das, was sich in der 
Kunst und in der Politik abspielt, ist nicht trenn­
bar voneinander. Dieses Nebeneinander in der 
Meinungsvielfalt muß möglich sein, das ist Demo­
kratie, nicht nur in der Politik sondern auch in der 
Kunst; dieses Nebeneinander von gegensätzlichen 
Tendenzen, die human ausdiskutiert werden, ohne 
Terrorismus und auch ohne Zensur. Bedenken wir 
auch eines, meine Damen und Herren, wer nach 
dem Zensor in der Kunst ruft, der ruft indirekt auch 
nach dem Zensor iru der Politik. Ich behaupte, daß 
die einzige Zensur, die dem demokratischen System 
des Westens in Wahrheit entspricht — ich weiß, das 
ist eine Idealforderung, aber man braucht Fixpunkte 
und Orientierungen — die Selbstzensur ist, unsere 
Selbstzensur. Wenn Sie sagen, es gibt Künstler, 
die sich dieser Zensur nicht unterwerfen, wie bei­
spielsweise ein Bauer in seinem letzten Stück, dann 
haben Sie vollkommen recht, aber ich glaube, wir 
haben auch recht mit der Auffassung, daß das nicht 
nur den Künstler betrifft, sondern auch alle ande­
ren und daß das Problem der Selbstzensur den Po­
litiker genauso angeht, den Journalisten und letz­
ten Endes jeden Menschen, der in dieser Gesell­
schaft lebt. Ich meine nicht, daß mit einer solchen 
Bemerkung alles gelöst ist, und ich möchte vor 
allem nicht als „heiliger Prediger" hier auftreten. 
Ich betrachte mich nicht als einen Heiligen, denn 
dann wäre ich ein Scheinheiliger, sondern ich will 
das Problem gezeigt haben, dieses Problem der 
Selbstkritik und der Selbstzensur, das mit unserem 
politischen System ganz einfach verbunden ist. Wir 
werden immer wiederum vor der Frage stehen, wie 
weit der Mensch gehen darf. In der Geschichte hat 
es sich immer wiederum gezeigt, daß besonders in 
Wohlstandsphasen dieses Problem von Zensur und 
Selbstzensur sehr aktuell wurde und daß viele 
Verlotterungen Luxus- oder Wohlstandsverlotterun-
gen gewesen sind. Das dürfte wahrscheinlich auch 
für unsere Zeit und für unseren Raum gelten. Es 
geht also letztlich um das Problem der Freiheit, 
und wir sollen das nicht pessimistisch sehen, son­
dern wir sollen es als eine Aufgabe sehen. Es wurde 
hier von Herren des Hauses, an anderer Stelle, nicht 
bei der Kulturdiskussion, bei der Wirtschaftsde­
batte oder bei der Finanzdebatte gezeigt, daß Demo­
kratie als Erziehungsaufgabe zu verstehen sei. Ja, 
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die Dinge sind nicht trennbar, das gilt für die Poli­
tik, das gilt für die Wirtschaftspolitik beispiels­
weise und das gilt genauso für die Kunst. 

Darum scheint es mir besonders wichtig zu sa­
gen, daß diese Probleme aus einem kleinkarierten 
Hick-Hack- herauszuholen und wiederum auf die 
Ebene zu heben sind, wo sie hingehören. Das 
heißt konkret zum „Steirischen Herbst": 

1. Wenn sich die Leidenschaften abgekühlt haben, 
dann müssen Gespräche geführt werden. Es muß 
ganz einfach möglich sein, daß Menschen verschie­
dener Meinungen sich an einem Tisch treffen, um 
über ihre Meinungen zu diskutieren. Es müssen 
Vorschläge geprüft werden, die aus diesen Gesprä­
chen kommen. Eines muß aber aufrecht bleiben, und 
dazu bekenne ich mich voll und ganz, nämlich die 
Grunddefinition des „Steirischen Herbstes", wie sie 
sein Schöpfer Hanns Koren immer schon formuliert 
hat, nämlich das Festival der Moderne auf den 
beiden Beinen der Internationalität und der Selbst­
darstellung dieses Landes. Wenn diese Grundde­
finition nicht gehalten würde, dann würde der 
„Steirische Herbst" sterben. 

2. Das Direktorium hatte für dieses Jahr bei Gott 
wenig Zeit. Frau Abgeordnete Hartwig hat beson­
ders darauf hingewiesen, es ha t diese Zeit für 
1976 besser gehabt und es hat sie für 1977. Wir 
haben j a in dem neuen Statut des „Steirischen 
Herbstes" verankert , daß schon im März des vor­
angehenden Jahres, also konkret im März 1976, 
die Grundzüge des Programms 1977 dem Präsidium 
des „Herbstes" vorgelegt werden müssen. 

3. Man wird wiederum dezentraler denken müssen 
als das im J ah r 1975 der Fall gewesen ist. Die Be­
zirke war ten auf eine Beteiligung am „Steirischen 
Herbst". Man wird diese Beteiligung ohne "Über­
forderung machen müssen, das ist das, was ich 
immer wiederum sage. Ich meine damit, daß es 
völlig sinnlos wäre, Menschen in einer Bezirks­
hauptstadt draußen provokant mit i rgendeiner Kunst 
zu überfluten, die sie unvorbereitet trifft und die 
sie nur ablehnen können. Damit wäre der Kunst 
nichts getan und dem Künstler nichts Gutes und 
nicht dem „Steirischen Herbst" und schon gar nicht 
diesen Zuschauern. Das muß man also genau vor­
ausbesprechen, aber wir haben schon solche Bei­
spiele in den vergangenen Jahren gehabt. Das 
dezentrale Angebot wird sicherlich 1976 wieder 
besser und s tärker werden müssen. 

4. Dem ORF ist zu danken für seine Mithilfe, die 
er seit j eher dem „Steirischen Herbst" angedeihen 
läßt. Auch für die Mithilfe, die er an diesem Fern­
sehtag am 10. Oktober zu erbringen versuchte. 
Aber wir müssen feststellen, es war zweifellos 
eine Überforderung des Publikums, und zwar we­
niger der Quanti tät wegen. Ich bin nicht der Auf­
fassung, daß zehn Stunden Kunst unbedingt über-
haubt nie stattfinden dürfen. Ich bin der Auffas­
sung, daß es da noch geballtere Sendereihen gibt, 
über die man ebensogut diskutieren könnte. Aber 
ich glaube, die Form ist zu überprüfen und das ist 
immer wiederum das Problem des Mediums Fern­
sehen, Rundfunk und natürlich auch der Presse: 
Wie gelingt es e i nem.zu vermitteln? Das heißt: 

Wie gelingt es einem so zu kommentieren, oder 
— unter Anführungszeichen — die verbindenden 
Worte zu finden, daß das Publikum nicht von dem 
überfordert wird, was am Ferhsehschirm gezeigt 
wird? 

5. und letztens: Die Basis der Beurteilung für Kunst 
und für moderne Kunst ist viel zu schmal, das wis­
sen die Insider seit jeher. Sie muß, wo es nur geht, 
verbessert werden. Verbessert in den Schulen — 
ich habe schon bei der Gruppe 2 über die gegen­
läufige Tendenz in unserem Schulsystem gespro­
chen: wenig Kreativität, künstlerische Probleme, 
schöpferische Aktivitäten usw. werden eher hinaus­
gesperrt — und auf der anderen Seite durch außer­
schulische Aktionen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube fest daran, 
daß es keinen grundsätzlichen Widerspruch gibt 
zwischen dem Alten in Kunst und Kultur und dem 
Neuen. Dazu gibt es viel zu viele Beweise in der 
Geschichte. Es ist nun einmal eine endlose Kette, 
die immer wiederum auf dem aufbaut, was vorher 
gewesen ist. Deswegen ist es für mich in keiner 
Weise ein Widerspruch, für das Althergebrachte of­
fen zu sein in der Kulturpolitik und in der Kunst­
förderung und zugleich für das Neue. Ich nehme 
von jeder weiteren Aufzählung Abstand. Sie wur­
den zum Teil vorweggenommen, diese Aufzählun­
gen, oder sie sind auch zum Teil im Budget zu fin­
den, oder an anderer Stelle schon oft genug ge­
fallen. Ich glaube, daß beides zusammenpaßt und 
beides eine Einheit ist. 

Wir leben in einer Zeit, in der so viel produziert 
wird wie sicher noch nie zuvor, in der so viel ge­
dacht, geschrieben und geschaffen wird und gebaut 
wird wie noch nie zuvor. Das gilt auch für die 
Kunst. Und bei Gott nicht alles, was geschaffen 
und produziert wird, hält. Wenn es in der Öko­
nomie eine Wegwerfgesellschaft gibt, dann ist es 
nicht verwunderlich, daß da und dort auch eine so­
genannte Wegwerfkunst entstanden ist. Auch hier 
kann man die Dinge voneinander nicht t rennen. 
Was Kunst in unserer Zeit gewesen ist, das werden 
Generationen nach uns besser und leichter beurtei­
len können als wir alle zusammen, denn der einzige 
unbestechliche Kunstrichter ist die Zeit, wie Henry 
Moore einmal sagte. Aber 50 J ahre Abstand haben 
wir nicht, die wir den Auftrag haben, uns um die 
Kunst und um die Künstler unserer Zeit zu küm­
mern. Aber damit e twas bleiben kann, was auch 
im Jahr 20Ö0 und danach Bestand haben wird, muß 
die Möglichkeit da sein, daß jetzt, hier und heute 
geschaffen wird. Und für dieses Schaffen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren, muß freier Raum 
bleiben und so bitte ich Sie auch, den „Steirischen 
Herbst" 1975 und in Zukunft zu verstehen. (Allge­
meiner Beifall). 

Präsident: Es liegt keine weitere Wortmeldung 
vor. Ich erteile dem Herrn Berichterstatter das 
Schlußwort. 

Abg. Prof. Dr. Eichungen Ich verzichte auf das 
Schlußwort und bitte um Annahme dieses Kapitels. 
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Präsident: Ich ersuche die Abgeordneten, die mit 
den Ansätzen und Posten der Gruppe 3 einverstan­
den sind, eine Hand zu heben. > 

Die Gruppe 3 ist angenommen. 
Gruppe 4 „Soziale Wohlfahrt und Wohnbauför­

derung". Berichterstatter ist Abgeordneter Johann 
Fellinger. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Fellinger: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! 

In der Gruppe 4 „Soziale Wohlfahrt und Wohn-, 
bauförderüng" sind im Voranschlag Einnahmen in 
der Höhe von 1.726,923.000 Schilling vorgesehen. 
Die Ausgaben für das Jahr 1976 sind mit 
2.374,040.000 Schilling veranschlagt. In der Gruppe 4 
in den Posten Soziale Wohlfahrt sind wieder eine 

! Reihe von Ansätzen gegenüber dem Jahre 1975 
erhöht worden, um jenen Personen zu helfen, die 
durch Krankheit in Notlage geraten sind, oder 
jenen zu helfen, deren Einkommen auch nicht aus­
reicht, um ein besseres Leben führen zu können. 

Das Land Steiermark hat vier Altersheime. In 
diesen sind zirka 800 Frauen und Männer unterge­
bracht. Am 15. Juni 1975 war die Grundsteinlegung 
für das neue Pflegeheim Mautern. Der Baufort­
schritt ist zufriedenstellend und die Pfleglinge im 
Altenheim Ehrnau freuen sich schon auf die neue 
Unterkunft. Der Sozial-Ausschuß hat heuer zweimal 
die Möglichkeit, sich über den Zubau im Altenpflege­
heim Kindberg zu informieren und sich von der 

\ guten Unterbringung der Pfleglinge zu überzeugen. 
j Die Zimmer und die sanitären Einrichtungen im 
1 neuen Pflegeheim sind ein erfreulicher Anblick und 

die Pfleglinge, die in diesen neuen Zimmern unter-
I gebracht worden sind, sind über den Komfort sehr 
1 erfreut und dem Land Steiermark dankbar. 
1 Bei der a l lgemeinen Sozialhilfe unter Ansatz 
] 411/34 kann man ersehen, daß das Land Steier-
; mark für zirka 250 landesbefürsorgte Erwachsene 
j zu sorgen hat und außerdem für 650 Pflegekinder, 

die auf pr ivaten Pflegeplätzen untergebracht sind. 
\ Unter 4111,05 ist im Budget ein neuer Posten mit 
' 500.000 Schilling vorhanden. Dieser Beitrag soll an 

die Bezirksverbände entrichtet werden, die bereit 
• sind, in ihren Pflegeheimen Pflegeabteilungen ein-
; zurichten. 

Das Behindertengesetz, das vom Hohen Haus be-
] schlössen wurde, hat für die Betroffenen eine große 
| Hilfe gebracht. Abgesehen von der Eingliederung 

Beschäftigungstherapie, Persönlichenhilfe, Pflege­
geld — übrigens ist eine Novelle in Vorbereitung 
für das Hohe Haus — ist die erfreuliche Feststel­
lung zu machen, daß 75 Personen an einem ge­
schützten Arbeitsplatz in den Ämtern und Anstal­
ten des Landes untergebracht worden sind. 

Die Novelle des Blindenbeihilfengesetzes hat das 
Hohe Haus erst vor kurzem beschlossen und es 
wird ab dem 6. Lebensjahr die Blindenbeihilfe ge­
währt. Es werden daher voraussichtlich im Jahr 
1976 1175 Vollblinde und ebenso viele praktisch 
Blinde die Beihilfe beziehen. 

Die Altenurlaubsaktion ist bei unseren älteren 
Bürgern sehr beliebt. Im Jahr 1975 haben sich über 
2800 Personen daran beteiligt. Die Urlauber wur­
den in 23 Gaststätten und in 16 verschiedenen Or­
ten des Landes untergebracht. 
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Bei den Förderungsmaßnahmen „Soziale Hilfe" 
können wir ersehen, daß für die Unterbringung 
besonders kinderreicher Familien im Land Steier­
mark gemeinsam mit den Bezirksfürsorgeverbän­
den eine Reihe von Liegenschaften aufgekauft und 
an kinderreiche Familien weitergegeben wurden. 
Im J ahr 1975 sind insgesamt 52 Familien mit 558 
Kindern wohnversorgt worden. 

Bei der allgemeinen Wohnbauförderung sind im 
Budget Einnahmen mit 72,902.000 Schilling und Aus­
gaben mit 178,806.000 Schilling präliminiert. Für 
Förderungen nach dem Wohnbauförderungsgesetz 
sind Einnahmen in der Höhe von 1.355,532.000 Schil­
ling und Ausgaben in der Höhe von 1.520,532.000 
Schilling vorgesehen. Für die Förderung nach dem 
Wohnungsverbesserungsgesetz sind Einnahmen von 
18,678.000 Schilling veranschlagt und Ausgaben in 
der Höhe von 28,015.000 Schilling vorgesehen. 

Ich beantrage namens des Finanz-Ausschusses, 
das Hohe Haus möge den Budgetansätzen der 
Gruppe 4 seine Zustimmung geben. 

Präsident: Meine Damen und Herren! 
Um die Möglichkeit zu sichern, daß die zuständi­

gen politischen Referenten in jenen Gruppen ihr 
Schlußwort halten zu können, in denen mehrere 
politische Referenten budgetiert haben, schlage ich 
im Einvernehmen mit den Obmännern der in diesem 
Haus ver tretenen Parteien vor, die Spezialdebatte 
der Gruppe 4 zu teilen, und zwar soll im ersten 
Teil die soziale Wohlfahrt und im zweiten Teil die 
Wohnbauförderung behandelt werden. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? 
Das ist nicht der Fall. Wir beginnen daher mit 

dem ersten Teil der Gruppe 4 „Soziale Wohlfahrt". 
Zu Wort gemeldet hat sich die Frau Abgeordnete 

Bischof, ich erteile es ihr. 

Abg. Bischof: Herr Präsident, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! 

Wir kommen nun zu einer ruhigeren Phase, dies 
zeigt sich deshalb auch, weil die halben Bänke leer 
sind. Ich möchte mich in der Gruppe 4 besonders 
auf die Probleme der ä l teren Menschen konzentrie­
ren. Ein Fünftel der österreichischen Bevölkerung 
ist über 60 Jahre alt. Die besonderen Probleme und 
Ansprüche der älteren Menschen haben deshalb 
zunehmend an Interesse gewonnen. Die gestiegene 
Lebenserwartung, das im Durchschnitt frühere Aus­
scheiden aus dem Berufsleben und das langfristig 
steigende Niveau der Pensionseinkommen haben 
die Jahre ab 60 zunehmend mit den Attributen 
eines besonderen Lebensabschnittes ausgestattet. 

Der Fachbeirat für Sozialistik gab die Empfehlung, 
eine Erhebung über bestimmte Lebensverhältnisse 
der älteren Generation durchzuführen. Diese Erhe­
bung konzentrierte sich auf zwei sehr wichtige Pro­
bleme des Alterns, nämlich auf die schwindenden 
Kontakte mit der Umwelt und auf die Gefahr der 
Vereinsamung in den letzten Lebensjahren. Und auf 
diese Probleme möchte ich später eingehen. 

Zuerst möchte ich aber doch festhalten: In der 
Sozialpolitik nehmen wir als Sozialisten in An­
spruch, daß wir uns seit vielen Jahrzehnten erfolg­
reich bemüht haben, schrittweise voranzukommen, 
um allen Bürgern unseres Staates soziale Sicherheit 
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im Alter und in den Wechselfällen des Lebens zu 
geben. Wir haben durch eine Anpassung der Pen>-
sionsdynamik und zusätzliche Erhöhung der Aus­
gleichszulage sowie der Kriegsopferrenten und der 
Kleinstrenten die Lebensbedingungen unserer alten 
und hilfsbedürftigen Mitbürger sehr entscheidend 
verbessert, denn gerade Armut würde die Alten be­
sonders hart treffen. Wenn hier von ÖVP-Seite 
versucht wurde, vor der Nationalratswahl unsere 
älteren Mitbürger zu verunsichern mit der Parole 
„Die Pensionen sind in Gefahr, es gibt kein Geld 
für deren Auszahlung" dann hat die österreichische 
Volkspartei von unseren Pensionisten am 5. Okto­
ber dieses Jahres bei der Stimmabgabe die nötige 
Antwort erhalten. 

über unsere Initiative wurde ein Landesalten­
plan erstellt und ist das wichtigste Gesetz in der 
Sozialfürsorge, das Sozialhilfegesetz, derzeit in Par­
teienverhandlungen. Wir wünschen und hoffen sehr, 
daß es bald in den Landtag eingebracht und Ge­
setz wird. Allen Menschen, die der Hilfe bedürfen, 
soll durch dieses Gesetz Hilfe zuteil werden. Für 
die Lage der älteren Menschen entscheidend sind 
nicht nur die Kontakte mit Kindern und anderen 
Angehörigen — die Kontakte mit Enkelkindern 
spielen hier eine besondere Rolle —, sondern ist 
es auch die Intensität von Kontakten mit Personen 
aus dem Bekanntenkreis und Kontakte, die sich 
durch Gemeinschaftseinrichtungen ergeben. Gerade 
der Entwicklung der Pensionistenklubs wird hier 
größte Bedeutung beigemessen. Den Klubs kommt 
im Rahmen der gesellschaftlichen Altenhilfe vor 
allem deshalb eine wichtige Stellung zu, weil hier 
durch das Beispiel Gleichaltriger und durch die 
sozialen Kontakte mit Altersgenossen am ehesten 
das Interesse an der Wiederaufnahme früherer Tä­
tigkeiten oder an neuen Beschäftigungen geweckt 
werden kann. Eine ähnliche Aufgabe erfüllen auch 
die Altentreffpunkte in den Gemeinden, die vielen 
Veranstaltungen für die ältere Generation, die sie 
auch oft mit der jungen Generation zusammenführen 
und die Gemeinschaftsfahrten der Pensionistenver­
einigungen. Im Rahmen der Kontakte und Begeg­
nungen kommt deshalb der Altenurlaubsaktion eine 
große Bedeutung zu, die vom Sozialreferenten 1965 
eingeführt wurde. Auch 1975 konnten wieder 2850 
alte Menschen einen zweiwöchigen, kostenlosen 
Urlaub verbringen. Leider sind auch hier finanzielle 
Grenzen gesetzt. Insgesamt werden vom Land Stei­
ermark, dem Magistrat Graz und den Bezirksfür­
sorgeverbänden dafür 4,5 Millionen Schilling in die­
sem Jahr aufgewendet. Im Jahr 1965, als mit dieser 
Aktion begonnen wurde, waren es 900 Personen 
und bisher einschließlich 1975 sind es schon über 
18.000 Menschen, die diesen Urlaub verbringen 
konnten. Seit Beginn des Altenurlaubes wurden 
insgesamt über 19 Millionen Schilling aus Fürsorge­
mitteln aufgebracht. Wie weit wir hier voraus sind, 
zeigt die Tatsache, daß sich andere Bundesländer 
erst mit Versuchen einer Altenurlaubsaktion be­
schäftigen. Nicht zu übersehen ist bei dieser Aktion 
auch die Bedeutung für die steirische Fremdenver­
kehrswirtschaft in der Vor- und Nachsaison. Ins­
gesamt 23 Gastwirte aus verschiedenen günstig ge­
legenen Orten der Steiermark erhielten persönlich 

vom Sozialreferenten die Zuteilungen und wurden 
mit dieser Aufgabe betraut. Die Gastwirte lobten 
die bisherige, gute Zusammenarbeit und brachten 
einhellig zum Ausdruck, daß sie auch in Zukunft 
an einer Mitarbeit an der Altenurlaubsaktion größ­
tes Interesse haben. Tausende Briefe beweisen hier 
dem Landesrat, daß hier eine soziale Tat gesetzt 
wurde, die unseren alten~Menschen nicht nur Erho­
lung, sondern auch Freude bringt und einer mög­
lichen Vereinsamung erfolgreich entgegenwirkt. Die­
se Aktion ist aber ebenso ein Dank und eine An­
erkennung des Landes an die ältere Generation. 

Aber auch die Frage der Gesundheit bildet ein 
Hauptproblem des Alterns. Von der gesundheit­
lichen Verfassung hängt auch die Kontaktmöglich­
keit älterer Menschen ab. Während von den 60- bis 
65jährigen Menschen noch 64 Prozent ihren Gesund­
heitszustand als sehr gut beurteilen, waren es bei 
den 80jährigen nur mehr 32 Prozent. Es ist deshalb 
auch die Schaffung von Heimen und Pflegestätten 
für unsere älteren Menschen eine wichtige Aufgabe 
der Sozialpolitik. So lange ältere Menschen vom 
Gatten, von Kindern oder anderen Angehörigen ge­
pflegt werden können, übersteigen die Anteile der 
Personen, die eine Unterbringung in einer Anstalt 
anstreben, nie 2 Prozent. In den Fällen aber, in 
denen nur sonstige Personen, oder niemand zur 
Betreuung verfügbar ist, wollen bis zu 6 Prozent 
in ein Altersheim. Der Wunsch nach Übersiedlung 
in ein Heim hängt nicht allein vom Alter, sondern 
auch vom gesundheitlichen Befinden und von der 
Vereinsamung ab. Deshalb unterhält das Land Stei­
ermark vier Landesaltenpflegeheime. Am 5. Juni 
dieses Jahres fand die Grundsteinlegung für das 
neue Landesaltenpflegeheim in Mautern statt. Bis 
jetzt wurden für diesen Bau Rechnungen in der 
Gesamtsumme von 8,4 Millionen Schilling bezahlt. 
Beim Landesaltenpflegeheim Kindberg wurde der 
Bauteil 2 im Rahmen einer Eröffnungsfeier am 
24. September dieses Jahres feierlich übergeben. In 
diesem Neubau stehen nun 50 Betten in modern 
eingerichteten Ein- und Zweibettzimmern zur Ver­
fügung. Der Ausbau der Bauteile 1 und 3 wird fort­
gesetzt. Ebenfalls sind für die Landesaltenpflege­
heime Knittelfeld und Radkersburg Zubauten vor­
gesehen. Insgesamt sind in diesen vier Heimen 
710 Pfleglinge untergebracht, werden dort vorbild­
lich betreut und gibt es zur Abwechslung der Heim­
insassen die verschiedensten Veranstaltungen wie 
Ausflüge und Feiern; besonders hervorzuheben 
wäre die 90-Jahr-Feier in Ehrnau. 

Sehr begrüßt wird das steirische Altenhilfswerk, 
das unser Sozialreferent mit Caritasdirektor Thiel 
und verschiedenen Institutionen in diesem Jahr neu 
ins Leben gerufen hat. Die grüne Mark leistet hier 
wieder einmal Pionierarbeit für ganz Österreich. 
Das Altenhilfswerk will alten Ehepaaren, aber aueh 
alleinstehenden alten Menschen dienen, um ihnen 
möglichst lange das Verbleiben in ihrer Wohnung 
und die Führung eines eigenen Haushaltes zu er­
möglichen. Graz hat eine Fachschule für Altenpflege 
erhalten, 16 Schülerinnen befinden sich bereits im 
ersten Lehrgang. Ausgebildete Altenhelferinnen 
und -helfer sollen in der ganzen Steiermark bei 
Krankheit oder Gebrechlichkeit stunden- oder tage-
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weise die wichtigsten Hilfsdienste leisten. Die Dien­
ste des Altenhilfswerks werden vergleichbar den 
Leistungen der Familien nach der sozialen Bedürf­
tigkeit des Empfängers gestaffelt verrechnet. Mit 
Mut und Sachkenntnis haben sich hier die Verant­
wortlichen in ein Experiment ohne Vorbild gestürzt. 
Der Erfolg mit der Familienbeihilfe läßt die 
Verantwortlichen aber hoffen, daß auch diese so­
ziale Aufgabe mit dem Altenhilfswerk ebenso ge­
lingt. Presse, Rundfunk und Fernsehen könnten viel 
dazu beitragen, daß Vorurteile der Gesellschaft ge­
genüber der äl teren Generation abgebaut werden. 
Wenn aber die Journalisten der sogenannten unab­
hängigen Presse den Landtagssitzungssaal verlas­
sen, wenn zum Beispiel die Novelle zum Blinden-
beihilfengesetz beschlossen wird, dann erweisen 
diese hier keinen guten Dienst und auch jetzt ist 
die unabhängige Presse nicht an ihrem Platz. 

Abschließend möchte ich sagen, die Gesellschaft 
ist verpflichtet, die Hauptlast der Sorge dafür zu 
t ragen, daß die Menschen unserer Tage auch im 
Alter Menschen bleiben und menschenwürdig le­
ben können. Alt werden ist Schicksal, dem niemand 
entgeht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Zum Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Prof. Dr. Eichtinger. Ich erteile es 
ihm. 

Abg. Prof. Dr. Eichtinger: Hohes Haus, meine sehr 
verehr ten Damen und Herren! 

Wenn meine geschätzte Vorrednerin an dieses 
Rednerpult herantritt , weiß man von vornherein, 
daß sie sehr l iebenswürdig aber sehr bestimmt be­
hauptet, alles was in diesem Land an Sozialem ge­
schieht, hat die SPÖ gepachtet, hat sie gemacht. 
Meine Damen und Herren, das entspricht überhaupt 
nicht den Tatsachen, weder heute, noch gestern, 
noch morgen. Und ich werde versuchen, Ihnen zu 
beweisen, daß ich recht habe. In der Sozialpolitik 
können nicht nur die Sozialisten, sondern auch wir 
den Anspruch erheben, daß wir zumindest gemein­
sam alle sozialen Probleme dieses Landes gelöst 
haben. Das möchte ich einmal voranstellen, aber 
dann trotzdem versuchen zu zeigen, wo unser Bei­
t rag bei diesem Problem liegt. 

Nun hat die Frau Kollegin gesagt, durch die Ar­
mut werden die Alten besonders har t getroffen. Das 
ist selbstverständlich voll und ganz zu unterstrei­
chen. Nur was heute in der „Neuen Zeit" drinnen-
gestanden ist unter dem Bild unseres Kollegen 
Dr. Dorfer: „Armut bekämpfen ist Hochmut, Hilfe 
für die mittelfristige Wirtschaft ist besser", 
meine Damen und Herren, das ist eine Unwahrheit , 
die 'hier geschrieben wurde. So hat es unser Kol­
lege Dr. Dorfer nicht formuliert und hier muß ich 
sagen, das ist auch von einem Journalisten nicht 
in Ordnung, wenn er auf diese Art und Weise sei­
nen Lesern berichtet. Da liegt nämlich überhaupt 
keine Fairneß drinnen, man könnte ja auch Um­
kehrschlüsse ziehen über manche Passagen, die 
heute in der „Neuen Zeit" über unseren General­
redner drinnenstehen. 

Wenn man die soziale Situation der österreichi­
schen Bevölkerung objektiv untersucht, s teht man 

eigentlich noch heute vor der sehr erschütternden 
Tatsache, daß sich, meine Damen und Herren, noch 
allzu viele Mitbürger am Rande des Existenzmini­
mums bewegen und daß es noch unerhört viel 
Armut in unserem Lande gibt. Das bedeutet, daß 
der Kampf gegen die Armut bisher wenig erfolg­
reich war, obwohl die sozialistische Regierung mit 
unerhört großen Versprechungen an die Bevölke­
rung herangetreten ist. Noch immer beziehen Hun-
tert tausende die Mindestrente, ist das Los der Für­
sorgerentner unbefriedigend und sind sich alle So­
zialdenkenden darüber einig, daß man die bäuer­
lichen Zuschußrentner nicht mehr länger ihrem trost­
losen Schicksal ausliefern darf. Mit einem einfachen 
Satz gesagt: Die Armen in Österreich sind leider 
vielfach ärmer geworden. (Abg. Premsberger: „Das 
stimmt nicht!") Die abgegoltenen Inflationsprozente 
nehmen sich optisch ja recht gut aus, im Grunde 
genommen bleiben aber viele auf dem Existenz­
minimum sitzen, sie bleiben, mit einem Wort gesagt, 
auch unter dieser Regierung hoffnungslos zurück. 
Sie brauchen nur einmal das Gespräch mit dieser 
Bevölkerungsgruppe suchen, Sie brauchen nur ein­
mal schauen, wie diese Bevölkerungsgruppen heute 
noch leben müssen, dann werden Sie das selbst 
bestätigen. 

Aber um so erfreulicher, meine Damen und Her­
ren, ist die Tatsache, daß mit den heutigen Budget­
beschlüssen in der Gruppe 4 viele steirische Fami­
lien eine wesentliche Hilfe erhalten werden. Der 
Kreis der Bezieher von Blindenbeihilfen und Pflege­
geld wird wesentlich erweitert, da der Bezug nun 
ab dem 6. Lebensjahr möglich sein wird. Der Herr 
Berichterstatter ha t ja darüber schon sehr einge­
hend Bericht erstattet. 

Nun finde ich, daß die von uns erst kürzlich be­
schlossene Vorlage bei dieser Blindenbeihilfe doch 
einige Wermutstropfen enthält, und das hat bei die­
ser Sitzung bereits der Herr Kollege Ing. Turek 
aufgezeigt, weil er sich fragte, was geschieht eigent­
lich für die, die ab dem 6. Lebensjahr eine Schule 
besuchen. Es ist ja auch für die blinden Kinder die 
Schulpflicht gegeben. Nun haben mir Fürsorge­
beamte erklärt, daß die Blindenbeihilfe und das 
Pflegegeld nur für Kinder gegeben werden, die sich 
in keiner Anstalt befinden. Das bedeutet mit ande­
ren Worten, so lege ich das aus, daß Kinder — und 
die meisten steirischen Kinder besuchen die Odilien-
Blindenanstalt — bzw. die Eltern dieser Kinder 
diese Beihilfe nicht erhalten werden. Das trifft in 
dieser Anstalt e twa 60 Kinder, dazu kommen noch 
etwa 27 Berufsschüler. Nun, wie geschieht das der­
zeit? Laut Auskunft eines Fürsorgebeamten ver­
rechnet derzeit das Heim pro Schüler einen monat­
lichem Beitrag von e twa 4500' Schilling. Dieser Bei­
t rag wird vom Land direkt an die Odilien-Blinden-
anstalt überwiesen. Nun werden vom Land von 
vornherein 50 Prozent abgestrichen, und zwar für 
alle. Bei den anderen ist es so, daß beim Ansuchen 
der Eltern auf Grund ihrer sozialen Situation, des 
Familienstandes und finanzieller Belastung der end­
gültige Beitrag errechnet wird. Aus Erfahrung kann 
man sagen, daß man hier sehr großzügig ist und 
allen eine wei tere Hilfe gewährt wird. 
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Da sich dieser Beschluß meiner Meinung nach 
praktisch so auswirkt, daß wir uns hier einiges er­
sparen werden, möchte ich jetzt schon anmelden 
Und den Hohen Landtag ersuchen, daß wir bei die­
ser Grenze, beim 6. Lebensjahr, nicht stehenblei­
ben, daß wir, wo es geht, noch zurückgehen und 
vielleicht bereits in den heutigen Ansätzen die 
dazu notwendigen Mittel auch finden werden. 

Nun gibt es bisher für blinde oder praktisch 
blinde Kinder keine Meldepflicht. Trotzdem, meine 
Damen und Herren, kann ich nicht verstehen, daß 
man nicht schon längst alles unternommen hat, 
um diesen Kreis endgültig zu erfassen. Es wird zwar 
bei den Debatten und auch heute immer wieder 
gefordert, daß man etwas unternehmen soll, doch 
ist meiner Meinung nach bisher viel zu wenig ge­
schehen. Es müßte doch im Zusammenwirken von 
Schule, Ärzten, Finanzamt und Gemeinden mög­
lich sein, daß man eine einigermaßen genaue Erfas­
sung erreicht. Wenn dann die notwendige Aufklä­
rung über die vielen Möglichkeiten der steirischen 
Sozialhilfe erfolgt, werden auch die sogenannten 
Dunkelziffern zum größten Teil verschwinden. Mit 
einem Wort — und das wage ich hier zu sagen —, 
die Aufklärung bei allen Problemen der Sozialhilfe 
ist mangelhaft. Wenn meine VorredneTin früher 
betont hat, daß die unabhängigen Journalisten' bei 
der Beschlußfassung des Blindengesetzes oder auch 
früher, als sie hier gesprochen hat, nicht anwesend 
waren, so möchte ich sagen, falls es wirklich so 
war, ist es bedauerlich, aber man kann trotzdem 
alles versuchen, auch nach einer Sitzung mit den 
Journalisten ein Gespräch zu führen und man muß 
dieses Gespräch, nachdem schon die unabhängigen 
Journalisten zitiert wurden, eben öfter suchen und 
Sie können mir glauben, man wird seitens der 
Journalisten auch diesen Problemen die hotwen­
dige Aufmerksamkeit schenken. 

Noch einmal bitte, seitens des Amtes der Landes­
regierung oder des politischen Referenten, des ge­
schätzten Herrn Landesrat Gruber, müßte doch 
noch mehr unternommen werden. Und warum? 
Schon vor der Herabsetzung des Pflegegeldes und 
der Blindenbeihilfe auf das 6. Lebensjahr bestand 
ja bereits die Möglichkeit, zahlreiche Hilfeleistun­
gen zu erhalten wie Heilbehandlungen, Zuschüsse 
zu den Fahrtkosten, orthopädische Schuhe, Roll­
stühle usw. Da man bei, den Fahrtkosten meine: 
Meinung nach zu wenig großzügig war, wurde von 
der ÖVP-Fraktion schon vor längerer Zeit auch der 
Antrag gestellt, die Fahrtkosten für jene geistig 
und körperlich behinderten Kinder, für die ein Schul­
besuch nur dann möglich ist, wenn sie von den 
Eltern mit dem eigenen Fahrzeug zur Schule ge-' 
bracht werden, zu übernehmen. Ich habe diesen 
Antrag damals gestellt, weil ich erfahren konnte, 
daß man einem Arbeiter, der für ein debiles Kind 
und zwei Lehrlinge zu sorgen hatte, bei einem mo­
natlichen Einkommen von 7000 Schilling einen mo­
natlichen Unterhaltsbeitrag von 800 Schilling zu­
mutete. Weil man ihm diese 800 Schilling zumutete, 
bekam er keine Beihilfe. Als letzte'Lösung hat es" 
dann den Krainer-'Fonds gegeben, wodurch auch 
solche Familien Gott sei Dank noch eine Hilfe er­
halten. Soviel ich aber — das muß ich objektiver­

weise sagen — erfahren habe, wird das jetzt groß­
zügiger gehandhabt und mit der Herabsetzung des 
Pflegegeldes und der Beihilfen auf das 6. Lebensjahr 
wird sich ja manches noch mehr zum Besseren wen­
den. 

Noch einmal zur Information: Die Frau Kollegin 
hat früher — ich möchte sagen — von dem begrü­
ßenswerten Experiment gesprochen, Eltern behin­
derter Kinder auf einen 14tägigen Urlaub einzula­
den, der damit verbunden ist, daß auch Ärzte und 
Spezialisten) Vorträge halten. Wenn sich dazu im 
Jahre 1974 nur 14 Familien gemeldet haben, so ist 
das irgendwie erschütternd und wiederum ein Bei­
spiel für die mangelhafte Aufklärung. 

Nun habe ich hier noch ein Problem, das ist die 
künstlerische Ausgestaltung der Heime. Wenn man 
das neue AHenheim, diesen Zubau in Kindberg be­
trachtet, wird man aufmerksam gemacht, daß sich 
an einer Wand ein Kunstwerk befindet. Wenn man 
hinschaut, bemerkt man, daß dort in die Betonwand 
in runden Kreisen zahlreiche Rohre eingegipst wur­
den. Na ja, um 200.000 Schilling, oder etwas mehr, 
hat man dieses Kunstwerk schaffen lassen und 
alle stehen da — von den Insassen des Heimes 
möchte ich gar nicht reden — aber von den Be­
suchern, die da kommen, die stehen ratlos da und 
fragen sich, ja was ist das eigentlich. Wie damals 
der zweite Teil eröffnet wurde — übrigens vor der 
Wahl natürlich, ist eh ganz klar —, da habe ich 
mir gedacht, probierst es einmal, was die anderen 
dazu sagen. Keiner hat eine Auskunft geben kön­
nen und jeder war innerlich empört, daß man für 
so etwas diese Summe ausgibt. In letzter Zeit, 
Herr Landesrat, spricht es sich in Kindberg herum, 
daß das Kunstwerk bereits einen Namen erhalten 
hat, nämlich die „Gruber-Orgel". Herr Landesrat, 
ich möchte Sie bitten, daß wir nicht noch mehr 
solche „Gruber-Orgeln" errichten, sondern, wenn 
wir so ein Kunstwerk schaffen, bitte, dann möchte 
ich schon ersuchen, daß man vorher doch prüft, ob 
man dieses Werk vollenden lassen soll. Bitte Frau 
Kollegin. (Abg. Bischof. „Dieses Kunstwerk stammt 
von einem Lehrer, Herr Abgeordneter!") Ja, das 
sagt ja nichts, Frau Kollegin, das sagt mir über­
haupt nichts, dieses Kunstwerk mag von mir aus 
woanders stehen, aber hier an diesem Platz be­
stimmt nicht; da spielt auch der Beruf keine Rolle. 
Es kann auch ein Sozialist oder ÖVPler oder FPÖler 
sein, ich würde das gleiche sagen, Frau Kollegin, 
weil hier paßt es wirklich nicht' hin. Die Experten 
allein über ein solches Kunstwerk in Altersheimen 
oder auch auf Straßen und Plätzen entscheiden zu 
lassen, ist genauso problematisch wie eine^Volks­
abstimmung darüber. Besser wäre es, daß man vor­
her eine Diskussion der Beteiligten durchführt, denn 
schließlich soll das Kunstwerk ja kein ungeliebtes 
oder manchesmal sogar gehaßtes Denkmal werden. 
So haben wir halt ein kleines Ärgernis bekommen, 
und ich kann mir vorstellen, daß sich die Insassen 
und Besucher dort mit diesem Werk wahrscheinlich 
nie abfinden werden. 

Nun muß ich noch etwas sagen: Der Herr Präsi­
dent Ileschitz ist leider nicht da, aber er hat das 
kommende Sozialhilfegesetz deshalb ganz besonders 
herausgestrichen, weil es allen Arbeitnehmern spür­
bare Erleichterungen bringt und hat sich dann sehr' 
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artig verneigt zum Herrn Landesrat Gruber, der 
hier bei diesem Gesetz derartige Initiativen ent­
wickelt hat. Und dazu muß ich eine Klarstellung 
bringen. Wenn man nämlich dieses Sozialhilfegesetz 
und den Werdegang anschaut, dann müssen auch 
Sie, meine Damen und Herren von der sozialisti­
schen Fraktion, zugeben, die Initiative ist nicht 
vom Herrn Landesrat ausgegangen (Abg. Grätsch: 
„So eine Frechheit!"), sondern die Initiative ist von 
den Abgeordneten hier unten ausgegangen und der 
Motor dazu war speziell unsere Frau Kollegin Jam-
negg, das möchte ich hier feststellen. (Beifall bei 
der ÖVP. — Abg. Grätsch: „Die Verneigung bitte!") 

Dann darf ich Ihnen noch eines berichten, meine 
Damen und Herren. Wir haben heute das Jahr 1975 
und hier habe ich einen Antrag vom 10. Juni 1969. 
In diesem Antrag verlangen ÖVP-Abgeordnete die 
Erlassung eines neuen — damals haben wir noch 
vom Fürsorgegesetz gesprochen — Fürsorgegesetzes 
durch das Land Steiermark, und zwar deshalb, weil 
von Seiten der Bundesregierung nicht beabsichtigt 
war, ein Fürsorgegrundsatzgesetz einzubringen. 
Meine Damen und Herren, weil sich eben nichts 
gerührt hat, ist die ÖVP-Fraktion munter gewor­
den, hat immer wieder gefordert und hat den An­
trag gestellt und, meine Damen und Herren von der 
Sozialistischen Partei, haben wir sie auch in Schwung 
gebracht. Und das ist ja das Schöne, nicht wahr. 
Jetzt haben auch Sie einen Antrag eingebracht 
und jetzt, wenn wir dann nach längeren Beratun­
gen zur Beschlußfassung kommen werden — ich 
sage es heute schon —, dann werden wir uns über 
ein gemeinsam beschlossenes Gesetz, das der stei-
rischen Bevölkerung ganz besonders entgegen­
kommt, freuen. Wenn man noch die sozialistischen 
Initiativen nimmt, meine Damen und Herren, ich 
habe mir das so herausgeschrieben vom Februar 
1972 bis zum 25. Juni 1975, dann kann ich Ihnen 
wirklich mit Fug und Recht sagen, die Sozialhilfe 
haben wirklich nicht Sie gepachtet, die meisten An­
träge stammen Gott sei Dank von uns. (Unverständ­
liche Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das ist ein Beweis 
dafür, daß wir für die Sozialanliegen dieser steiri-
schen Bevölkerung ein ganz besonderes Herz ha­
ben und es uns ein ganz besonderes Anliegen ist. 
Das einmal zu diesem Sozialhilfegesetz. Jetzt muß 
ich ein bißerl polemisch werden. (Abg. Grätsch: 
„Das war polemisch!") Aber nein, das waren Tat­
sachen, da wa r ja gar keine Polemik, ich bringe 
ja Ihre Leistungen selbstverständlich auch. Wenn 
man in der „Neuen Zeit" schreibt, daß das beson­
ders den bedürftigen Arbeitnehmern wesentliche 
Verbesserungen bringt, dann muß ich sagen, dann 
haben Sie diesen Arbeitnehmern jahrelang diese 
wesentlichen Verbesserungen schon vorenthalten 
und das ist nicht besonders erfreulich. (Abg. Zinka-
nell: „Das ist tatsächlich polemisch!") 

Nun möchte ich noch für Herrn Präsident Ile­
schitz eine Richtigstellung bringen. Es l iegt mir am 
Herzen, sind Sie mir nicht böse Herr Präsident. 
Aber Sie haben so lieb gesagt, das Arbeitsmarkt­
förderungsgesetz ist ein Segen, eine soziale Groß­
tat, beschlossen von der SPÖ, belächelt von der 
ÖVP. Herr Präsident, zur Klarstellung eines: Dieses 
Arbeitsmarktförderungsgesetz wurde unter der 

Alleinregierung der ÖVP beschlossen (Abg. Prems­
berger: „Sagen Sie auch, wieviel Geld damals zur 
Verfügung stand!") Das war ein Segen für die 
österreichischen Arbeitnehmer und ich möchte Sie 
bitten, falls Sie in Ihrem Bereich Vorträge halten, 
Herr Kollege, bringen Sie die Tatsache, daß das 
Gesetz unter der ÖVP-Alleinregierung beschlossen 
wurde. (Beifall bei der ÖVP.) Wir freuen uns dar­
über. Herr Präsident, bitte. (Abg. Ileschitz: „Es war 
ein langer Weg, den die Gewerkschaft und die 
Arbeiterkammer gehen mußten, bis es soweit war. 
Vorher wurden wir belächelt!") Nein, Herr Prä­
sident, da waren wir initiativ. (Abg. Jamnegg: „In­
itiative der ÖVP!" — Abg. Ileschitz: „Jahrelange 
Initiative des ÖGB!") Sogar der Herr Weissenberg, 
ich erinnere mich noch, hat damals die ÖVP ge­
lobt, als dieses Gesetz beschlossen wurde, Also eine 
Sozialinitiative, Herr Präsident, von unserer Seite. 
(Abg. Premsberger: „Ich frage Sie, wieviel Geld 
stand damals zur Verfügung?" — Abg. Ileschitz: 
„Jetzt sagen Sie, Sie waren die Geburtshelfer!") 
Nein, wir waren die, die das Gesetz geboren haben. 
(Unverständliche Zwischenrufe der SPÖ.) Geholfen 
haben Sie dann auch. Das ist fein. (Abg. Prems­
berger: „Ein Gesetz ohne Geld hilft gar nichts! Wie­
viel Geld stand damals zur Verfügung?") Auch dazu, 
Herr Kollege Premsberger, eine Antwort . Sie ver­
dienen diese Antwort: Damals dürften so ungefähr 

— Sie können mich jetzt verbessern, das ist näm­
lich in diesem Haus schon einmal gebracht worden 
— etwas über 400 Millionen Schilling zur Verfü­
gung. (Abg. Ileschitz: „280 Millionen Schilling!" — 
Abg. Premsberger: „Das wäre wünschenswert ge­
wesen!") Herr Präsident, ich habe gesagt, mir sind 
die Ziffern nicht in Erinnerung, aber wissen Sie, 
in der Zeit der ÖVP-Regierung mußte ja gar nicht 
so viel drinnen sein, weil die Inflation nicht so groß 
war und der Sozialminister hat ganz genau ge­
wußt, warum er diese Höhe hineingibt. Er hat es 
den Wählern ja nicht gesagt, aber man hat schon 
gewußt,-was auf diese Bevölkerung zukommt. Und 
auch davon haben wir heute schon gesprochen. (Un­
verständliche Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Zum Abschluß: Der Herr Abgeordnete Dr. Stre-
nitz hat zum Kindergartenförderungsgesetz gespro­
chen. In der „Neuen Zeit" steht es heute auch wie­
der drinnen, das ist — ich muß es noch einmal 
sagen — dieser Nulltarif. Hier möchte ich noch 
einmal eine Klarstellung bringen: Unsere Meinung 
ist die, meine Damen und Herren von der soziali­
stischen Fraktion: Zuerst müssen alle steirischen 
Kinder einen Platz bekommen, ob sie in der Ober­
steiermark, in der Weststeiermark oder in der Ost­
steiermark leben, das ist vollkommen egal; ob die 
Gemeinde — Herr Dr. Strenitz, Sie haben das auf­
gezählt — von der SPÖ, ÖVP oder FPÖ geführt 
ist, das ist auch egal, entscheidend ist die Bevölke­
rung und entscheidend sind die Kinder, die dort 
leben. Wenn ich einen Ort aus dem Bezirk Mürz-
zuschlag nehme, und ich greife Mürzsteg heraus, 
eine Gemeinde, die ein geringes Steueraufkommen 
hat, dann möchte ich Sie fragen, wann sollen denn 
die einen Kindergarten bekommen? Da haben Sie 
kein Herz, haben Sie keine Solidarität, da müßten 
Sie diese beweisen. (Abg. Premsberger: „Von der 



688 16. Sitzung des Steierm. Landtages, VIII. Periode — 10., 11. und 12. Dezember 1975 

Solidarität brauchen Sie gar nichts sagen!") Deshalb 
sage ich Ihnen eines: Sie haben doch versucht, die 
Landtagswahlen mit dem Kindergartengesetz zu 
gewinnen, aber die Bevölkerung hat bewiesen, daß 
sie unseren Argumenten gefolgt ist, und um jetzt 
auf den Herrn Dr. Strenitz zurückzukommen, daß 
sie nicht sozialdemokratisch denkt, sondern sozial. -

Und da ist ein wesentlicher Unterschied. (Beifall 
bei der ÖVP.) Wenn wir hier diese Klarstellungen 
bringen mußten, meine Damen und Herren, so des­
halb, weil es ja letzten Endes nicht angeht, daß 
man Dinge derart verzerrt. Eine Objektivität muß 
schon im Interesse unserer Bevölkerung vorhanden 
sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Univ.-Prof. Dr. Koren: Zu Wort gemel­
det ist der Herr Abgeordnete Sponer. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abg. Sponer: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Wenn ich ähnlich beginnen darf wie der Kollege 

Eichtinger (Abg. Pölzl: „Ist erlaubt!"), so muß ich 
sagen, jedesmal wenn die Vorrednierin zu diesem 
Kapitel, und in den letzten drei Jahren War es die 
Frau Kollegin Bischof, dieses Rednerpult verläßt, 
dann kommt bestimmt jemand von der ÖVP — in 
den vergangenen zwei Jahren war es die Frau Kol­
legin Jamnegg (Abg. Jamnegg: „Ich komme schon 
wieder!"), heuer waren es Sie, Herr Kollege Eich­
tinger —, der behauptet , daß bei der Behebung 
von Problemen oder daß in der Sozialgesetzgebung 
immer die ÖVP-Vertreter wie auch die SPÖ-Ver­
treter gemeinsam diese Gesetze beschlossen haben. 

Ich könnte heuer wieder, zum dritten Mal, die Ant­
wort geben wie im vorvorigen Jahr und wie im 
vorigen Jahr. (Abg. Pölzl: „Wir glauben es aber 
trotzdem noch immer nicht!") Das nehme ich an, 
vielleicht war es zu wenig überzeugend oder viel­
leicht wollen Sie es nicht verstehen. Aber wenn 
wir noch einen Schritt weiter zurückgehen, Herr 
Kollege Pölzl, dann muß ich Ihnen eines sagen — 
das betrifft zwar jetzt nicht Sie, weil Sie nicht bei 
dieser Organisation, nämlich beim ÖAAB sind -—: 
Zu dem Zeitpunkt, als es darum gegangen ist, für 
die Arbeitnehmer in diesem Lande die ersten Schrit­
te in der Sozialgesetzgebung einzuleiten, zu diesem 
Zeitpunkt hat es keinen ÖAAB gegeben, zu diesem 
Zeitpunkt hat es aber schon wohl eine sozialdemo­
kratische Partei und Gewerkschaften gegeben, die 
sich dieser Menschen angenommen haben. Das 
möchte ich doch einmal k lar hier unterstreichen. 
(Beifall bei der SPÖ. — Abg. Jamnegg: „Aber eine 
christliche Gewerkschaft hat es gegeben!" •— Abg. 
Ing. Stoisser: „Wie ist das heute? Ist das eine sozia­
listische oder e ine sozialdemokratische Partei?") 
Eine sozialdemokratische, ja. Aber ich gebe Ihnen 
Gelegenheit, auch die Unterlagen nachzulesen, Sie 
werden merken, es stimmt alles. (Abg. Schrammel: 
„Das war jetzt ein Ausrutscher!") — Abg. Ing. Tu-
rek: „Der offizielle Firmenname lautet anders!") 

Meine Damen und Herren! Die Behindertenhilfe 
ist heute eines der dringendsten und aktuellsten 
Probleme der gegenwärtigen Sozialpolitik. Der öster­
reichischen Sozialpolitik ist es eigen — das ist gut so 

—, daß die Hilfen der Gemeinschaft auf Grund von 
Gesetzen in Erfüllung individueller Rechtsansprüche 
gewahrt werden. Gradmesser für das soziale Den­
ken einer Gesellschaft ist ihre Einstellung zu ihren 
schwächstem Gliedern. Leider haben wir auch in 
der Steiermark so bedauernswerte Menschen, vom 
Kind bis zum Greis. Aber ebenso bedauernswert 
wie die Betroffenen sind auch deren Eltern bzw. 
deren Familienangehörige. Ein Lichtblick in der 
Finsternis des Schicksales dieser Menschen ist — 
und das kann ich erfreulicherweise feststellen —, 
daß das Land Steiermark unter Führung des zu­
ständigen Referenten Landesrat Gruber eine Reihe 
von Maßnahmen gesetzt hat, um diesen Menschen 
ihr schweres Los etwas zu erleichtern. (Abg. Ing. 
Turek: „Weihrauch!") So konnte im Jahre 1965 
der Betrieb im, vom Land Steiermark angekauften 
und instandgesetzten, Moreeschlößl bei Tobelbad 
aufgenommen werden. Ungefähr 30 cerebral ge­
störte Kinder und Jugendliche haben dort bis jetzt 
Aufnahme gefunden. Die Steirische Vereinigung 
zugunsten behinderter Kinder und Jugendlicher 
führt dieses Moreeschlößl als Schule und Internat. 
Für die hörbehinderten Kinder und Jugendlichen 
werden die Räumlichkeiten in der Landesausbil­
dungsanstalt wieder zu klein. Wi r haben voriges 
J ah r und vorvoriges Jahr dieses Problem behan­
delt, und wie nun feststeht, sind nun die Räumlich­
kei ten bereits wieder zu klein geworden. Ich darf 
ganz kurz in Erinnerung rufen: Obwohl im vorigen 
J ahr ein Schulneubau mit acht Klassenzimmern, 
einem Mehrzweckraum und den nötigen Neben­
räumen mit e inem Kostenaufwand von immerhin 
6,2 Millionen Schilling geschaffen wurde, ist für 
Anfang 1976 bereits wieder geplant, einen ehemali­
gen Werkstät tenraum für den Kindergarten zu adap­
tieren. Doch auch mit dem Adaptieren dieses ehe­
maligen Werkstätteniraumes ist der Platzmangel 
noch nicht behoben, denn es mußte festgestellt wer­
den, daß die Anmeldungen für den Sonderkinder­
garten ständig im Steigen begriffen sind. Ich darf 
dazu noch ergänzen, daß in der Landesausbildungs­
anstalt für hörgeschädigte Kinder und Jugendliche 
ein Sonderkindergarten, eine Sonderschule, eine als 
Privatschule geführte Haushaltungsschule, ein Inter­
nat für 130 Zöglinge, weiters die pädoaudiologische 
Beratungsstelle sowie eine Beratungsstelle für Er­
wachsene und heimentlassene Hörgeschädigte un­
tergebracht sind. 

Nun zum Geld. Eine wesentliche Erhöhung der 
Mittel ist im Ansatz 415 zu finden. So werden an 
Blinidenbeihilfen gegenüber dem Jahre 1975 im 
Jahre 1976 um zirka 20 Millionen Schilling mehr 
ausgegeben. Zu diesen Mehrausgaben kommt es, 
da ab 1. Jänner 1976 — es wurde heute von die­
ser Stelle aus bereits zitiert — die Blindenbeihilfe 
bereits ab dem 6. Lebensjahr und nicht wie bisher 
ab dem 18. Lebensjahr gewährt wird. Die Novel-
lierüng des Blindenbeihilfengesetzes wurde j a vor 
nicht allzu langer Zeit in diesem Hause beschlos­
sen. Ich möchte aber dazu nur sagen, daß zirka ab 
dem Jahre 1976 450 Kinder und Jugendliche in 
den Genuß dieser Beihilfe kommen werden. Und 
somit k ann man also auch sagen, daß auf dem Sö-
zialsektor des Landes mit Inkrafttreten dieses Ge-
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setzes wieder eine Lücke geschlossen werden konn­
te. (Abg. Ing. Turek: „Wo sind die 450 Kinder?") 
Das sind die neuen. (Abg. Ing. Turek: „Sie wissen, 
daß ich das bezweifle!") Nachdem es noch keine 
Erfahrungswerte gibt, ist das eine Annahme, es 
gibt also einem eigenen Schlüssel, Herr Kollege 
Turek, in den Erläuterungen steht es dann genau 
drin. Ich bitte dort nachzulesen. (Abg. Ing. Turek: 
„300 gehen mir ab, ich möchte es gern wissen!") 
Nächstes J ah r können wir ja dann genau feststel­
len, waren es 450, waren es 500 (Abg. Dr. Eichun­
gen „Weniger!") oder waren es 250. (Abg. Ing. 
Turek: „Das ist ein bißchen oberflächlich!") Jeden­
falls ist damit zu rechnen, daß es im Jahre 1976 in 
der Steiermark zirka 2350 Blindenbeihilfenbezieher 
geben wird. 

Eine im J ah re 1974 begonnene Aktion konnte 
heuer erfolgreich weitergeführt werden, und zwar 
ist das die vom Kollegen Eichtinger bekritelte Ur­
laubsaktion für behinderte Kinder bzw. mit deren 
Familien. Ich darf also sagen, daß diese Urlaubs­
aktion und das Intensivtraining im Jahre 1974 von 
13 steirischen Familien in Anspruch genommen 
wurden. Heute können wir feststellen, daß für diese 
13 Familien dies ein sorgloser Urlaub in einer 
schönen Umgebung war und daß vor allen Dingen 
die Eltern dieser behinderten Kinder die Möglich­
keit hatten, mit Fachleuten der Behindertenfürsorge 
ihre Probleme und Sorgen zu besprechen. Wenn 
der Kollege Eichtinger meint, hier hat im Jahre 1974 
die Aufklärung gefehlt und waren ihm also zuwenig 
Teilnehmer an dieser Urlaubsaktion, so kann man 
bereits heuer feststellen, nachdem im heurigen Jahr 
diese Aktion fortgeführt wurde und auch die Er­
fahrungswerte bereits vorliegen, daß heuer bereits 
30 Kinder an dieser Urlaubsaktion teilgenommen 
haben. Ich darf dazu noch ausführen, daß diese 
Urlaubsaktion, nachdem sie im vorigen Jahr ein 
Versuch, ein Beginnen war, daß man aus den Er­
fahrungen des vergangenen Jahres heuer bereits 
h ier kleine Abänderungen getroffen ha t und daß 
dort den Kindern eine individuelle Rehabilitation 
angeboten wurde und eine Reihe weiterer Thera­
pien. Gleichzeitig wurde aber auch in diesem Zu­
sammenhang ein Erholungsprogramm organisiert, 
wodurch gewährleistet wurde, daß die behinder­
ten Kinder die Gemeinschaft erlebten und die Eltern 
eine verdiente Entspannung in dieser Zeit genie­
ßen konnten. Herr Kollege Eichtinger, wenn Sie 
einen Wermutstropfen im Blindenbeihilfegesetz ge­
funden haben, das ja noch gar nicht in Kraft ist, 
sondern erst mit 1. J änner 1976 in Kraft t reten 
wird und wenn Sie eine Aktion, die ein Versuch 
war und gestartet wurde, schon bekriteln bevor 
man irgendwelche Erfahrungen hat. (Abg. Dr. Eich­
tinger: „Aufklärung habe ich gesagt!") Aufklärung 
ist auch eine Kritik. (Abg. Ing. Turek: „Fragen 
wird man wohl noch dürfen!") Natürlich, alles darf 
man in diesem Haus fragen, ist ja keine Frage. 
(Abg. Ing. Turek: „Dann darf man auch eine Ant­
wor t erwarten!") Aber ich darf j a auch auf diese 
Fragen eingehen, selbstverständlich. So möchte ich 
nur eines feststellen: Ich glaube, es muß uns lieber 
sein, eine Sache anzugehen, ohne Erfahrungswerte, 
wenn man überzeugt ist, daß es eine gute Sache 
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ist. (Abg. Ing. Turek: „Man kann die Kinder j a 
zählen!") Ja, das hat man j a gemacht, das hat aber 
mit dem Zählen jetzt überhaupt nichts zu tun und 
wenn sich dann herausstellt und vor allen Dingen 
die Verantwortlichen, die solche Aktionen durch­
führen, nehmen es j a nicht auf die leichte Schulter, 
sondern die prüfen sehr wohl und sehr genau, was 

•unter Umständen änderungsbedürftig ist, was man 
reformieren muß. (Abg. Ing. Turek: „Haben Sie 
angeschaut wie das errechnet wurde? Das ist eine 
Milchmädchenrechnung und keine seriöse Berech­
nung für ein Gesetz!" — Abg. Grätsch: „Laß dich 
nicht stören!") Ich möchte, meine Damen und Her­
ren, als Vergleich nur ein Beispiel bringen, näm­
lich das ASVG. Das ASVG ist mit 1. Jänner 1956 
in Kraft getreten (Abg. Ing. Turek: „Das ist ein 
schlechter Vergleich!") — nein, ist kein schlechter 
Vergleich — und ich darf heute feststellen, daß bis 
zum heutigen Zeitpunkt mehr als 30 Novellen be­
schlossen wurden. (Abg. Ing. Turek: „Das Gesetz 
ist in Ordnung, aber die Budgetansätze stimmen 
nicht!") Es hat nämlich gar nicht lange gedauert, so 
wurde die erste Novelle bereits beschlossen, und ich 
bin überzeugt, ob es nun das Blindenibeihilfen-
gesetz ist, oder andere Einrichtungen, wenn man 
keine Erfahrungswerte hat und es notwendig ist, 
dann wird man es zeitgerecht und entsprechend 
ändern müssen. 

Ich darf aber, meine Damen und Herren, noch 
eine Aktion anführen, die ebenfalls heuer das 
erste Mal durchgeführt wurde. Es ist das nämlich die 
Aktion für pflegebedürftige Personen. Der Sinn 
und Zweck, daß diese Aktion durchgeführt wurde 
und in Zukunft auch werden wird, ist der, daß damit 
sich die Angehörigen oder Pfleger auch in den 
Sommermonaten einen Urlaub nehmen können. Es 
wurde je ein dreiwöchiger Turnus für 40 Perso­
nen im Landesbehindertenzentrum Andritz und im 
Landesinternat der Krankenpflegeschule Judendorf-
Straßengel untergebracht. In Zusammenarbeit zwi­
schen der Rechtsabteilung 9 und der Rechtsabtei­
lung 12 wa r es möglich, auch das nötige Personal 
für diese Turnusse zu stellen bzw. die organisa­
torischen Probleme zu lösen. Ich glaube, sagen zu 
können, nicht nur die Angehörigen oder Pfleger 
konnten unbesorgt Urlaub machen, sondern auch 
die Pflegebedürftigen, die diese Urlaubsaktion in 
Anspruch genommen haben, haben drei schöne 
Wochen verbracht. 

Im Ansatz 413 Maßnahmen der Behindertenhilfe 
ist eine Steigerung gegenüber 1975 um zirka 33 
Millionen Schilling zu verzeichnen. Es ist für 1976 
vorgesehen, daß durch die Novellierung des Be­
hindertengesetzes, welche Anfang nächsten Jahres 
hier im Hohen Haus beschlossen wird, neben der 
Heilbehandlung, neben der Versorgung mit Kör­
perersatzstücken, orthopädischen Behelfen und 
Hilfsmitteln, Hilfe zur Schulbildung und Erziehung 
und Hilfe zur beruflichen Eingliederung, neu auch 
die Mietzinsbeihilfe, die Gewährung des Pflegegel­
des bereits ab dem 6. Lebensjahr wie bei der Blin-
denbeihilfe sowie eine Erhöhung und Staffelung 
des Pflegegeldes vorgesehen sind. Ich darf dazu fest-" 
stellen, daß somit auch einer Resolution der Teil­
nehmer am 2. österreichischen Kranken- und Behin-
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dertenkongreß in Mariazell in der Zeit vom 5. bis 
8. Juni dieses Jahres entsprochen wurde. 

Eine weitere sehr erfreuliche Feststellung in den 
Ansätzen ist bei den Förderungsmitteln für den 
Kriegsopferverband zu verzeichnen. So ist es heuer 
möglich, daß neben den bisher gewährten Förde­
rungen und Subventionen zusätzlich eine Million 
Schilling dem Kriegsopferverband zur Verfügung 
gestellt wird. 

Abschließend möchte ich Herrn Landesrat Gruber 
für die Aufgeschlossenheit, die er immer, wenn Pro­
bleme an ihn herangetragen werden, beweist, dan­
ken. Wenn-ich jetzt nur einen Teil der Förderun­
gen und Unterstützungsmöglichkeiten aufgezählt 
habe, so kann vielleicht der einzelne Bürger unse­
res Landes nicht abschätzen, wieviel Kleinarbeit, 
Idealismus und Nächstenliebe notwendig ist, daß 
die Gelder, welche für diese Zwecke zur Verfügung 
stehen, auch sinnvoll den Zweck erfüllen. Ich darf 
auch von dieser Stelle aus all denjenigen die damit 
beschäftigt waren, ob Kindern, Jugendlichen oder 
unserer älteren Generation im Sinne der Bestim­
munigen und der gesetzlichen Möglichkeiten, wie 
wir sie derzeit haben, zu helfen, Dank sagen. Ich 
möchte mit dem Satz schließen, daß es für die Ge­
sellschaft eine Verpflichtung ist, nicht auf diejenigen 
zu vergessen, die vielfach im Schatten des Wohl­
standes s tehen und ein Anrecht auf Hilfe haben. 
(Beifall bei der SPD.) 

Präsident: Zu Wor te gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Kohlhammer. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Kohlhammer: Sehr geehrter Herr Präsident, 
sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe mich zur Gruppe 4, und da wieder zum 
Bereich der Jugendwohlfahrt, gemeldet, weil ich 
glaube, daß dies eine ganz wesentliche Aufgabe 
in einem sozialen Staat ist, der nicht genug Be­
deutung beigemessen werden kann. Es ist sicher 
wie bei v ie len ähnlichen sozialen Aufgaben so, daß 
dafür leider relativ wenig öffentliches Interesse 
vorhanden ist, obwohl ein noch so verantwortungs­
freudiger Staat auf Sicht nicht ohne Engagement 
der Bevölkerung diese schwierige Frage wird lösen 
können. Aber es gibt hier halt relativ wehig Sen­
sationen, man hilft j a nur Hilfsbedürftigen. 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß jedes 
Kind Anspruch auf besondere Förderung besitzt -— 
so eine Deklaration der Vereinten Nationen. Ein 
Grundsatz dieser Deklaration besagt, daß das kör­
perlich, geistig oder sozial behinderte Kind jene 
besondere Behandlung, Erziehung und Fürsorge er­
halten soll, die sein Zustand und seine Lage erfor­
dern. Sozial gefährdete Jugend wird somit zum 
besonderen Anliegen derx Gesellschaft erklärt und 
bedarf einer besonderen Förderung. Die Pflicht und 
natürlich das Recht zur Erziehung der ehelichen 
Kinder s teht nach den Bestimmungen des Allgemei­
nen Bürgerlichen Gesetzbuches den Eltern zu. Bei 
außerehelichen Kindern fällt dies vorrangig an die 
Mutter des Kindes, wobei in dieser Frage der Ge­
setzentwurf über die Unterhaltsbevorschussung 
eine sehr wichtige Rolle spielt. Mütter sollen be­
kanntlich nach diesem Entwurf künftig die Unter­
haltszahlung pünktlich und regelmäßig vom Staat 

erhalten, während dieser es übernimmt, die Kosten 
beim Kinidesvater einzufordern. Damit wird eine 
gewaltige Härte von Müttern außerehelicher Kin­
der genommen und damit dafür Sorge getragen, 
daß dem Kind nicht Unrecht geschieht. Außerdem 
rechnet man mit einer Verbesserung der Zahlungs­
willigkeit der Unterhaltsschuldner. 

Nach dem Entwurf des Bundesgesetzes über e ine 
Neuordnung der Rechtsstellung des unehelichen Kin­
des tritt eindeutig die Pflicht z u r Erziehung des 
Kindes in den Vordergrund. Die Gesetzgebung sieht 
vor, daß die Öffentlichkeit die Erziehung übernimmt, 
falls die Erziehungsberechtigten die Aufgaben nicht 
erfüllen wollen oder können. Die öffentliche Er­
ziehung kann neben oder anstelle der Familien­
erziehung treten. Sie kann weiters nach strafbaren 
Handlungen und anstelle der Strafe t reten oder 
auch zu deren Ergänzung, wobei ausschließlich päd­
agogische Gesichtspunkte eine Rolle spielen dürfen. 
Obwohl auch diesem Teil ganz große Bedeutung 
zukommt, will ich mich doch mit meinem Beitrag 
mehr mit der Erziehung in dem Zeitabschnitt eines 
Jugendlichen befassen, der dafür maßgeblich ist, 
daß es nicht erst zu einem Rechtsbruch kommt. 
Zumindest eine der Ursachen für eine strafbare 
Handlung oder Unterlassung liegt in mangelhafter 
Erziehung. Ich glaube, es gilt ganz allgemein, er­
ziehen heißt, vorleben und nicht vorschreiben. Er­
ziehen setzt eine ständige Bereitschaft zum bei­
spielgebenden Verhalten voraus, das ist — zugege­
ben — nicht immer leicht, weder für die Eltern, 
noch für professionelle Erzieher. Erziehung ist also 
ein Produkt des Zusammenwirkens von Erzieher 
und Erzogenem, wobei die nötige Rücksichtnahme 
nicht gleichbedeutend ist mit s tändigem Nachgeben, 
was heutzutage sehr oft verwechselt wird. Es ist 
sicher richtig, nicht zu schlagen, wobei unbestrit­
ten jede andere Erziehungsmethode, die zielfüh­
rend sein soll, weitaus schwieriger ist und vom 
Erzieher bestimmte Voraussetzungen verlangt. Daß 
nicht alle Eltern diese Voraussetzungen erfüllen, 
ist leider eine Tatsache. Sehr viele junge Menschen 
werden buchstäblich sich selbst überlassen. Für 
diese jungen Menschen fehlt dann als Folgerung 
daraus die für ihre Lebensführung entscheidende 
Fähigkeit zur Abgrenzung der eigenen Interessen 
und der erforderlichen Rücksichtnahme auf andere. 
Statt der Fähigkeit zum demokratischen Denken 
und Handeln belasten diese sogenannten Ich-Men­
schen, die sich in keine Gemeinschaft fügen, diese 
schwer. 

Im Rahmen der Jugendwohlfahrt wird eine Er-
ziehumgsberatung angeboten, die sich — mit sehr 
guten Fachleuten besetzt — sehr gut bewährt hat. 
Nur glaube ich, daß der Umfang der Aufgabe von 
diesem relativ kleinen Team nicht bewältigt wer­
den kann und ausgebaut werden müßte. Der Psy­
chologe Fritz Wiedemann schreibt in einem Buch: 
„Wenn-es einen Fortschritt in dem Zeitalter der 
Menschlichkeit geben soll, dann werden die wichtig­
sten Entdeckungen der Zukunft psychologischer Art 
und die wichtigsten Erfindungen auf das Zusammen­
leben der Menschen bezogen sein." Erziehungsbe­
rechtigte speziell sozial belasteter Schichten, die 
letztlich am meisten betroffen sind, scheuen sich 
davor, Erziehungshilfen in Anspruch zu nehmen. 



16. Sitzung des Steierm. Landtages, VIII. Periode — 10., 11. und 12. Dezember 1975 691 

Ich will nicht der Heimerziehung das Wor t reden, 
sie bleibt sicher eine Notlösung. Aber ich will im 
Sinne der eingangs erwähnten Deklaration der Ver­
einten Nat ionen dafür eintreten, daß die Erziehung 
den Umständen entsprechend erfolgen soll. Wir 
diskutieren nicht über die Vorteile einer gut funk­
tionierenden Erziehung im kleinen Familienkreis, 
sondern über schlechte bzw. nicht vorhandene Er­
ziehung. Und da wehre ich mich dagegen, daß die 
Heimerziehung nur ein schlechter Ersatz sein kann. 
In Wirklichkeit lautet die Frage nämlich nicht, ob 
ein Kind in einem Internat leben soll oder nicht, 
sondern ob es, auf dieses Kind bezogen, das richtige 
Internat ist. Die Geschichte lehrt, daß Internate, die 
für Arme errichtet wurden, um ihnen einen Zugang 
zum Studium zu eröffnen, letztlich von Zöglingen 
aus reichen Schichten belegt wurden. Sie wurden 
zu Ausbildungsstätten für führende Stellungen in 
der Gesellschaft und im Staat. Man konnte also zu 
allen Zeiten gute Erziehungsstätten richtig einschät­
zen. Direktor Fritz Hartl, ein anerkannter Fachmann 
auf diesem Gebiet regt an, dafür Sorge zu tragen, 
daß die sogenannte Fürsorgeerziehung so gut wird, 
daß es eher als Chance und Ehre angesehen werden 
würde, dort aufgewachsen! zu sein. Seiner Meinung 
nach ist das keine Utopie, sondern würden sich 
einzelne Heime in Österreich bereits einem solchen 
Ruf nähern. 

Ich glaube, auch in der Steiermark haben wir 
allen Grund, diese Bemühungen im positiven Licht 
zu sehen. Es wird Großartiges geleistet und es 
verdient hervorgehoben zu werden, damit sich der 
Kreis wieder schließt und ein guter Ruf geboren 
wird, bzw. sich entsprechend verbreitet. Das Ju­
gendwohlfahrtsamt und die Verantwortlichen der 
Landesjugenderziehungsheime bemühen sich ge­
meinsam, ihr Bestes zu geben, indem sie Internate 
sehr individuell führen und ständig versuchen, die 
Gegebenheiten den Erfordernissen anzupassen. So 
darf ich das Erziehungsheim für Mädchen, das In­
ternat Blümelhof, mit derzeit 146 Zöglingen an­
führen, welches mit der Eröffnung einer neuen 
Beobachtungsgruppe im Februar heurigen Jahres 
zusätzlich versucht, 12 Mädchen mit besonderen 
Verhaltensschwierigkeiten durch Intensivbetreuung 
eine entsprechende Erziehung und Ausbildung zu 
geben, mit dem Ziel, daß diese später als in die 
Gemeinschaft integriert gelten können. Dafür allein 
wurden 1,480.000 Schilling ausgegeben. Ich kann 
hier leider nicht die ganzen Leistungen des Hei­
mes schildern, möchte jedoch darauf hinweisen, 
daß bei genügender Intelligenz und entsprechen­
dem Lernwillen eine weitgehende Chancengleich­
heit gegeben ist. Durch Hilfen materieller und ide­
eller Art können Unterschiede der sozialen Her­
kunft weitgehendst ausgeglichen werden. Sowohl 
intern als auch extern können Schulen besucht und 
Lehren absolviert werden. Größtenteils ist nach 
Erfahrung der Erzieher mit Beendigung einer Aus­
bildung auch ein Anheben des Sozialstatuts zu be­
merken, da die meisten Kinder doch aus sozialen 
Randschichten kommen. Besonders für die soge­
nannte Problemjugend wird es immer schwieriger, 
geeignete Lehrstellen zu finden. In dieser Frage 
werden in Zusammenarbeit zwischen der Jugend­
fürsorge und der Arbeismarktverwaltung bzw. der 

Berufsberatung Möglichkeiten sondiert, gegebe­
nenfalls weitere Ausbildungsmöglichkeiten zu schaf­
fen, wenn der Arbeitsmarkt nicht mehr in der Lage 
sein sollte, Jugendliche aus Heimen der Fürsorge 
aufzunehmen. So gibt es beispielsweise derzeit 
schon in Hartberg eine Ausbildung für Schnei­
derei, Tischlerei, Gärtnerei, Spenglerei, Schlosse­
rei und Mechanikerlehre sowie eine Maler- ' und 
Anstreicherlehre. Im Landesschülerheim Hartberg 
sind derzeit 105 Burschen untergebracht. Die Moti­
vation der Zöglinge scheint sehr positiv zu sein. 
Sie arbeiten mit an der Instandhaltung des Heimes. 
Man belohnt guten Lernerfolg zum Beispiel damit, 
daß die Führerscheinprüfung ermöglicht wird. Durch 
die Möglichkeit, Tanzkurse gemeinsam mit Zög­
lingen des Blümelhofes zu besuchen und an Kul­
turveranstal tungen teilzunehmen, wird die Integra­
tion der Jugendlichen in die normale Lebensge­
meinschaft geführt. 

Auch das Landesjugendheim Rosenhof mit derzeit 
119 Zöglingen bemüht sich sehr erfolgreich, spe­
ziellen Erfordernissen gerecht zu werden. Mit grup­
pendynamischen Methoden versucht man unter an­
derem Erziehungsziele zu erreichen. Sonderschüler 
werden in einer besonderen Schülergruppe im Rah­
men der Behindertenhilfe betreut. Als weiterer Ver­
such werden Lehrlinge mit längerem Heimaufent­
halt in Privatzimmern untergebracht und für sie 
die Miete bezahlt. Ein endgültiges Urteil über den 
Erfolg dieses Versuches kann noch nicht abgegeben 
werden, während die Unterbringung von 15 Schü­
lern auf Pflegeplätzen im Bezirk Radkersburg 
sehr erfolgreich zu bezeichnen ist. Diese Schüler 
werden zusätzlich laufend von einem Erzieher be­
treut. Die sportliche Betätigung wird in allen Hei­
men groß geschrieben und durch entsprechende 
Einrichtungen gefördert. Die Heimleiter und Erzie­
her nehmen an zahlreichen Seminaren und Fort­
bildungstagungen teil. Man erwartet schließlich, 
daß die Erzieher Kinder und Jugendliche führen 
können. Dabei ist die Qualifikation für diese 
schwierige Aufgabe natürlich etwas differenziert. 
Man sagt, ein guter Erzieher lebt mit seinen Zög­
lingen, ein weniger guter macht bei ihnen Dienst. 
Besondere Begabung für diesen Beruf, die einfach 
vorhanden sein muß, gepaar t mit entsprechender 
Aus- und Weiterbildung bringt einen Berufsstand 
von Erziehern für derartige Anstalten, der nach 
Meinung von Fächleuten den Lehrern jedenfalls 
gleichzusetzen ist. Sie sind schließlich keine Auf­
seher in Bewahrungsanstalten, sondern qualifizier­
te Pädagogen, die ein Recht auf entsprechende An­
erkennung ihrer Leistung haben und natürlich da­
mit letztlich auch auf entsprechende Bezahlung. 

Vollständigkeitshalber möchte ich auch noch die 
privaten Jugendwohlfahrtsorganisationen erwäh­
nen, die ebenfalls einen besonderen Beitrag lei­
sten. Für private Organisationen sind auch im 
Voranschlag 1976 9,5 Millionen Schilling vorgese­
hen, da zirka 40 Prozent der Fürsorgezöglinge aus 
Platzmangel nicht in landeseigenen Internaten er­
zogen werden können. 

Abschließend, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, möchte ich noch sagen, daß die Vielseitig­
keit der Problemstellung zwangsläufig auch eine 
Vielseitigkeit an Lösungsmöglichkeiten sehen muß. 
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Nicht Normen sind zu erfüllen, sondern eine weit-
gehendst individuelle Hilfestellung ist zu leisten, 
Erfolge sind zu registrieren, um sie weiterverwer­
ten zu können. Von der Einzel- bis zur Gruppen­
therapie, von der Heimversorgung bis zur ambu­
lanten Betreuung muß man für die Individualisie­
rung der Maßnahmen eintreten. Jedenfalls möchte 
ich nochmals vorschlagen, daß zu diesem Thema 
mehr Öffentlichkeitsarbeit betrieben wird, denn 
dieses Problem geht uns alle an und wir benötigen 
hiefür die Unterstützung aller. Ich danke Ihnen für 
die Aufmerksamkeit. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Schrammel. Ich erteile es ihm. 

Abg. Schrammel: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! 

Zur Sozialhilfe in aller Kürze noch ein paar Fest­
stellungen. Wir hätten eine Bitte, daß die Post 
für geschützte Arbeit noch mehr präsent gemacht 
und daß versucht wird, behinderten Menschen ei­
nen Arbeitsplatz zu vermitteln. 

Das Zweite: Bei der Blindenbeihilfe haben wir 
eine Aufstockung im Budgetansatz von 66.000 
auf 100.000 Schilling. Wir können heute noch 
nicht abschätzen, wieviel gebraucht wird. Herr Lan-
desrat, wir werden uns aber erlauben, zu Ende 
des Jahres genau zu achten, daß hier kein Körberl-
geld übrig bleibt und daß eben die 100.000 Schil­
ling tatsächlich, wenn es erforderlich ist, den Blin­
den zur Verfügung gestellt werden. 

Bei der Altenurlaubsaktion haben wir auch eine 
merkliche Aufstockung von 2,5 auf 3,8 Millionen 
Schilling. Ich möchte ersuchen, daß weitere Ur­
laubsorte und Gaststätten beansprucht werden. Be­
rücksichtigungswürdig wären die Grenzlandgebiete 
mit einer schwächeren Fremdenverkehrsauslastung. 

Eine große Bitte noch: Wir brauchten in der 
Steiermark eine Ausbildungsstätte für geistig be­
hinderte Kinder und Jugendliche. Wir haben in 
der Steiermark nichts derartiges aufzuweisen und 
vielleicht könnte uns die Ausbildungsstätte Solle-
nau bei Wiener Neustadt dabei Vorbild sein. 

Schließlich noch ein Problem, das uns alle be­
rühren sollte, nämlich zu den bäuerlichen Zuschuß­
rentner. Ich glaube, wir sind uns da alle drei 
Fraktionen in diesem Haus einig, daß diesen Men­
schen echt geholfen werden sollte. Wir haben das 
Gefühl, daß in der Zeit der sozialistischen Alleinre­
gierung — wenn dort und da in der Sozialpolitik 
sicher so manches vorangetrieben wurde — diesen 
alten Menschen kaum Bedeutung geschenkt wurde, 
oder man diese alten Menschen zu den Ausgesto­
ßenen der Gesellschaft machen will. Ich glaube, es 
ist dies eine echte Schande für die Zweite Repu­
blik Österreich, daß man hier nicht weiterkommt. 
(Abg. Brandl: „Das war früher bei den Einlegern, 
jetzt nicht mehr!") Ich darf nur in Erinnerung rufen, 
lieber Kollege Brandl, daß in der ÖVP-Regierungs-
zeit sehr mäßgebende Gesetze beschlossen wurden, -
um den bäuerlichen Menschen und auch allgemein 
den alten Menschen sozialpolitisch weiterzuhelfen, 
Die Bauernpension wurde eingeführt, die Zuschuß­
rente wurde zweimal mit 60 Prozent aufgestockt, 
die Renten wurden auch für die Zuschußrentner 

dynamisiert, die Ausgleidiszulagengewährung, der 
Hilflosenzuschuß und der 14. Monatsrentenbezug 
wurden auch den bäuerlichen Rentnern gesetzlich 
zugesprochen. 

Ich will nur hoffen, daß die sozialistische Regie­
rung in Wien bald eine Fortsetzung bildet. Der 
Herr Bundeskanzler hat sich mit seinem Wort ver­
bürgt, daß mit 1. Jänner 1976 die bäuerlichen Zu­
schußrentner in der ersten Etappe der Bauernpen­
sion angeglichen werden. Heute spricht man nicht 
mehr davon — warum? Die Wahlen sind vorüber, 
man spekuliert scheinbar mit der Todesspirale. Das 
Durschnittsalter ist 77 Jahre und man kann es sich 
dann selber ausrechnen, wieviele alle Jahre weni­
ger werden. Dafür haben wir im Häuser-Plan neue 
Belastungen angehängt bekommen. Eines verstehe 
ich dabei nicht, Herr Kollege Zinkanell, daß mit 
diesen Belastungen hier in erster Linie die Klei­
nen getroffen werden, denn die Mindestbeiträge 
sollen von 133 Schilling auf 230 Schilling auf­
gestockt werden. 

Der Herr Sozialminister schafft sich mit diesen 
Beitragserhöhungen neue Einnahmen, die im nächr 
sten Jahr, also 1976, 219 Millionen Schilling brin­
gen werden. Lediglich 28 Millionen Schilling sollen 
davon die Rentner bekommen, und zwar für die 
Frühpension mit 60 Jahren. Das ist eine echte Zu­
mutung. Wir sollten hier den Mut haben, alle zu­
sammen gegen den Wiener Zentralismus aufzutre­
ten und zu versuchen, daß das bäuerliche Zuschuß­
rentenproblem neu geregelt und der Bauernpen­
sion angeglichen wird. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident: Zu Worte gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Maitz. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Maitz: Verehrter Herr Präsident, sehr 
geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte aus persönlichen Kontakten mit El­
tern behinderter Kinder und mit Behinderten selbst 
einige konkrete kurze Anregungen zu diesem Ka­
pitel geben: 

Zunächst: Die Schulausbildung behinderter Kin­
der wurde hier schön angesprochen, sie ist zwar 
in der Steiermark in der Schulabteilung des Son­
derkrankenhauses, im Pius-Institut — das ist eine 
private Initiative — oder in der Grazer Schule am 
Rosenhain möglich. Trotzdem kommt es zu sehr 
langen Wartezeiten und- es ist gerade in vielen 
Fällen eine Schulausbildung dann nicht mehr mög­
lich, wenn Kinder eine zu lange Wartezeit auf sich 
nehmen mußten —, so daß hier ein echtes Ver­
säumnis vorliegt. Die Frage einer Ausbildungsstätte 
oder vor allem des Internatsausbaues in diesen 
Schulen wäre ein Anliegen, das hier zu deponieren 
i s t . •-:•,> 

Das Zweite: -Es ist das Morree-Schlößl genannt 
worden. Ich möchte darauf hinweisen, daß es sich 
um eine vom Land gefördert© Privatinitiative der 
Gruppe um Dipl.-Ing. Gobier handelt, die für ze­
rebral gestörte Kinder sehr wesentlich ist. Diese 
Einrichtung kann aber jetzt erst im Kindergarten? 
betrieb einigermaßen funktionieren und ist auch 
dort die internatsmäßige Kapazität weit zu gering. 
Diese Einrichtung sollte ih den nächsten Jahren 
weiter gefördert werden. 
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Im § 16 des Behindertengesetzes heißt es auch, 
daß das Land für die Maßnahmen der beruflichen 
Eingliederungshilfe Vorsorge zu treffen und für 
diese Eingliederungshilfe geeignete Anstalten und 
Einrichtungen bereitzustellen hat. Nun wurde das 
Landesbehindertenzentrum in St. Veit großzügig 
ausgebaut. Trotzdem gibt es zur Zeit zum Beispiel 
über 30 Vormerkungen. Auch hier ist im Internats­
betrieb ein Manko vorhanden, das zu beheben sein 
wird. 

Ein weiterer Punkt: Hier bitte ich alle Damen 
und Herren, aus welchem Bereich Sie immer kom­
men, sowohl der Privatwirtschaft, der Verstaat­
lichten Industrien, alle anderen Industriezweige, die 
in den Händen der verschiedenen Parteieinflüsse 
sind — Ihrer Fraktion, oder unserer Fraktion — 
und anderen Betrieben auch, jetzt mehr als zuvor 
Arbeitsplätze für behinderte Menschen zur Verfü­
gung zu stellen. Es ist sicherlich sehr erfreulich, 
wenn zum Beispiel im Bereich des Arbeitsamtes 
Graz-Stadt, Hartberg, Leibnitz und Deutschlands­
berg eine Reihe solcher behinderter Menschen un­
tergebracht werden können. Ich führe das zum Teil 
auf die guten Kontakte der dort befindlichen Ar­
beitsamtsleiter und auf ihr Engagement zurück. Die 
wesentliche Frage scheint mir, daß sowohl öffent­
liche Stellen als auch die Industrie als auch die 
Privatwirtschaft in verstärktem Maße gerade jetzt 
bereit sind, Behinderte aufzunehmen und ihnen 

1 eine Arbeitsmöglichkeit zu geben. Die 50-Prozent-
Klausel wird ja bekanntlich in dem Entwurf fallen, 

i den wir allerdings als Abgeordnete dieses Hauses 
noch nicht bekommen haben. Der Kollege Sponer 

« hat heute erstmals offiziell einiges daraus gebracht. 
I Eine weitere Initiative im Rahmen der Beschäf-
<s tigungstherapie wurde genannt. Es ist richtig, es 
i gibt das Landesbehindertenzentrum, es gibt das 
1 „Jugend am Werk", es gibt die Behindertenstelle 
: „Sonnenwald", aber vor allem auch die „Lebens-
i hilfe" in Söding. Diese ist auch eine private In­

stitution, auf Privatinitiative begonnen, durch die 
j öffentliche Hand, durch das Land Steiermark, ge-
* fördert und sollte gerade auch für den Internats-
' ausbau eine weit stärkere Förderung bekommen. 

Frau Bachleitner führt ja diese Initiative mit ei-
, nem beachtlichen und bewundernswerten Engage­

ment. Diese Einrichtung sollte auch in den weite-
, ren Jahren eine Unterstützung finden. 
| • Das nächste, was ich kurz anmerken möchte, ist 

im Rahmen der Jugendfürsorge, im Rahmen der 
1 Jugendwohlfahrtspflege gelegen: Es ist erfreulich, 
i daß es zum Teil in der Öffentlichkeit eine größere 
: Bereitschaft gibt, sich mit den Fragen der Jugend­

fürsorge auseinanderzusetzen. Das ist aber nicht 
nur positiv, denn öfter als zu einer Berichterstat­
tung über die Jugendarbeit der in diesem Bereich 
tätigen Menschen kommt es zu vordergründigen 
sensationellen Meldungen, wie es in den Zeitungen, 
in den Medien zu sehen ist. Die Schuld kann man 
aber nicht in den Medien suchen, sondern man 
müßte — und das ist auch ein konkretes Anlie­
gen — doch den Massenmedien und jenen Damen 
und Herren, die im Bereich der Jugendwohlfahrts­
pflege tätig sind, mehr Informationsmaterial über 
solche Aktionen zur Verfügung stellen, so daß ge­
rade die im Bereich der Jugendfürsorge oder der 
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Vorsorgetätigkeit für die Jugend so wichtige Mitar­
beit der Bevölkerung auf diesem Weg erreicht wer­
den kann. Die Frau Hofrat Pestemer hat immer 
wieder darauf hingewiesen — ich habe einen Vor­
trag von ihr gehört —, daß diese Mitwirkung der 
Öffentlichkeit in der Jugendwohlfahrtspflege erreicht 
werden muß. Dies kann man aber nur erreichen, 
wenn man über die Tätigkeit mehr informiert. 

Ein zweiter Punkt zur Jugendfürsorge, ein kon­
kretes Anliegen: Die Referenten, Sachbearbeiter, 
Buchhalter, Schreibkräfte usw., die im Bereich der 
Jugendwohlfahrtspflege ihren Dienst versehen, ha­
ben es relativ schwerer als andere Beamte, denn 
sie haben ganz bestimmte Sachbereiche außerhalb 
des verwaltungsrechtlichen Wissens, die sie be­
herrschen müssen. Daher ist die Frage — und ich 
ersuche das zu prüfen —, ob die Schaffung eines 
eigenen Dienstzweiges für den Jugendwohlfahrts­
dienst sinnvoll erscheint. Es ist oft so, daß wohl die 
Fürsorgerinnen die beste Ausbildung in den Lehr­
anstalten für gehobene Sozialberufe des Landes 
Steiermark bekommen, aber die in der Jugendfür­
sorge tätigen Beamten oft jede Schulung vermis­
sen lassen. Auch bei den Dienstprüfunigen handelt 
es sich vorwiegend um verwaltungsrechtliche Vor­
schriften und so wichtige Bereiche wie Zivilrecht, 
strafrechtliche Bereiche, psychiatrische Bereiche, 
psychologische Betreuung, pädagogische Voraus­
setzungen fehlen einfach. Daher erhebt sich die 
Frage einer speziellen Ausbildung und eines eige­
nen Dienstzweiges für die in der Jugendwohlfahrts­
pflege Beschäftigten. 

Ein dritter Punkt, den ich als Anregung zur Ju­
gendfürsorge bringen möchte: Vorausschicken 
möchte ich, daß allen Fürsorgerinnen im ganzen 
Land die größte persönliche Achtung und der größ­
te Respekt zu zollen ist für ihre ungemein schwie­
rige Aufgabe, die ich auch selbst — kurze Zeit 
allerdings nur als seinerzeitiger Beamter •—• sehen 
konnte und noch sehen kann, weil ich weiterhin 
Kontakt zu diesem Bereich pflege. Eines ist aber 
doch festzustellen: Die Kriminalität junger Men­
schen, vor allem von Burschen, die Verwahrlosung 
und Kriminalität <nimmt weltweit zu und hat ein 
Ausmaß erreicht, das mehr vorsorgende Maßnah­
men notwendig erscheinen läßt. Es ist für mich die 
große Frage, können Fürsorgerinnen, also können 
weibliche Sozialarbeiter wenn wir es so nennen, in 
ausreichendem Maß Einfluß auf Burschen ausüben, 
oder wäre es nicht sehr sinnvoll — und Erfahrun­
gen, Zeitschriften und Fachleute sagen das, auch 
aus Bereichen wie Deutschland, Holland, Dänemark 
habe ich solche Beispiele vorgetragen bekommen 
—, die Gewinnung männlicher Sozialarbeiter stark 
zu forcieren, um für diesen Bereich, gerade der 
Betreuung von Burschen, die in die Gefahr kom­
men, viel zielführender arbeiten zu können. Ich 
glaube, daß man sich viel Arbeit in den Landes­
jugendheimen dadurch ersparen könnte, wenn man 
vorsorgend auch mehr männliche Sozialarbeiter ein­
setzen würde. Das ersparte Geld — das nur so ne­
benbei gesagt — könnte zum Beispiel dazu ver­
wendet werden, im Landesjugendheim Blümelhof 
die schon oft erbetene Büroausbildung im Hause 
zu finanzieren. Es werden im Blümelhof viele Be­
rufe gelehrt. Man könnte sehr viel dazu sagen, aber 
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es ist eine Frage, ob das eine große Chance für die 
Mädchen ist, wenn sie Berufe erlernen, die gar 
nicht mehr zeitgemäß sind. Es wird dort vieles 

- Großartiges geleistet, ohne jeden Zweifel. Aber 
mit solchem ersparten Geld wäre die Ausrichtung 
auf zeitgemäßere Berufe wie zum Beispiel die Büro­
ausbildung, die immer wieder erbeten wurde, im 
Blümelhof sicher möglich. 

Daher wiederhole ich die Angelegenheiten im 
Rahmen der Jugendwohlfahrtspflege: Verstärkte 
öffentlichkeitsarbeit-über die Tätigkeit aller Beam­
ten, aller, die in diesem Bereich tätig sind; Schaf­
fung eines eigenen Dienstzweiges und einer Aus­
bildung für die in der Jugendfürsorge tätigen Be­
diensteten und Ersatz der in Pension gehenden Für­
sorgerinnen oder Neugewinnung männlicher Sozial­
arbeiter in verstärktem Ausmaß für den Bereich 
der Jugendwohlfahrtspflege. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zum Worte gemeldet hat sich der Herr 
Landesrat Gruber. Ich erteile ihm das Wort. 

Landesrat Gruber: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! 

Das Kapitel Fürsorge und Jugendwohlfahrt, das 
also jetzt Sozialhilfe und Jugendwohlfahrt umfaßt, 
hat ja nun zu einer Diskussion in einem vielfa­
chen Umfang angeregt. Ich freue mich darüber. Ich 
bin darüber nicht böse, sondern im Gegenteil, Herr 
Abgeordneter Eichtinger, wenn Sie das vermutet 
haben, ich bin für alle Anregungen immer wieder 
dankbar und werde mich auch bemühen, im Rahmen 
meiner Beantwortung zu den konkret aufgewor­
fenen Fragen Stellung zu nehmen. Allerdings darf 
ich Ihnen doch eines sagen, Herr Abgeordneter 
Eichtinger, wenn Sie glauben, daß die Sozialhilfe 
und Jugendwohlfahrtsarbeit mit einigen Anträgen 
sozusagen bewegt werden kann, dann gestatte ich 
mir, bescheidenerweise, Sie darauf aufmerksam zu 
machen, daß Sie da wahrscheinlich doch einem ge­
wissen Irrtum unterliegen. Denn, wenn Sie daran 
denken, daß Hunderte Beamte, viele Hunderte 
Vertragsbedienstete im Land, in den Gemeinden, in 
den Bezirksfürsörgeverbänden und noch einmal viele 
Hunderte Funktionäre im Rahmen der freien Wohl­
fahrtspflege tätig sind, die tagaus und tagein diese 
Arbeit für die soziale Wohlfahrt im Lande zu be­
wältigen versuchen, dann werden Sie doch zugeben 
müssen, daß hier ein sehr großer Umfang dieses 
Aufgabenbereiches gegeben ist, den Sie doch nicht 
so voll berührt haben. Ganz allgemein erlaube ich 
mir daher auch trotz Kritik, die berechtigt oder un­
berechtigt geübt wurde, die Feststellung zu treffen, 
daß auch 1975 in der Steiermark im Rahmen der 
rechtlichen, finanziellen und personellen Möglich­
keiten die Jugendwohlfahrtsarbeit und die Sozial­
hilfe vorbildlich bewältigt und vollzogen wurden. 
Wenn ich darauf hinweise, daß allein ein Akten­
eingang von rund 77.000 Stück in der Rechtsabtei­
lung 9 bearbeitet werden mußte, daß Budgetansätze 
hier sind, die für 1975 435,617.000 Schilling auf 
der Ausgabenseite und 173,997.000 Schilling auf 
der Einnahmenseite betrugen und dazu noch ein 
außerordentlicher Haushalt von 74 Millionen Schil­
ling, dann glaube ich, erkennt man schon, daß hier 
ein gewaltiges Arbeitspensum tagtäglich bewältigt 

werden muß. Das kann nur dann gemacht werden, 
wenn die Beamten, die Vertragsbediensteten in der 
Rechtsabteilung 9, in den Bezirkshauptmannschaf­
ten, in den Gemeinden und überall, wo also diese 
Arbeit vollzogen werden muß, mit vollem Einsatz, 
mit profunden Kenntnissen und auch mit Herz 
dieser Aufgabe nachkommen und gerecht werden 
und das glaube ich, kann man im allgemeinen 
doch auch bei uns in der Steiermark feststellen. Das 
schließt nicht aus, daß da und dort Dinge passieren, 
wie Sie zum Beispiel auf dieses Kunstwerk beim 
Landesaltenpflegeheim Kindberg hingewiesen ha­
ben. Doch sage ich jetzt nicht zur Entschuldigung 
dazu: „Kunstwerke bei allen Landesbauten werden 
niemals vom zuständigen Referenten ausgesucht 
und ausgewählt, sondern vom Kunstbeirat der Stei-
ermärkischen Landesregierung und das zuständige 
Regierungsmitglied, ganz gleich ob auf der linken 
oder rechten Seite, hat das zu vollziehen." Da kom­
men wir schon wieder zu dem Thema, ich möchte 
nicht zurückgreifen zur Kunst, wer die Kunst be­
urteilt, was Kunst ist und was also von Bedeutung 
ist. Das ist also hier ausgewählt worden und wir 
haben daher auch dieses Kunstwerk angebracht. 

Meine Damen und Herren, die Schwerpunkte im 
Fürsorgebudget für 1976 liegen auch ohne Zweifel 
wiederum im Bereiche des einstmals als „geschlos­
sene Fürsorge" bezeichneten Bereiches. In der all­
gemeinen Sozialhilfe sind Ausgaben von 141 Mil­
lionen Schilling vorgesehen, für die Behinderten­
hilfe 123 Millionen Schilling, für die Blindenbei-
hilfe 63 Millionen Schilling, für den Ausbau der 
beiden Landesaltenpflegeheime Kindberg und für 
den Neubau in Mautern 45 Millionen Schilling und 
für die Jugendwohlfahrt 67 Millionen Schilling. 

Die Gesamtausgaben im Rahmen der Rechtsabtei­
lung 9, der Sozialhilfe und Jugendwohlfahrt, stei­
gen im Jahr 1976 um 19 Prozent im ordentlichen 
Haushalt und ebenfalls im außerordentlichen Haus­
halt. Ich glaube nicht, daß jemand hier ist, der 
glaubt, daß diese Ansätze sozusagen eine Selbst­
verständlichkeit sind. Diese Ansätze müssen in har­
tem Ringen erkämpft werden bei den Vorberatun­
gen für das Landesbudget und bei den entschei­
denden und abschließenden Beratungen in der Lan­
desregierung. Der Gegensatz zu Ihnen als Abge­
ordnete und zu dem, was ich in der Landesregierung 
höre, liegt immer darin, daß mein Budget der Lan­
desregierung immer zu groß erscheint und zu viel 
und ich immer wieder Entscheidendes streichen 
muß und Ihnen, was mich außerordentlich freut, 
das Budget zu gering erscheint und viele wichtige 
Aufgaben noch erfüllt werden sollten. Ich stimme 
hier in dieser Frage jedenfalls mit Ihnen überein 
und Sie können versichert sein, daß ich mich auch 
immer wieder bemühen werde, diese Aufgabe so 
gut als möglich wahrzunehmen und auch finanziell 
durchzusetzen. 

Neben den Aufgaben, die im Bereiche des Bud­
gets liegen, haben wir vor uns auch eine Reihe 
von legistischen Aufgaben. Das Steiermärkische 
Sozialhilfegesetz steht zur Diskussion und, meine 
Damen und Herren, das ist eine komplizierte Ge­
setzesmaterie und es ist zu einfach, den einen zu 
feiern als den, der alles gemacht hat, und den an-
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deren als den zu bezeichnen, der alles versäumt 
hat. (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Sie sind ja gelobt wor­
den!") Dazu ist diese Materie, und das wissen auch 
einige in Ihrem Kreis, weitaus zu kompliziert. 
(Abg. Jamnegg: „Initiiert haben wir es!" — Abge­
ordneter Dr. Eichtinger: „Siehe Ihre Redner!") Je­
denfalls haben wir im Verhandlungsausschuß, mei­
ne Damen und Herren, schon einige gemeinsame 
Positionen festgelegt. Wir sind uns darüber einig, 
daß das Blindenbeihilfengesetz und das Behinder­
tengesetz nicht miteinbezogen werden. Wir sind uns 
in etwa darüber einig, wie die finanziellen Lasten 
zwischen Land und Gemeinden geteilt werden sollen. 
Wir haben auch Untersuchungen laufen, wie es mit 
den Regreßansprüchen aussieht und was hier mög­
lich ist. (Abg. Jamnegg: „Das war alles Gegenstand 
der Parteienverhandlungen. Ich habe darauf verzich­
tet, darüber zu reden!" —- Abg.Dipl.-Ing. Fuchs: „Aber 
er kann nicht verzichten!") Frau Abgeordnete, ich 
habe gesagt, es gibt gewisse Positionen, wo wir 
schon Übereinstimmung erzielt haben und damit 
meine ich zwischen der österreichischen Volkspar­
tei und der Sozialistischen Partei. Ich- fühle mich 
dazu verpflichtet, das zu sagen, weil doch der Herr 
Abgeordnete Eichtinger sonst hier im Haus den 
Eindruck hinterlassen würde, daß hier überhaupt 
nichts geschieht und daß wir hier immer erst so­
zusagen eingemahnt werden müssen. Ich lasse es 
aber auch schon bei diesen Feststellungen, weil ich 
überzeugt bin, wir werden weiterverhandeln und, 
wie ich hoffe, ein gutes steirisches Sozialhilfege­
setz zustande bringen. 

In der Frage des Behindertengesetzes und der 
Novelle zum Behindertengesetz: Auch hier haben 
wir eine Reihe von Initiativen gesetzt und können 
wir im nächsten Jahr mit einer entsprechenden 
Vorlage in der Landesregierung und im Landtag 
rechnen. Es wird in dieser Vorlage enthalten sein, 
daß die Staatsbürger der Bundesrepublik Deutsch­
land den österreichischen Staatsbürgern gleich­
gestellt werden. Es ist eine Mietzinsbeihilfe vor­
gesehen, es wird das Pflegegeld auf das 6. Lebens­
jahr herabgesetzt und in ein dreistufiges Pflegegeld 
umgewandelt und es wird der § 19 Absatz 2 fallen, 
der eine bestimmte Einschränkung bei der geschütz­
ten Arbeit bedeutet. 

Aber nun, meine Damen und Herren, weil viel-
seits heute der Appell ertönt ist, mehr Arbeitsplätze 
für Behinderte: Diesen Appell habe ich in diesem 
Hohen Hause schon wiederholt ausgesprochen. Die­
sen Appell, von welcher Seite immer er kommt, 
unterstreiche ich nur. Die Wirklichkeit ist nämlich 
höchst kritisch. Bei den Betriebseinschränkungen 
zeigt sich, daß man vorwiegend den Weg geht, daß 
man sagt, geschützte Arbeitsplätze sollen aufge­
lassen werden. Hier gibt es eine Vielzahl von 
Kündigungen, weil man. einfach in der freien Wirt­
schaft der Auffassung ist, daß die Aufgabe der Ver­
sorgung der Behinderten auf geschützten Arbeits­
plätzen alleinige Angelegenheit der öffentlichen 
Hand sei. Wenn Sie wollen, meine Damen und 
Herren, verlese ich Ihnen hier eine ganze Liste 
solcher Kündigungen, die mir aus dem Bereiche der 
freien Wirtschaft zugegangen sind und bei denen 
das Landesarbeitsamt berichtet, nach einem Jahr, 

eineinhalb Jahren oder nach zwei Jahren, daß eine 
Arbeitsvermittlung ausgeschlossen ist und Antrag 
auf eine geschützte Arbeit im Landesdienst gestellt 
wird. Nun sind wir glücklicherweise in der Lage, 
daß wir bereits 75 geschützte Arbeitsplätze im Lan­
desdienst haben und mit dem Budget für 1976 Vor­
sorge treffen, daß 100 geschützte Arbeitsplätze im 
Landesdienst zur Verfügung stehen. Aber hier lau­
fen bereits jetzt schon die Anträge und ich weiß, 
wenn die Personalabteilung, die Rechtsabteilung 1, 
der Herr Landeshauptmannstellvertreter Wegart, 
diesen Anträgen der Rechtsabteilung 9 zustimmen 
wird, daß wir im Jänner oder spätestens im 
Februar diese 25 zusätzlich geschützten Arbeits­
plätze im Landesdienst besetzt haben werden und 
daß es dann für das heurige Jahr aus ist. (Abg. Dok­
tor Maitz: „Herr Landesrat, wie ist es in der ver­
staatlichten Industrie?") Die verstaatlichte Indu­
strie, Herr Abgeordneter, hat hier immer wieder 
Vorbildliches geleistet. Das kann ich Ihnen aus wirk­
lich eigener Erfahrung sagen. (Abg. Dipl.-Ing. 
Fuchs: „Aber auch sehr viele Private!") Auch sehr 
viele Private. (Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: „Ich glaube, 
man soll da keinen Gegensatz konstruieren. Ich 
wollte fragen, wo ist der Gegensatz zur freien 
Wirtschaft?") Zur freien Wirtschaft gehört auch die 
verstaatlichte Industrie. Darüber besteht ja kein 
Zweifel. (Abg. Ileschitz: „Kollege Fuchs, dann soll 
er nicht fragen!") Das verstehe ich alles. (Abge­
ordneter Dipl.-Ing. Fuchs: „Dann sind wir uns ei­
nig! Wenn Sie sagen: ,Freie Wirtschaft ist alles , 
dann sind wir uns einig!") Wenn Sie aber wollen, 
Herr Abgeordneter Fuchs, ich brauche das nicht 
hier im Landtag zu verlesen. Wenn Sie Interesse 
haben, können Sie in das Paket dieser Listen Ein­
sicht nehmen, wie die Dinge liegen. Es ist auch 
so, daß in der Presse hier oftmals Mißverständnisse 
vorherrschen. Hier gibt zum Beispiel eine Zeitung 
wieder, daß für Behinderte leider alle Institutionen 
versagen. Meine Damen und Herren, wenn Sie sich 
einmal dafür interessieren, was es heißt und welche 
Mühe notwendig ist, einen Behinderten auf einem 
Arbeitsplatz unterzubringen, den Arbeitsplatz be­
hindertengerecht oder für dessen spezifische Be­
hinderung entsprechend einzurichten, dann werden 
Sie erkennen, daß das kein einfaches Problem ist. 
Und gerade in dieser Zeitung vom 8. Dezember 
ist auf einen Fall hingewiesen, wo es also heißt: 
„Was ist mit der Rosi Kraxner, hat sie schon eine 
Arbeit bekommen? Aber nein, wie alle, keine." 
Gerade zu dieser Zeitung darf ich sagen, daß auch 
das Fräulein Rosa Kraxner, geboren am 16. Jänner 
1957, bei jenen Anträgen dabei ist, die einen ge-
schützen Arbeitsplatz im Landesdienst bekommen 
sollen. Ich möchte ganz allgemein dazu sagen, daß 
es schwierig ist, Behinderte auf Arbeitsplätzen un­
terzubringen, daß die öffentliche Hand hier mit 
gutem Beispiel vorangeht und daß wir uns selbst­
verständlich weiterhin bemühen werden, diese Ein­
richtung der geschützten Arbeit zu entwickeln und 
auszubauen. Sicher ist das eine Kostenfrage, meine 
Damen und Herren. Es ist keine Kunst, wenn ge­
sagt wird, man soll ein Behindertenheim wie Solle-
nau schaffen, wenn wir 120 Millionen Schilling 
dafür bekommen, die es angeblich gekostet hat. 
Wie das finanziert wurde, weiß ich nicht, ich kenne 

10' 
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es nur aus Berichten aus der Zeitung. Ja, wenn wir 
diesen Betrag zur Verfügung haben, werden wir 
das auch machen können. Es ist in all diesen Din­
gen auch immer wieder eine finanzielle Frage, in 
welchem Rahmen wir in der Lage sind, vom Lan­
desbudget und von anderen Stellen die hotwendi­
gen Geldmittel zu bekommen, um den Erfordernis­
sen gerecht zu werden. 

Wir haben zweifelsohne Schwerpunkte im Lan­
desbudget auf der finanziellen Seite. Das ist, wie 
ich schon erwähnt habe, die geschlossene Sozial­
hilfe. Das ist aber auch der Bau unserer Landes-
altenpflegeheime. Sie dürfen nicht übersehen, daß 
wir hier einen Nachholbedarf haben, der sich über 
Jahre zieht und der jetzt eben einmal große finan­
zielle Anforderungen erfordert. Wir haben auch 
über die Frage der Pflegegebühren in den Anstal­
ten diskutiert und wir sind uns darüber einig ge­
wesen. Wir haben auch in der Landesregierung 
schon für 1976 vorgesorgt, daß wir durch ein stär­
keres Anheben der Pflegegebühren versuchen sol­
len, einen gewissen Ausgleich zwischen Ausgaben 
und Einnahmen herbeizuführen, um eben wieder­
um mehr Mittel für den weiteren Ausbau zur Ver­
fügung zu haben. Aber auch das kann alles nur 
schrittweise gehen, auch das kann alles nur in ei­
nem bestimmten Zeitraum abgewickelt werden. 

Zur Wortmeldung des Herrn Abgeordneten Maitz 
hinsichtlich der Frage der Landesjugendheime und 
der Fürsorgeerziehung in der Jugendwohlfahrt: Mit 
dieser Frage hat sich ja auch der Herr Abgeord­
nete Kohlhammer eingehend auseinandergesetzt. 
Auch dazu möchte ich sagen: Wir haben doch, glau­
be ich, wenn Sie einen-Vergleich mit anderen Bun­
desländern ziehen, in der Fürsorgeerziehung ein 
ganz positives Ergebnis erreichen können. Unsere 
Landesj ugendheime sind nie so einer öffentlichen 
Kritik ausgesetzt gewesen, wie das in anderen Län­
dern der Fall gewesen ist. Und bei uns hat es skei-
nen Sturm auf die Heime gegeben und keine Re­
volutionen in den Heimen. Ich glaube, ganz allge­
mein muß man ja im Rahmen der Sozialhilfe wie der 
Jugendwohlfahrt sagen, daß hier kein Bereich ist, 
in dem man sozusagen große populäre Aktionen 
setzen kann, sondern es ist ein Bereich der stillen 
Alltagsarbeit, <die eben von vielen fleißigen Mit­
arbeitern und Beamten bewältigt werden muß. Das 
schließt natürlich nicht aus, daß wir uns um alle 
diese Dinge immer wieder im besonderen anneh­
men. 

Auf die Zusammenarbeit, meine Damen und Her­
ren, auch im Bereich der freien Wohlfahrtspflege 
mit der öffentlichen Wohlfahrtspflege möchte ich 
hinweisen und feststellen, daß diese Zusammen­
arbeit in unserem Lande eine ausgezeichnete igt, 
die reibungslos funktioniert. Die Ideen, die aus 
dem Bereiche der freien Wohlfahrtspflege gekom­
men sind, wären niemals verwirklichbar gewesen, 
wenn nicht immer vom Land aus die ideelle und 
die finanzielle Unterstützung in jedem Fall im groß­
zügigsten Maße gewährt worden wäre und so sind 
manche Einrichtungen entstanden, mit denen wir 
heute zufrieden sein können. * ;.t 

Ich möchte aber doch auf zwei Einrichtungen, di§ 
im heurigen Jahr eine gewisse Bedeutung erlangt 
haben, auch noch besonders hinweisen. Die Völks­

hilfe hat im vorigen Jahr mit dem Bau eines Pen­
sionistenheimes begonnen. Die Vorsitzende der 
Volkshilfe, meine Amtsvorgängerin Maria Matzner, 
hat hier ein großes Werk im Bereiche der freien 
Wohlfahrtspflege in Angriff genommen. Es wird 
hier am Grazer Boden in Eggenberg ein Pensio­
nistenheim mit 75 Betten, das heißt mit 10 Zwei­
bettzimmern und 55 Einbettzimmern, entstehen. Die­
ses Pensionistenheim ist entsprechend mit den not­
wendigen Speiseräumen, Großküche usw. ausge­
stattet. Es wird nun auch aus der Landeswohnbau-
förderung mit 60 Prozent gefördert. Es wird letz­
ten Endes dann auch für 75 steirische Pensionisten 
als ein modernes Pensionistenheim zur Verfügung 
stehen, wobei es so ist, daß ein einmaliger Landes­
beitrag von 2,5 Millionen Schilling gewährt wird. 
Wir glauben, daß solche Förderungen, die auch im 
anderen Bereiche möglich waren, auch hier gerecht­
fertigt sind. 

Noch ein Wort zur Gründung des „Steirischen 
Altenhilfswerkes". Meine Damen und Herren, ich 
bin stolz darauf, daß es mit dem Caritasdirektor 
Monsignore Thiel und mit vielen anderen möglich 
war, auf überparteilicher Ebene ein solches „Steiri-
sches Altenhilfswerk" ins Leben zu rufen. Dieses 
Altenhilfswerk, in dem der Schulbeginn bereits mit 
6. Oktober erfolgte und in dem die Vorsorge ge­
troffen ist, daß die Organisation im nächsten Jahr 
aufgebaut wird, wird der Öffentlichkeit eine ent­
sprechende finanzielle Entlastung bringen, wenn 
wir in der Lage sind, durch gut ausgebildete Alten­
helfer es dem alten Menschen zu ermöglichen, so 
lange als nur denkbar überhaupt in seiner Woh­
nung, in seiner gewohnten Umgebung zu bleiben. 

So glaube ich, allgemein sagen zu können, mei­
ne Damen und Herren, daß ohne Zweifel manches 
zu tun ist. Es gibt überhaupt keinen Zeitpunkt in 
der sozialen Wohlfahrt, wo man sagen könnte, 
jetzt ist alles bestens geordnet und alles erreicht. 
Im Gegenteil, ich sage immer, daß wir von Jahr 
zu Jahr neue Ideen entwickeln müssen und neue 
Dinge in Angriff nehmen müssen. Und so haben 
wir es auch bisher gehalten. 

Am Schluß meiner Ausführungen, meine Da­
men und Herren, möchte ich auch die Gelegenheit 
wahrnehmen, allen zu danken, die im Rahmen der 
sozialen Wohlfahrt tätig sind: Den Beamten, den 
Vertragsbediensteten, auch meinen Mitarbeitern im 
Sekretariat, die einen großen Teil der Last und auch 
der Verantwortung zu tragen haben. Manche ver­
dienstvolle Beamte scheiden mit Jahresende aus 
den Dienststellen. Auch ihnen möchte ich den be­
sonderen Dank sagen. Es tut mir aufrichtig leid, 
daß unter den verdienstvollen Beamten, die aus­
scheiden, der Vorstand der Rechtsabteilung 9, Frau 
Wirklicher' Hofrat Dr. Pestemer, ist. Sie ist die 
einzige Dame, die in den letzten 30 Jahren in der 
Landesverwaltung die Position eirifis Vorstandes 
einer Rechtsabteilung erreicht hat. Daß sie ausge­
rechnet im Jahr der Frau aus dieser Funktion aus­
scheidet, ist ein Zufall, der mit dem Geburtsdatum 

, zusammenhängt und nicht anders beeinflußbar ist. „ 
Frau Wirklicher Hofrat Dr. Pestemer ist eine Gra- * 
zerin, hat in Graz 1933 an der Fakultät der Rechts­
und Staatswissenschaften promoviert #nd dann nach 



16. Sitzung des Steierm. Landtages, VIII. Periode — 10., 11. und 12. Dezember 1975 697 

Gerichtspraxis und Tätigkeit in der Vormundschaft 
Aufgaben im Landesdienst, hier in der Landesver­
waltung, übernommen. 1940 hat sie bereits am Auf­
bau des Landesjugendamtes und am Aufbau der 
Jugendwohlfahrtsbehörde gearbeitet. 1945 wurde 
sie unter schwierigsten Verhältnissen zur Zeit der 
englischen und russischen Besatzungsmacht einge­
setzt, den Neuaufbau dieses Verwaltungszweiges 
in die Wege zu leiten. Frau Hofrat Pestemer hat 
das Jugendamt, die Jugendwohlfahrt, geleitet. Sie 
hat die Kindererholungsaktion im Ausland durchge­
führt, in Dänemark, in Holland und in der Schweiz. 
1956 hat sie als speziellen Auftrag übertragen er­
halten, die Flüchtlingskinder, die aus Ungarn ge­
kommen sind, zu betreuen. 1959 wurde sie Ver­
treter des Vorstandes der Rechtsabteilung 9. Sie 
hat am Jugendschutzgesetz, am Jugendwohlfahrts-
gesetz entscheidend mitgearbeitet und hat jetzt 
große Verdienste um das Zustandekommen des 
Steiermärkischen Sozialhilfegesetzes, wofür sie eine 
Reihe von Entwürfen ausgearbeitet hat, erworben. 
Sie war als einzige deutschsprechende Beamtin 1971 
eingeladen, an einer besonderen Studiengruppe des 
Europarates mitzuwirken. Sie ist mit 8. Dezember 
1972 schließlich zum Vorstand der Rechtsabteilung 9 
bestellt worden. Profundes Fachwissen und ein groß­
artiger Einsatz, den Frau Hofrat Pestemer durch 
ein Leben der sozialen Wohlfahrt gegeben hat, 
rechtfertigen es, glaube ich, daß ich hier im Hohen 
Hause einen kurzen Abriß ihrer Tätigkeit gege­
ben habe und ich möchte ihr — nachdem sie an­
wesend is t — noch einmal den besonderen Dank 
und die besondere Anerkennung für ihre Leistung 
aussprechen. (Allgemeiner Beifall.) 

Zweiter Präsident Gross: Ich unterbreche nunmehr 
die Sitzung bis 19.45 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung 19.10 Uhr, 
Wiederaufnahme der Sitzung 19.50 Uhr) 

Präsident: Wir nehmen die unterbrochene Sitzung 
wieder auf. Wir kommen nun zum zweiten Teil 
der Gruppe 4, „Wohnbauförderung". Zu Wor te ge­
meldet hat sich der Herr Abgeordnete Loidl. Ich 
erteile es ihm. 

Abg. Loidl: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! 

Die Versorgung der Bevölkerung mit ausreichen­
dem Wohnraum zählt gewiß zu den wichtigsten 
Aufgaben und daher gibt es im Rahmen der Budget­
debatte auch immer eine Wohnbaudebat te . Ich 
möchte mich, obwohl es sicherlich sehr vieles und 
auch sehr vieles Positives zu sagen gäbe, sehr be­
schränken und Ihnen versichern, daß ich mich ganz 
kurz halte, damit Sie mich lieber anhören. Wir wis­
sen alle, trotz aller Anstrengungen und Bemühun­
gen, aller Förderungen und aller unstreitbar damit 
verbundenen ganz großen Erfolge ist das Woh­
nungsproblem noch lange nicht gelöst. Wie schwie­
rig und wie differenziert die ganze Materie ist, 
beweist, daß die Standpunkte und Ansichten so­
wohl hüben als auch drüben neu überdacht und 
auch revidiert wurden. Das ist zum Beispiel von 
den Problemen des Wohnungswiederaufbaues über 
die so viel diskutierte Frage der Subjektförderung 

öder Objektförderung bis zur Wohnbeihilfe, der 
Wohinungsverbesserung und was es da noch alles 
gibt, der Fall. Ich glaube, meine Damen und Herren, 
daß wir wieder an einem Punkt stehen, wo Korrek­
turen vorgenommen werden müßten. Dabei möchte 
ich ganz einfach die Frage in den Raum stellen, ob 
wir nicht allzu oft schon an den Menschen vorbei 
bauen, für die das ganze eigentlich gedacht ist. Ich 
stütze mich dabei auf ein praktisches Beispiel, das 
Ihnen auch sicher allen untergekommen ist, und 
diese Erfahrung werden Sie auch haben: Da kommt 
zum Beispiel ein qualifizierter Facharbeiter, er ist 
verheiratet, hat ein Kind, verdient zwischen 7000 
und 8000 Schilling monatlich und fragt wegen 
einer Wohnung, weil er bei seiner Schwieger­
mutter sehr beengt lebt. Die Mitteilung, daß 
er zunächst einmal 100.000 Schilling als Eigenmit­
tel aufbringen muß, nimmt er noch einigermaßen 
gelassen hin und er ist sogar bereit, wenn es sein 
muß, zunächst auf sein Auto zu verzichten. Wenn 
ich ihm aber dann pflichtgemäß sage, daß er damit 
rechnen muß, daß die Wohnung mit der Kapital­
tilgung, mit den Betriebskosten, mit der Heizung, 
Stromkosten, mindestens 3000 Schilling und mehr 
kosten wird, da ist noch kein Fernsehen, kein Ra­
dio, kein Telefon dabei, dann sagt er, das sei für 
ihn einfach unerschwinglich. Bei diesen Einkom­
mensverhältnissen vermag auch die Wohnbeihilfe 
nicht mehr entscheidend zu helfen. Das heißt auf 
deutsch, daß wir selbst bei einem qualifizierten 
Facharbeiter mit einem gesicherten Arbeitsplatz 
mit unserer Wohnbauförderung ziemlich daneben 
liegen, also irgendwie vorbeibauen. Dieser Mann 
zieht zunächst einmal seine Anmeldung auf eine 
Neubauwohnung zurück und in der Statistik ist der 
quantitative Wohnungsfehlbestand um einen we­
niger. Ich sage das deswegen, weil es so problema­
tisch mit der Feststellung ist, was quanti tat iver 
und was quali tat iver Wohnungsfehlbestand ist. 
Meine Damen und Herren, es fällt doch auch auf, 
daß immer weniger freifinanzierte Wohnungen ge­
baut werden. Ich glaube nicht, daß es nun um 
soviel weniger Menschen gibt, die sich eine solche 
freifinanzierte Wohnung, wie das in der Vergan­
genheit war, leisten können, sondern weil es eben 
jetzt durch den Ausfall der weniger leistungsfähi­
gen Personengruppen leichter geworden ist, über 
die Genossenschaften geförderte Wohnungen zu 
bekommen. 

Meine Damen und Herren, dem Landtag liegt ein 
gemeinsamer Resolutionsantrag vor, in dem eine 
ganze Reihe von Maßnahmen vorgeschlagen wird, 
welche zur Milderung des gegenwärtigen Woh­
nungsaufwandes führen würden und ich glaube 
auch, daß, wenn sie verwirklicht werden, das auch 
tatsächlich der Fall sein wird. Ich will darauf ver­
zichten, jetzt auf die einzelnen Punkte einzugehen, 
weil sie bekannt sind. Aber eines ist wichtig, daß 
man es hier sagt: Es sind wahrscheinlich alle dafür, 
daß es geschieht, aber man muß sich im klaren sein, 
daß bei der Verwirklichung dieser zielführenden 
Maßnahmen dann sicherlich besser geförderte 
Wohnungen gebaut werden können, aber dafür we­
niger, wenn nicht zusätzliche Mittel erschlossen 
werden. 
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Ich glaube, bevor wir weiter an den echt Woh­
nungsbedürftigen vorbeibauen, sollten wir dieses 
Weniger in Kauf nehmen, aber auch den Mut ha­
ben, dafür dann auch einzustehen. Denn es könnte 
sonst sein, was in anderen Ländern schon der 
Fall ist, daß auch öffentlich geförderte Wohnun­
gen leerstehen, weil sie sich die Leute nicht leisten 
können. 

Und noch etwas ganz kurz: Die Wohnungsauf­
wandsbelastungen bestehen nicht nur aus der Ka-
pitaltilgung, sondern auch aus den Betriebs-, Hei-
zungs- und Stromkosten. Diese können von der 
öffentlichen Hand nicht subventioniert werden. Da 
sie aber auf die Gestaltung der monatlichen Zah­
lungen großen Einfluß haben, müßte, soweit das 
die öffentliche Hand kann, bei der Gestaltung ins­
besondere der Energiekosten, wie Heizungs- und 
Stromkosten, soweit dies irgendwie möglich ist, 
Rücksicht genommen werden. 

Meine Damen und Herren, ein Wort noch zur 
Wohnungsverbesserung: Ich glaube, daß sich die­
ses Gesetz — das ist längst bewiesen — außer­
ordentlich gut bewährt hat, daß es im großen Aus­
maß von der Bevölkerung in Anspruch genommen 
wird und daß es zu einer, glaube ich, sehr merkli­
chen Reduzierung des quantitativen Wohnungsfehl­
bestandes geführt hat und nun viele Menschen in 
besseren Wohnungen auch glücklicher leben. Das ist 
ja der ganze Sinn der Wohnbauförderung, daß die 
Menschen in guten Wohnungen ein möglichst zu­
friedenes und glückliches Leben führen können. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Schaller. 

Abg. Dipl.-Ing. Schaller: Hohes Haus, meine sehr 
geehrten Damen und Herrenl 

In der Frage der Wohnbauförderung stehen wir 
insoweit vor einer neuen Situation, als mit einer 
neuerlichen Novellierung des Wohnbauförderungs-
gesetzes 1968 ein lange vorgetragener Wunsch un­
sererseits auch Wirklichkeit geworden ist, nämlich 
erstens die Einbeziehung der Verbesserungsmaß­
nahmen in die Wohnbauförderung, und zwar in 
einem Rahmen zwischen 25 und 80 Prozent, und 
zweitens die Einbeziehung auch dieser Verbesse­
rungsmaßnahmen in die Wohnbeihilfe. Ich glaube, 
daß mit der nunmehr auch geschaffenen Möglich­
keit, auch Verbesserungsmaßnahmen in der Grund­
rißgestaltung, also Umbaumaßnahmen selbst zu 
fördern, auf der einen Seite auch eine große Zahl 
von an sich erhaltenswerten Wohnungen wiederum 
einem modernen Standard zugeführt werden können 
und auf der anderen Seite auch im sozialen 
Bereich den Menschen eine Hilfestellung geboten 
werden kann. 

Ich bin durchaus iri Übereinstimmung mit dem 
Kollegen Loidl, wenn es etwa um die Dauerbe­
lastung geht. Ich fürchte nur, daß wir in dieser 
Frage, etwa der Einbeziehung der Betriebskosten, 
vom Land aus etwas anstehen, weil es sich um 
bundesgesetzliche Regelungen handelt, und wahr­
scheinlich solche Fragen nur im Rahmen einer 
neuen Novellierung des Wohnbauförderungsgeset-
zes mitbesprochen werden können. 

Periode — 10., 11. und 12. Dezember 1975 

Man kann heute mit Sicherheit sagen, daß das 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 nicht nur seine 
Feuertaufe bestanden hat, sondern daß es eigent­
lich zu einem sehr brauchbaren Instrument der 
Wohnbaupolitik in Österreich geworden ist und 
ihm vor allem mit jenen Verbesserungsmaßnahmen, 
die heuer beschlossen worden sind, eine lange 
Zukunft, vorausgesagt werden kann. Es sei nun 
versucht, einige objektive Tatbestände aufzuzei­
gen, die uns doch in die Frage der Bedeutung der 
Wohnbauförderung hineinführen. Loidl hat das von 
der bauwirtschaftlichen Seite angeschnitten. Der 
Wohnbau ist ein entscheidender Wirtschaftsfaktor 
vor allem in einer konjunkturschwachen Zeit ge­
worden; aber auch vom Landesbudget her, da er 
bereits 1,7 Milliarden Schilling ausmacht. Ich möchte 
nur darauf hinweisen, daß wir im Jahre 1975 in der 
Steiermark mit der Wohnbauförderung nahezu 
10.000 Wohnungen gefördert haben. Wenn man die 
Eigenheime miteinbezieht sind es 7807 und wenn 
man die Verbesserungen mit 1300 dazuzählt — und 
das ist ja auch eine Wohnraumbeschaffung — 
kommt man immerhin auf 9189 Wohnungen, die 
von der Steiermark aus gefördert werden konnten. 
Eine zweite Zahl, die vielleicht ganz interessant 
ist: Ich habe heute das stenographische Protokoll 
nachgelesen. Im Jahre 1967 hat es eine sehr hitzige 
Debatte hier im Hause gegeben, wo bezweifelt 
wurde, ob nicht die Wohnbeihilfe unsere Wohn­
bauförderung einmal auffressen werde. Das ist nicht 
eingetreten, aber immerhin kann man sagen, daß 
im Jahre 1974 nahezu 5000 Wohnbauhilfebescheide 
hinausgegangen sind und im Jahre 1975 sind sie 
auf 7500 mit einer Beihilfensumme von 40 Millio­
nen Schilling angestiegen. Hier ist gerade die sub­
jektive Seite der Wohnbauförderung, die ja ein 
Uranliegen der Steiermark war, echt zum Tragen 
gekommen. Wenn man also diese Zahlen in den 
Raum stellt, sind sie eigentlich sehr stolze Zahlen 
und zeigen, daß das Land Steiermark zweifellos 
zu jenen Ländern gehört, die sehr viel im Bereich 
der Wohnbauförderung tun. Ich möchte aber trotz­
dem nicht ganz an der Entwicklung vorbeisehen. 

Trotz dieser sehr beachtlichen Leistungen, die 
seitens der öffentlichen Hand getätigt werden, gibt 
es so etwas wie ein Unbehagen in der Wohnungs­
wirtschaft schlechthin. Ich habe hier einige Fragen 
aufgeschrieben und ich glaube, es sind Fragen, die 
vor allem von jungen Menschen^ gestellt werden. 

Wird i>ei uns zuviel gebaut? In der Bundesrepu­
blik Deutschland gibt es glaubwürdige Statistiken, 
die besagen, daß etwa 390.000 freifinanzierte Woh­
nungen nicht mehr verkauft werden konnten. Die 
Zahlen sind' sicherlich in keinem Verhältnis zu uns. 
Eines zeigt sich heute allerdings auch, daß jene 
Gesellschaften, die im freien Wohnungsmarkt ge­
baut haben, nunmehr auf ihren Bauten oder auf 
ihren Bauruinen sitzengeblieben sind. Und einige 
solcher Ruinen gibt es auch in Graz. 

Wird zu teuer gebaut? Hier möchte ich ein kla­
res Ja sagen. Ich glaube, daß einfach heute sozialer 
Wohnbau mit einem Fragezeichen zu versehen ist. 
Gerade als Abgeordneter hat man sehr oft und sehr 
viel mit jungen Ehepaaren zu tun, die einfach nicht 
in der Lage sind, diese 100.000 oder 150.000 Schil­
ling aufzubringen, die sie auf den Tisch legen soll-
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ten, um dann nachher monatliche Belastungen von 
2500 bis 3500 Schilling in Kauf zu nehmen. 
Das ist einfach für viele nicht mehr tragbar, auch 
im geförderten Wohnbau. Wenn man den Dingen 
ein wenig nachgeht, wo also die Ursachen liegen, 
kann man auch die jetzige Regierung nicht ganz 
freisprechen. Ich will hier keine Polemik entfa­
chen, aber ich glaube doch, daß es gesagt werden 
muß, daß etwa die Inflationspolitik vor allem die 
einkommensschwachen jungen Familien trifft. In 
den Jahren 1970 bis 1975 sind beispielsweise die 
Lebenshaltungskosten in Österreich um 40 Pro­
zent, der Baupreisindex aber um 94 Prozent ge­
stiegen. (Abg. Ileschitz: „Die Gehälter auch!") Ich 
weiß, daß die Entwicklung zur Zeit rückläufig ist, 
daß sich also die Baupreise wiederum auf ein Ni­
veau eingependelt haben, das etwa bei 1972/1973 
im Hoch- und Tiefbau liegt, aber im Wohnungs­
preis hat es sich nicht durchgeschlagen. Neben die­
ser Inflationspolitik, die zweifellos auch eine Ver­
teuerung der Wohnungen mit sich gebracht hat, sind 
noch eine Reihe anderer Ursachen zu sehen. Dar­
über müßte in aller Klarheit und Deutlichkeit auch 
in diesem Haus geredet werden. Ich persönlich bin 
der Meinung, daß einer der Faktoren dieser sehr 
starken Verteuerung die enorm hohen Grundko­
sten sind. Und hier sind auch die Bauträger nicht 
ganz freizusprechen. Wenn man etwa miterlebt, wie 
in den dichteren Siedlungsbereichen Baugründe 
zwischen den Bauträgern hinauflizitiert werden, weil 
letztendlich ohnedies der Wohnungswerber diese 
Kosten mitschlucken muß, so glaube ich, daß hier 
eine jener Ursachen ist, die zu dieser enormen 
Verteuerung beigetragen haben. Ich bin sehr glück' 
lieh darüber, daß wir in der Steiermark zumindest 
einen Versuch gemacht haben, diesen Kostenfaktor 
in die Hand zu bekommen, indem nunmehr die 
Förderung an eine bestimmte Relation der Bauko­
sten zu den Grundkosten gebunden ist. Diese. zehn 
Prozent — in Ausnahmefällen 15 Prozent — sind 
wahrscheinlich kein endgültiges Ziel, aber sie sind 
zumindest einmal eine Bremse, die dort angesetzt 
werden kann, wo enorme Grundkosten letztendlich 
auf die Wohnungswerber übergewälzt werden kön­
nen. Ein zweiter Faktor ist die ungeheuer teure 
Infrastruktur. Meine Damen und Herren, wenn man 
die Bauentwicklung in dem letzten Jahrzehnt ver­
folgt hat, ob das Graz ist oder andere Städte sind, 
muß man sagen, daß oftmals an den falschen Plätzen 
gebaut worden ist und diese Stadtrandsiedlungen 
enorme Infrastrukturen zur Folge haben, die letzt­
endlich entweder die Kommunen, die Gemeinden 
zu tragen haben oder wiederum auf die Wohnungs­
werber selbst übergewälzt werden müssen. Und 
hier meine ich, daß wir eine Neuorientierung auch 
vom städtebaulichen Standpunkt her dringend not­
wendig hätten und vielleicht gut beraten sind, 
wenn wir etwa in dieser Frage jene vorhandene 
Infrastruktur, die ja schon geschaffen worden, ist, 
auch ausnützen. Also dort bauen, wo es sinnvoll 
ist, das heißt auch, daß wir Erneuerungsmaßnah­
men in abgewohnten Vierteln unter Umständen 
riesigen Großstadtsiedlungen an den Rändern vor­
zuziehen hätten. (Landesrat Bammer: „Herr Kol­
lege, ihr seid im Bund 20 Jahre dagegen gewesen!") 
Das stimmt nicht, ich kann nur eines sagen, ich 

habe selbst in der Bündesparteileitung in einem 
Ausschuß mitgearbeitet, in dem in dieser Frage 
sehr konstruktiv beraten wurde. Das ist meine 
Überzeugung, Sie wissen, daß ich hier nie einen 
Hehl daraus gemacht habe und daß wir auch diese 
Entwicklungen immer unterstützt haben. 

Nun, Kollege Loidl hat die Frage gestellt, ob an 
den Bedürfnissen der Menschen vorbeigebaut wird? 
Ich glaube ja, manchmal schon. Wenn man hier mit­
erlebt, was den Menschen eingeredet worden ist, 
etwa in der Frage Hochhaus, daß das Hochhaus 
so billig sei, weil man also hier rationell bauen 
und die Grundkosten auf sehr viele Wohnungen 
aufteilen kann. Wenn man die Abrechnung sieht, 
dann frage ich mich, wo also das Hochhaus so 
billig ist. Es sind echte Ansätze, und zwar massive 
Ansätze zur Umkehr getätigt worden. Wenn ich 
doch daran denke, wie mühsam es beispielsweise 
in Graz war und es ist Edegger zum Beispiel doch 
gelungen, diese unsinnigen Gürtelhochhäuser zu 
verhindern, wo Wohnhochhäuser an den ungünstig­
sten und unmöglichsten Stellen der Stadt gebaut 
werden sollten. Das ist eine Leistung, die man gar 
nicht hoch genug einschätzen kann. (Landesrat Bam­
mer: „Berliner Ring!") 

Nun ein weiterer Punkt,, der mir persönlich sehr 
am Herzen liegt und ich weiß, daß man hier bei 
der Wortwahl sehr genau sein muß: Ich habe 
manchmal den Eindruck und fühle mich immer wie­
der bei Gesprächen mit jungen Menschen darin 
bestätigt, daß es so etwas wie ein gestörtes Ver­
hältnis von Wohnungswerbern und Bauträgern gibt. 
Nun glaube ich, daß hier, ich möchte nicht sagen, sich 
zwei Welten gegenüberstehen, aber es immerhin 
zwei ganz verschiedene Ausgangspunkte sind. Der 
eine Ausgangspunkt, die Wohnungswirtschaft, die 
Bauträger, die natürlich nach wirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten denken und kalkulieren müssen, die 
sich außerdem auch aus ökonomischen Gründen 
zu sehr großen Einheiten zusammenschließen. Auf 
der anderen Seite steht der Wohnungswerber, 
manchmal in einer fast hilflosen Situation, in einer 
Not, weil er eine Wohnung braucht, aber nicht jene 
finanziellen Möglichkeiten zur Verfügung hat. Ge­
rade diese Polarisierung führt manchmal dazu, daß 
sich Menschen gegenüber den so mächtigen Appa­
raten den machtvollen Wirtschaftskörpern, wie es 
die Bauträger sind, ausgeliefert fühlen. Ich will 
hier nicht billig kritisieren, das liegt mir völlig 
fern, ich habe selbst auch aus eigener Tätigkeit 
heraus einige Erfahrungen in diesem Bereich. Es ist 
schwierig genug. Ich möchte auch durchaus aner­
kennen, daß jene Menschen, die in der Wohnungs­
wirtschaft tätig sind, vom besten Willen beseelt 
sind. Ich glaube, daß es manchmal eine Frage des 
Systems ist, eine Frage des Gegenübertretens und 
ich meine doch, daß wir an diesem Problem nicht 
vorbeischauen sollen. Es ist für mich kein Zufall, 
daß dieses gestörte Verhältnis zwischen Bauträgern 
einerseits und Wohnungswerbern auf der anderen 
Seite manchmal dazu führen mag, daß sich Ge­
nossenschaften in Ges. m. b. H. umwandeln, um 
damit diesem ständigen und sehr schwierigen Ge­
spräch mit den Wohnungseigentümern auszuwei­
chen. Ich möchte das auch von dieser Seite her 
einmal gesehen haben. 
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Abschließend glaube ich, daß wir daher aus die­
sen sogenannten Gründen heraus auch die Ver­
pflichtung und die Aufgabe haben, unsere Ziel­
richtungen in der Förderung immer wieder neu 
durchzudenken. Ich möchte hier vor allem drei 
Punkte nennen: 

Der erste Punkt wird sein, daß wir zu überlegen 
haben — und hier gibt es ja einen gemeinsamen 
Resblutionsantrag der Parteien —, in welcher Wei­
se wir die Kosten des Wohnungswerbers aber auch 
der ständigen Belastung herunterdrücken können. 
Einmal vielleicht durch eine Erhöhung der Wohn­
beihilfe, zum anderen vielleicht auch durch eine 
Erhöhung des Direktdarlehens. Aber auch hier sind 
uns Grenzen vom Gesetzgeber her mit den 70 Pro­
zent gesetzt, jedenfalls bis zum Jahre 1976. 

Das ist die eine Seite. Die zweite Seite, von der 
ich glaube, daß sie in Zukunft große Bedeutung -
hat, vor allem auch im Hinblick auf die Agglomera­
tionsgebiete: forcierte Förderung der Sanierung von 
Objekten. Damit können wir die vorhandene Infra­
struktur ausnutzen und damit auch volkswirtschaft­
lich richtig handeln, wei tere Baulandflächen vor 
einer Verbauung freihalten und mit Altbeständen 
unter Umständen Wohnqual i tä ten erreichen, die ein 
Neubau gar nie zu bieten in der Lage ist. Ich denke 
an die Wohnungen der Gründerzeit am Gläcis, 
riesige, schöne Wohnungen, die, wenn sie saniert 
sind, ungleich mehr Wohnqual i tä t zu bieten ver­
mögen als eine Neubauwohnung, mag sie noch so 
schön und ordentlich gebaut sein. Ein kulturelles 
Anliegen in diesem Zusammenhang: Ich meine doch, 
daß wir damit vor allem auch wertvollsten Bau­
bestand erhalten können. 

Und ein drittes: Ich hielte es für sinnvoll, darüber 
nachzudenken, ob man nicht auch im Mitteleinsatz 
die Individualförderung vers tärken sollte. Lassen 
Sie mich dies mit Zahlen kurz belegen: Im Jahre 
1975 haben wir im Durchschnitt im Geschoßbau je 
Wohnung Kredite in der Höhe von 335.000 Schil­
ling aufgewendet. Für den Eigenheimbau haben 
wir iim Durchschnitt ^166.000 Schilling benötigt, 
also um die Hälfte weniger. Warum? Schon allein 
deshalb, weil e twa die Frage der Eigenleistung, der 
Beteiligungsmöglichkeit im Einfamilienhaus un­
gleich größer ist und damit ein Phänomen erreicht 
wurde, das es eigentlich in den anderen Gegenden 
der Wel t nicht gibt: Das eigene Haus ist sozusagen 
zur Volkswohnung geworden. In Amerika ist das 
Eigenheim die teuerste Wohnform, bei uns ist sie 
wirklich die günstigste. Nun, ich weiß schon, daß 
ich als alter Vertreter der Raumordnung hier ge­
wisse Einschränkungen zu machen habe. Ich würde 
sagen, Individualförderung unter s trengster Beach­
tung raumordnungspolitischer Zielsetzungen. Was 
meine ich damit? Es sind jene Modellfälle, wie es 
sie heute schon gibt. In Mitterdorf im Mürztal ha­
ben sich, von der Ro'ttenmanner Siedlungsgenos­
senschaft betreut, viele Familien zusammengetan 
und eine geschlossene Siedlung unter beachtlichen 
Kostenbeiträgen, die selbst geleistet wurden, er­
baut. Ich denke auch an das Vorhaben in Deutsch­
landsberg, das zweifellos auch eine Beispielswir­
kung in dieser Richtung hin haben könnte. Wenn 
es uns gelingt, solche verdichtete, geschlossene Ein­
familienhaus-Siedlungen, oder wie Immer sie hei­

ßen, s tärker in den Vordergrund zu stellen, errei­
chen wir dabei, daß die höchste Wohnquali tät mit 
einer höchstmöglichen Beteiligung der Betroffenen 
erreicht werden kann. 

Und ein letztes: Ich weiß, daß es von der Wohn­
bauseite her sehr schwierig ist, dies zu regeln: die 
Berücksichtigung der Wohnumwelt . Die Hauptauf­
gabe der Vergangenheit war ganz sicher einmal 
die quantitative Frage, das heißt Schaffung von 
möglichst viel Wohnraum. Schon seit mindestens 
einem Jahrzehnt sind wir sehr bemüht, auch die 
qualitative Seite — etwa Schall- und Wärmeschutz 
— in den Mittelpunkt zu stellen. Ich glaube, daß 
es eine Wohnquali tät insoweit noch in einem er­
höhten Maße gibt, als auch die Umwelt eine sehr 
entscheidende Rolle im Wohnverhal ten spielt. Hier 
bin ich mir schon sehr bewußt, daß diese Frage 

- primär von der Stadtplanung her zu lösen wäre, 
von der Bauordnung. Gewisse Dinge hät ten einfach 
nicht passieren dürfen. Aber wir haben auch von 
der Förderung her eine gewisse Verantwortung. 
Wir haben uns gerade im Beirat zum Grundsatz 
gemacht, diese städtebauliche Komponente mit in 
die Bewertung der Förderungsmöglichkeiten ein-
zubeziehen. Ich glaube, wenn es uns gelingt, diese 
Fragen der Wohnumwelt in den Mit telpunkt zu 
stellen, und wenn es uns gelingt, auch die Bau­
behörden s tärker noch auf diesen Sachverhalt hin­
zuweisen, dann werden wir nicht nur genügend 
Wohnungen schaffen, sondern qualitativ hochwer­
tige Wohnungen und vor allem Wohnungen in 
ausgesprochen guter Wohnlage. 

Meine Damen und Herren, ich bin damit schon 
am Ende, ich habe ein bißchen länger gebraucht, 
aber man kann sich mit einem solchen Thema nicht 
in allzu kurzer Zeit auseinandersetzen. Ich danke 
Ihnen dafür, daß Sie mir so lange aufmerksam zu­
gehört haben. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Simon Pichler. 

Abg. Pichler: Hohes Haus! Meine Damen und 
Herren! 

Ich werde versuchen, sehr kurz zu sein, zumin-
destens e twas kürzer als der Kollege Schaller, da wir 
doch irgendwie eine Vereinbarung haben, daß wir 
trachten, e inander nicht zu wiederholen, sondern 
i rgendwie zu ergänzen. Ich habe ja zu all dem, was 
Kollege Schaller gesagt hat, nichts hinzuzufügen, 
es ist vielfach zu unterstreichen, wenn auch in den 
einzelnen Punkten vielleicht die Ansichten etwas 
auseinandergehen. Ich darf aber an die Spitze stel­
len, daß erfreulicherweise eines e ingetreten ist, daß 
eigentlich in der gesamten Wohnbaufrage weitge-
hendst eine Übereinstimmung herrscht und diese ei­
gentlich aus dem politischen Zankgefecht weitge-
hendst herausgekommen ist. Das ist, glaube ich, 
schon einmal von einem sehr, sehr hohen Wert , das 
zeigt sich auch immer wieder im Wohnbauf örderungs-
beirat und bei allen Gesprächen, wo man eben alle 
diese Fragen behandelt. Wir haben Resolutions­
anträge vorbereitet, die noch zu beschließen sind, 
aus welchen ersichtlich ist, wo uns eigentlich der 
Schuh bei dieser Frage am meisten drückt, näm­
lich einmal zu wissen, wie hoch ist echt der quanti-
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tative Fehlbestand und auch der qualitative Fehl­
bestand im Land Steiermark und in den einzelnen 
Gemeinden, um vielleicht die Mittel dann kon­
zentrierter und intensiver einsetzen zu können. Man 
soll diese Frage, glaube ich, deshalb sehr genau 
prüfen und die Erhebungen anstellen, weil wir 
uns in einer zweiten entscheidenden Phase im 
Wohnbauwesen befinden. 

Wir dürfen die Behauptung aufstellen, daß wir 
den größten Wohnungsbedarf, also den Wohnungs­
fehlbestand entweder behoben, bzw. den Bedarf so 
weit als möglich erfüllen konnten, und daß daher 
die Fragen sehr wichtig sind, wo noch gebaut wer­
den soll und wo oftmals gebaut wird — das ken­
nen wir aus der Praxis —, weil die Genossenschaft 
aus verschiedenen betrieblichen Überlegungen 
trachtet, unbedingt zu bauen. Das ist das eine. 

Das weitere ist: Wir haben eine Reihe von Wohn-
bauförderungsgesetzen in der Praxis hinter uns 
und steht nunmehr das Wohnbauförderungsgesetz 
1968 mit der Novelle 1972 in Anwendung. Aber 
nach kurzer Zeit müssen wir ebenso wieder erken­
nen, wie schon im Jahre 1965, daß uns eben die 
Mieten einschließlich der Betriebskosten irgendwo 
davonlaufen und wir nicht wissen, wie man mit 
diesen Dingen zu Rande kommen soll. Wenn also 
der Abgeordnete Schaller diesbezüglich bemerkt 
hat, daß diese Entwicklung eben jetzt da ist, so 
darf ich nur ganz kurz daran erinnern, daß genau 
dieselbe Entwicklung nur mit niedereren Zahlen 
wie eben im gesamten Wohnbauproblem die Zah­
len damals niederer gewesen sind, auch im Jahr 
1965 vorhanden war. Das war auch der Anlaß, das 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 zu schaffen, näm­
lich die Wohnbeihilfen und die Eigenmitteldar­
lehen im Gesetz nunmehr konkret einzubauen. Es 
wird daher höchst notwendig sein, daß man sich 
gemeinsam hinsetzt und Betrachtungen und Über­
legungen anstellt, wie dem begegnet werden kann. 
Denn es hat keinen Sinn zu bauen, nur damit ge­
baut wird, daß die Genossenschaften an die Bau­
firmen Aufträge erteilen können, sondern es muß 
ganz einfach weiter getrachtet werden, dem soge­
nannten sozialen Wohnbau wieder etwas näher zu 
kommen, von dem wir völlig entfernt sind. Wir 
haben bereits eine Reihe von Fällen, in denen die 
Menschen ganz einfach in diese Wohnungen — so 
schön sie gebaut sind — nicht mehr einziehen kön­
nen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang noch eine 
Frage hier anschneiden, die uns allen, so gut sie 
gemeint war, nämlich die Lösung des Sonderwohn-
bauprogrammes, irgendwo nicht in Erfüllung ge­
gangen ist und gehen konnte, weil ganz einfach die 
Firmen durchwegs ausgelassen haben. Ich kenne 
Fälle aus der Praxis, daß für Arbeitnehmer be­
stimmter Firmen gebaut wurde, die zugesagt hat­
ten, einen Mietzuschuß für den Arbeitnehmer zu 
leisten, damit er sich diese Wohnung eben be­
zahlen kann, weil er ja beim Sonderwohnbaupro-
gramm weder der Wohnungsbeihilfe noch der Ei­
genmitteldarlehen teilhaftig wird, und diese Fir­
men dann eben nicht bezahlt haben und eine Reihe 
von Bauvorhaben oftmals ganz einfach wieder um­
funktioniert werden und eine andere Finanzierung 
erfahren mußten. Das ist ein Vorhaben, das leider 

nicht in diesem Maße aufgegangen ist, selbst dort, 
wo wir solche Bauten vollführt haben, wie sich die 
Praxis zeigt. Wenn die Arbeitnehmer in die Pen­
sion treten, wenn in der Familie irgendein Un­
glück eintritt, so daß zum Beispiel die Frau als 
Witwe mit den Kindern zurückbleibt, oder — wenn 
schon nicht einmal das Schlimmste eintreten muß — 
eine Frühinvalidität gegeben ist, so bekommen sie 
einerseits von der Firma die Wohnungsbeihilfe 
nicht mehr und können auf der anderen Siete aber 
aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen die Woh­
nungsbeihilfe nicht erhalten, es kann auch sonst 
keine Lösung gefunden werden. Die Menschen 
müssen also aus der Wohnung ausziehen. 

Wenn man das Wohnungswesen einer gesamten 
Neubetrachtung zuführt, meine Damen und Herren, 
so komme ich nicht umhin, mir auch eine Bemer­
kung gegenüber den Geldinstituten zu erlauben. 
Eines ist sicher, alle Geldinstitute, gleichgültig wel­
cher Schattierung, haben aufgrund des großen 
Wohnbauvolumens in ganz Österreich jedenfalls 
herrliche und wunderbare Geschäfte gemacht. Sie 
haben also nicht sehr darauf Rücksicht genommen, 
uns immer die niedersten Zinsen anzubieten. Wenn 
man heute ein Wohnbauvorhaben zum Vergleich 
hernimmt und eine Berechnung anstellt, so kommt 
man also sehr rasch zur Erkenntnis, daß bei nur 
etwa einem Prozent Zinsensenkung die Möglich­
keit vorhanden wäre, mit der Miete um rund acht 
Prozent herunterzukommen. Eine weitere Folge 
wäre, daß wir nach dem Wohnbauförderungsge­
setz 1968 viel weniger an Wohnungsbeihilfe be­
zahlen brauchten und außerdem noch der Annui­
tätenzuschuß weiter zurückbleiben könnte, ebenfalls 
im Ausmaß von etwa acht Prozent. Ich will damit 
zum Ausdruck bringen, daß es notwendig ist, daß 
sich nicht nur die politischen Parteien, nicht nur 
die Genossenschaften und die Gesellschaften alleine 
bemühen sollen und müssen, zu einer Lösung zu 
kommen —• es liegen ja parallele Anträge vor —, 
sondern daß auch die Geldinstitute ihr Scherflein 
mit dazu beitragen sollen, die in der Zeit, wo 
alle anderen sehr lange auf eine Wohnung warten 
und sehr lange sparen müssen, bis sie sich eine 
Wohnung finanzieren können, doch einerseits ihre 
Zinsen kassieren konnten und andererseits die er­
sparten Gelder letzten Endes ja wieder weiterge­
geben haben. Das möchte ich unbedingt mit er­
wähnt haben. Dazu aber auch noch einen Vorschlag 
für die Behebung der Probleme: Es wird auch not­
wendig sein, Überlegungen anzustellen, ob es uns 
gelingt, die Laufzeiten bei den Hypothekardarle­
hen von 20 Jahren durchwegs auf 25 Jahre hinauf­
zubringen, womit ja ebenfalls die Miete wieder 
eine Senkung erfahren könnte. Das ist durchwegs 
durch Rechenbeispiele zu belegen. 

Nun zum Schluß etwas, was sehr selten vor­
kommt, was ich aber sehr gerne tue; ich mache das 
in Übereinstimmung mit meinen beiden Vorrednern 
und den Kollegen im Wohnbauförderungsbeirat: 
Ich darf den beiden zuständigen politischen Refe­
renten Herrn Landeshauptmann Niederl und Herrn 
Landesrat Bammer herzlichst für die gesamte, sehr 
korrekte und ordentliche Abwicklung während des 
ganzen Jahres 1975 danken. Es wurde dafür ge­
sorgt und jeder einzelne hat sich sehr bemüht, daß 
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so viele Bewilligungen als möglich den einzelnen 
Genossenschaften, Gemeinden und den Gesellschaf-, 
ten und selbstverständlich allen Eigenheimwerbern 
zugegangen sind. Es soll dafür ein Lob in diesem 
Zusammenhang ausgesprochen werden. Gleichzei­
tig darf ich aber auch allen Herren Beamten, an der 
Spitze dem Vorstand der Rechtsabteilung 14, herz­
lichst danken, daß sie oft noch in der letzten Minute 
die Unterlagen für die Beiratssitzungen herbeige­
schafft haben, um ja die einzelnen Vorhaben und 
Wünsche noch rasch hineinzubringen. Wir hoffen, 
daß ,es uns gelingt, das auch im Jahre 1976 in der­
selben Phase zu erleben. Ich danke schön. (Allge­
meiner Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat Herr Landeshauptmann 
Dr. Niederl. 

Landeshauptmann Dr. Niederl: Hohes Haus! Mei­
ne sehr verehrten Damen und Herren! 

Die Debatte über die Wohnbauförderung ist 
meistens am frühen Abend und ich möchte sagen, 
es ist fast familiär. Es fehlt der große Teil der 
Presse und der Massenmedien. Ich habe in den 
letzten Jahren auch festgestellt, daß fast nie von 
der Wohnbauförderung am letzten Tag berichtet 
wurde. (Landesrat Bammer: „Herr Landeshaupt­
mann, der Eichtinger hat aber festgestellt, daß es 
unsere Schuld ist, wenn die Presse fehlt!") Bitte 
schön, das macht mir ja nichts. Ich sage ja, familiär. 
Ich möchte dazu noch eines sagen; ich berichte auch 
nicht für die Öffentlichkeit, sondern hier für den 
Landtag, und es ist auch fast die kürzeste Debatte, 
die stattfindet, weil in den Problemen immer Über­
einstimmung gefunden wird. 

Wenn ich zu den einzelnen Ausführungen nur 
ganz kurz Stellung nehmen kann, dann — Herr 
Abgeordneter Pichler —, wer macht es besser, das 
muß man sich fragen, in dieser Situation? (Abge­
ordneter Pichler: „Der Bammer!") Der Bammer? Ja, 
mir scheint so, er soll es gleich übernehmen. (Hei­
terkeit. — Landesrat Bammer: „Ich habe es schon 
übernommen!") Es gibt die Probleme, die wir nicht 
wegdiskutieren können, die eben da sind in der 
Kostenfrage genauso wie in den Fragen der Wohn­
bauförderung. Es sind Probleme der Zeit und der 
Tatsachen. Wenn Sie sagen, daß wir uns vom so­
zialen Wohnbauwesen entfernt haben, so möchte 
ich eines wiederholen; daß wir uns gemeinsam 
bemühen müssen, wieder näher hinzufinden und 
ich werde in meinen Ausführungen noch darauf zu­
rückkommen. 

Aber ich möchte etwas anderes sagen: Schauen 
Sie, im Februar 1976 wird es 10 Jahre, daß ich 
nach dem Tod des Herrn Landesrates Prirsch in 
der Steiermärkischen Landesregierung das Wohn-
bauförderungsressort übernommen habe. Ich möch­
te daher ganz kurz diese letzten 10 Jahre noch 
einmal in Erinnerung rufen. Wenn ich die Budget­
ziffern des Jahres 1966 und jene des nächsten Jah­
res vergleiche, so sieht man schon allein daraus, 
wie gewaltig diese Förderung, expandiert hat, welch 
wichtiger Faktor die Wohnbauförderung für die 
gesamte Wirtschaft ist, wenn sie auch nicht so dis­
kutiert wird. So waren im Budget 1966, dem ersten, 
für das ich verantwortlich zeichnete, 317 Millionen 

Schilling für Wohnbauzwecke vorgesehen, wäh­
rend es im Jahre 1976 rund 1,5 Milliarden Schil­
ling sein werden. Der Hauptanteil besteht in der 
Überweisung der zweckgebundenen Bundesmittel, 
aber nicht erst seit 1970, sondern auch schon vor­
her, das möchte ich ausdrücklich feststellen. Die 
selbständigen Leistungen des Landes sind in diesem 
Jahr von 154 Millionen auf 338 Millionen Schilling 
enorm gestiegen. Man sieht daraus, daß dadurch 
der eminenten Bedeutung, die der Wohnbau für die 
gesamte Bevölkerung hat, Rechnung getragen wur­
de. Wir haben es immer wieder betont, daß erst 
ein eigenes Heim, eine eigene Wohnung zur Exi­
stenz der Menschen, besonders unserer Familien, 
gehört. So konnten nach der Landesförderung, ich 
möchte alle Sonderprogramme einschließen, nach 
dem Wohnbauförderungsgesetz 1954 und dem 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 in diesen 10 Jah­
ren insgesamt 24.645 Eigenheime mit 702 Mil­
lionen Schilling Direktdarlehen und Zinsenzuschüs­
sen für 2,1 Milliarden Schilling und 30.069 Geschoß­
bauwohnungen mit 6 Milliarden Schilling Direktdar­
lehen und Annuitätenzuschüssen für ca. 1 Milliarde 
Schilling Darlehen, also insgesamt ca. 55.000 
Wohnungen mit ca. 7 Milliarden Schilling, geför­
dert werden. Eine beachtliche Zahl, wenn man be­
denkt, daß zum Beispiel Graz insgesamt zirka 
93.000'Wohnungen hat. Und ich glaube, da sind wir 
alle wohl einer Meinung, wenn ich sage, daß die 
Steuermittel für diesen Zweck richtig eingesetzt 
wurden. 

Wenn ich gerade von ein- und derselben Mei­
nung gesprochen habe, so möchte ich auch hervor­
heben, daß es hinsichtlich der Gesetzgebung, der 
Verordnungen oder der Richtlinien in Fragen der 
Wohnbauförderung niemals größere parteipolitische 
Gegensätze gegeben hat. Es verdient daher in die­
sem Zusammenhang im Hohen Haus auch einmal 
betont zu werden, daß es eine solche Zusammen­
arbeit aller im Landtag vertretenen politischen 
Parteien vor allem hinsichtlich der Vorgangsweise 
bei der Vergabe der Förderungsmittel außer in der 
Steiermark sicherlich in keinem Bundesland gibt. 
Und mit meinem Kollegen Landesrat Bammer 
verbindet mich hier eine korrekte Zusammenarbeit, 
das möchte ich ausdrücklich feststellen. Daher glau­
be ich auch, daß die Wohnbauförderung kein Ma-
scherl hat, daß in Kapfenberg genauso gefördert 
wird wie in Pischelsdorf. Und ich möchte das aus­
drücklich hier vermerken. Ich darf bei dieser Ge­
legenheit auch die fruchtbringende Arbeit des 
Wohnbauförderungsbeirates hervorheben und bin 
sehr froh, darüber berichten zu können, daß in 
Zukunft, ebenfalls einvernehmlich beschlossen, ne­
ben den bisherigen vier bis fünf Sitzungen des 
Beirates pro Jahr auch Beschlüsse im Wege des 
Umlaufverfahrens durchgeführt werden. Neben der 
Erleichterung für das Amt bringt das vor allem 
Vorteile für die Förderungswerber. 

Wenn man die Entwicklung der letzten zehn Jah­
re auf dem Wohnbausektor, abgesehen von den 
Förderungsbeträgen, betrachtet, so können entschei­
dende Veränderungen festgestellt werden. So war 
es gesamtösterreichisch gesehen vor allem das 
Wohnbauförderungsgesetz 1968, das neben der Zu­
sammenlegung der Fonds, der Verlagerung der 


